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Pino kritisiert den Anspruch 
der öffentlich-rechtlichen Me-
dien auf die unbedingte Wahr-
heit: Das führt zu Hilflosigkeit 
der Mehrheit der Bevölke-
rung, die sich in den aktuellen 
Diskussionen nicht wiederfin-
det. „Und“, so der Kater, „was 
wir nicht verstehen, lehnen 
wir ab.“ Seite 15

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum:

Save the date: 20. Juli 2023
Die GZ ist Unterstützer im Team Energiewende Bayern

Das 14. Bayerische EnergieForum und das 9. Bayerische Was-
serkraftForum finden am 20.7.2023 als gemeinsame Veranstal-
tung in zeitlicher Nähe zu den Bayerischen Energietagen in der  
Stadthalle Gunzenhausen statt. Prominentester Redner wird 
Bayerns Energieminister Hubert Aiwanger sein.

Die Initiative „Team Energiewende Bayern“ des Bayerischen 
Wirtschaftsministeriums steht für eine objektive und vertrauens-
würdige Orientierungshilfe in der Energiewende. Projekte, Aktio-
nen und Beteiligte im Team motivieren zum Mitmachen. Die Part-
ner stellen ein Beraternetzwerk bereit, das bei der Umsetzung 
von Energieprojekten unterstützt.

Interessenten ( Besucherinnen und Besucher, Partner, Unter-
nehmen, Referentinnen und 
Referenten) am Bay erischen 
EnergieForum und am Bay e-
rischen WasserkraftForum 
können sich per Mail an ver-
anstaltungen@ gemeindezei-
tung.de wenden. Informatio-
nen und Anmeldemöglichkei-
ten stehen auf www.bay eri-
sches-energieforum.de oder 
www.bay erisches-wasser-
kraftforum.de bereit. �

CSU-Regierungsprogramm zur Landtagswahl:

„In Bayern lebt es 
sich einfach besser“
„Für ein starkes und stabiles Bayern. In Bayern lebt es 
sich einfach besser“: Unter diesem Motto steht das CSU-
Regierungsprogramm für die Landtagswahl 2023 am 
ϴ. Oktober, dass der Parteivorstand nun einstimmig ver-
abschiedet hat. Darin wirbt die Christlich-Soziale Union 
mit der Forƞührung ihrer bisherigen Regierungsarbeit. 
„Wir halten Kurs“, betonte Generalsekretär Martin Huber. 
Die Botschaft sei, dass die CSU in unsicheren Zeiten „für 
Stabilität und Orientierung“ stehe.

D ie CSU verweist u.a. darauf, 
die „Kommunen als Wurzelwerk 
der Demokratie“ stärken zu wol-
len. „Wir stehen für eine verlä ss-
liche finanzielle Ausstattung un-
serer Kommunen. D er kommu-
nale Finanzausgleich bewegt 
sich seit Jahren auf immer neu-
em Rekordniveau. 2023 gehen 
erstmals über 20 Mrd. Euro an 
die Kommunen. Das ist fast je-
der dritte Euro des Staatshaus-
halts. Wir werden auch weiter-
hin für stabile Kommunalfinan-
zen sorgen.“

Heimatstrategie als Kffensive

Mit Blick auf die Sicherung 
gleichwertiger Lebensverhältnis-
se in ganz Bay ern habe die CSU 
in den vergangenen Jahren ihre 
Heimatstrategie als „Offensive.
Heimat.Bay ern 2025 “  erfolgreich 
weiterentwickelt, heiß t es wei-
ter. „Wir werden sie an die He-
rausforderungen anpassen und 
fortführen. Wir setzen dies in 
den nä chsten Jahren um. D ane-
ben wollen wir die erfolgreichen 
Behördenverlagerungen fortset-
zen. Bis 2030 wollen wir mit fast 
100 Verlagerungsprojekten weit 
über 5 .000 Arbeitsplä tze und 
1.330 Studienplä tze in den lä nd-
lichen Raum bringen.“

Beim Thema Migration benö-
tigten die Kommunen dringend 
mehr Unterstützung vom Bund, 
fordert die Christlich-Soziale 
Union. D er Bund dürfe die Hilfe-
rufe der Städte, Landkreise und 
Gemeinden nicht lä nger ignorie-
ren. Neben einer wirksamen Be-
grenzung der illegalen Zuwan-
derung brauche es dauerhaft 
gesichert mehr Geld und Unter-
stützung. „In Bay ern gelingt In-
tegration besser, weil wir Inte-

gration fordern und fördern“, so 
die CSU. „Wir werden gemein-
sam mit den Kommunen unse-
re Integrationsangebote klar auf 
Sprache, Bildung, Arbeit und All-
tagskultur ausrichten.“

Familienland Bayern

D a der Freistaat „Familien-
land“ sei, sollen bis 2028 ge-
meinsam mit den Kommunen 
5 0.000 neue Betreuungsplä t-
ze für Kinder unter sechs Jah-
ren und 130.000 neue Plä tze für 
Kinder im Grundschulalter ge-
schaffen werden. „Wir stellen 
mit dem Familiengeld Wahlfrei-
heit sicher und werden es für Al-
leinerziehende erhöhen.“

D arüber hinaus gelte es, Be-
lastungen für Unternehmen und 

( Fortsetzung auf Seite 4)

Bayerns Landrätinnen und Landräte: 

Neue Wege 
in der Pflege

Bayerische Landrätinnen und Landräte haben sich im Rah-
men einer offenen Klausurtagung im Juni mit der sich zu-
nehmend verschärfenden Versorgungslage in der Langzeit-
pflege beschäftigt und „neue Wege in der Pflege“ diskutiert.

Landrat Thomas Eichinger,
Landsberg a. Lech, Vorsitzender 
des Sozialausschusses beim Bay -
erischen Landkreistag, zur Be-
grüßung: „Wir diskutieren die 
Versorgung pflegebedürftiger
Menschen seit Jahren unter den 
Prämissen fehlender Pflege-
kräfte, steigender Bedarfe und 
überforderter Angehöriger. Als 
Landkreise sind wir zwar einer-
seits mittendrin und doch sind 
uns andererseits aufgrund des 
eingeschrä nkten gesetzlichen 
Auftrages die Hände gebunden. 
Aus dieser Misere gibt es ver-
schiedene Wege. Wollen wir 
dem Personalmangel etwas ent-
gegensetzen, brauchen wir u. a.
eine vollständige AuĬebung der 
Fachkraftquote, um umgehend 
die Kapazitä ten ohne Qualitä ts-
einbuß en ausweiten zu können.
Wir brauchen schnellstmöglich 
eine Entbürokratisierung der 
Pflegedokumentation und wir 
müssen die Leistungen von Pfle-
gefachkräften aus dem Ausland 
schnell und unbürokratisch an-
erkennen.“

Negatives Bild und
viele innovative Konzepte

„Mindestens genauso wich-
tig ist aber die Antwort auf die 
Frage, wie gute Pflege in Zukunft 
überhaupt aussehen soll, und 
wie wir diese neu denken kön-
nen. Pflegeeinrichtungen, die 
aufgrund des Arbeitskräfteman-
gels Betten oder ganze Trakte 
still legen müssen, oder Diens-
te, die keine Touren mehr ma-
chen, gehören heute zum nega-
tiven Bild der Langzeitpflege. Auf 
der anderen Seite sehen wir vie-
le innovative Konzepte, die star-
ke und empathische Antworten 
auf die bestehenden Engpä sse 
geben. Darin liegt die Zukunft! So 
sind unter anderem der Pflege-
bauernhof Marienrachdorf, die 
Pflegewohnung in Euerdorf, die 
Gemeindeschwester Steinbach 
am Wald/ Teuschnitz oder auch 
die Gemeindeschwester des BRK 
Kronach und auch der Pflegekri-
sendienst im Landkreis Erding 
Vorzeigemodelle neuer Wege 

in der Pflege. Diese Modelle be-
kämpfen nicht nur den Pflege-
notstand, sie erlauben es unse-
ren Älteren, auch bei Pflegebe-
dürftigkeit länger noch ein eigen-
bestimmtes Leben zu führen“.

GroƘe gesellschaŌliche 
Herausforderung

Bay erns Gesundheits- und 
Pflegeminister Klaus Holetschek 
betonte: „Eine gute Betreuung 
und Versorgung der steigenden 
Zahl von Pflegebedürftigen ist 
die große gesellschaftliche He-
rausforderung. Klar ist: D iese 
Aufgabe können wir nur gemein-
sam erfolgreich bewältigen. Die 
Strategie ‚Gute Pflege. Daheim 
in Bay ern‘ , die wir am 21. O k-
tober 2022 zusammen mit den 
Kommunalen Spitzenverbä nden 
und den Pflegekassen beschlos-
sen haben, liefert Lösungsansät-
ze zum Auf- und Ausbau einer 
zukunftsfähigen pflegerischen 
Versorgungsstruktur.“

( Fortsetzung auf Seite 4)
DStGB-Hauptausschuss in Berlin:

Zeitenwende nur mit starken 
Städten und Gemeinden

Einen Neustart in der Migrationspolitik hat der DStGB-
Hauptausschuss im Rahmen seiner zweitägigen Sitzung 
in Berlin unter dem Motto „Zeitenwende nur mit star-
ken Städten und Gemeinden“ gefordert. Zumindest perso-
nell wurde die Zeitenwende bereits eingeläutet: Dr. André  
Berghegger wurde zum neuen Hauptgeschäftsführer des 
DStGB gewählt. Der 51-jährige Jurist, seit 2021 Vorsitzen-
der der Arbeitsgemeinschaft Kommunalpolitik der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, wird zum 1. Januar 2024 Nach-
folger von Dr. Gerd Landsberg, der Ende 2023 in den 
Ruhestand geht.

„So wie es jetzt läuft, darf 
und kann es nicht weitergehen“ , 
betonten Verbandsprä sident, 
Erster Bürgermeister D r. Uwe 
Brandl ( Abensberg), und Haupt-
geschäftsführer Dr. Gerd Lands-
berg. Nach deren Auffassung 
sind die Stä dte und Gemein-
den bei der Unterbringung, der 
Versorgung und der Integration 
längst an ihrer Leistungsgrenze 
angelangt. „Wir wollen gemein-
sam mit den Bürgerinnen und 
Bürgern helfen, aber die Kapazi-
tä tsgrenzen sind nun einmal be-
schrä nkt. D arauf muss die Poli-
tik endlich eine dauerhafte und 
nachhaltige Antwort finden.“

Wirksame Begrenzung 
und faire serteilung

Im Einzelnen fordert der D eut-
sche Stä dte- und Gemeinde-
bund eine wirksame Begrenzung 
des Zustroms und eine faire Ver-
teilung der Flüchtlinge innerhalb 
D eutschlands, aber auch inner-

halb der EU. Notwendig sei zu-
dem ein wirksamer Schutz der 
Auß engrenzen der EU, mit der 
Möglichkeit, schon dort Asyl-
verfahren für Personen durchzu-
führen, die voraussichtlich keine 
Bleibeperspektive haben. Auch 
die Harmonisierung der Integ-
rations- und Sozialleistungen sei 
ein notwendiger Schritt.

KonseƋuente Abschiebung

Um die Akzeptanz in der Be-
völkerung nicht zu gefä hrden, 
sei die konsequente Abschie-
bung von ausreisepflichtigen 
Personen von groß er Bedeu-
tung. „Vielfach reichen die Vor-
laufzeiten in den Kommunen 
nicht aus, um die Aufnahme neu 
ankommender Menschen gut zu 
organisieren“ , stellten die Ver-
bandsvertreter fest. „Wir brau-
chen daher ein Frühwarnsy s-
tem bzw. ein Lagezentrum, das 
über ankommende Personen in-
formiert. Notwendig ist auß er-

dem eine deutliche Ausweitung 
der Erstaufnahmeeinrichtungen 
von Bund und Ländern, so dass 
nur Personen mit Bleibepers-
pektive auf die Kommunen ver-
teilt werden.“

DauerhaŌe Finanzierung
durch Bund und Länder

Von Bund und Ländern erwar-
ten die Kommunen die dauer-
hafte Finanzierung von Unter-
bringung, Versorgung und In-
tegration der nach Deutsch-
land gekommenen Menschen. 
D ies müsse auch für die zusä tz-
lichen Kita- und Schulplä tze gel-
ten. „Insgesamt geht das Finan-
zierungsbingo zwischen Bund 
und Ländern zu Lasten der Kom-
munen. D as muss ein Ende ha-
ben“, kritisierten Brandl und 
Landsberg. „Nicht zuletzt des-
wegen fordern wir eine neue 
‚Gemeinschaftsaufgabe Integ-
ration͛ im Grundgesetz, in der 
die Finanzierung von Unterbrin-
gung, Versorgung und Integrati-
on zwischen Bund und Ländern 
verbindlich geregelt wird. D amit 
würde auch rechtlich eindeutig 
festgelegt, dass Bund und Län-
der diese Aufgabe gemeinsam 
finanzieren müssen.“

D arüber hinaus schlä gt der 
DStGB ein Migrationsgesetz-
buch vor, das alle bestehenden 
Regelungen in einem Gesetz zu-
sammenführt und harmonisiert.

( Fortsetzung auf Seite 4)
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L A N D E S ͳ  U N D  B U N D E S P O L I T I K2 GZ

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Klaus Habermann 

8 65 5 1 Aichach 
am 9.7.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Landrat Anton Speer 

8 2467 Garmisch-Partenkirchen 
am 12.7.

ZUM 60. GEBURTSTAG
O berbürgermeister 

Alexander Putz 
8 4028  Landshut 

am 18 .7.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Andreas Kögl 

8 6972 Altenstadt
am 6.7.

Bürgermeister Helmut Zech 
85235 Pfaffenhofen a.d. Glonn 

am 7.7.

Bürgermeister Fridolin Göß l 
8 6697 O berhausen 

am 19.7.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Heiko Bä uerlein 
97332 Volkach 

am 6.7.

Bürgermeister Jörg Fritsch 
91224 Pommelsbrunn 

am 14.7.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Christian Seeberger 
8 7746 Erkheim 

am 9.7.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister Florian Gams 

94474 Vilshofen 
am 13.7.

Bürgermeister 
Jonas M erzbacher 

96163 Gundelsheim 
am 14.7.

Landrat Sebastian Straubel 
9645 0 Coburg 

am 14.7.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

6. Juli 2023

Unser Online-Seminar-Angebot wird stetig ausgebaut. Unsere 
nächsten Termine stehen fest. Buchen Sie Ihr Ticket und seien Sie 
online live dabei!

GZ Akademie GZ

Bildrechte und DSGVO
Teil 1: 11. Juli 2023, 10:00 - 12:30 Uhr
Teil 2: 11. Juli 2023, 13:30 - 16:00 Uhr

D ie M enschen lieben Bilder. Bilder können besser verstanden 
werden als Texte. Deshalb können weder Politik noch Verwaltung 
auf Bilder verzichten. D och was muss man wissen, um nicht in die 
Fallen der Betrüger und die Mühlen der Justiz zu geraten. Das Gan-
ze ist nicht so einfach, wie man glaubt – aber auch nicht so schwie-
rig, wie befürchtet. Aber es braucht Zeit, um Sicherheit zu gewin-
nen. D eshalb wird dieser Vortrag zweigeteilt. Ihre Fragen dazu sind 
herzlich willkommen.
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 290,- €  zzgl. M wSt. �

Bayerisches EnergieForum und Bayerisches WasserkraftForum
20. Juli 2023, ϵ:00 - 16:30 Uhr
Stadthalle Gunzenhausen, Isle-Platz 1, ϵ1710 Gunzenhausen

Das Bayerische EnergieForum findet bereits zum 14. Mal statt! In 
diesem Jahr bündeln wir unsere Kräfte und schließen uns mit unse-
rer Schwester-Veranstaltung, dem Bayerischen WasserkraftForum 
zusammen. Die Foren finden in zeitlicher Nähe zu den Bayerischen 
Energietagen statt.

Hauptredner ist Hubert Aiwanger, Bay erischer Staatsminister für 
Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie, der die Bayerische Ge-
meindeZeitung als Unterstützer der Energiewede in Bay ern auszeich-
nen wird. D as Bay erische EnergieForum und das Bay erische Wasser-
kraftForum sind DIE Fachveranstaltungen für bayerische kommunale 
Entscheiderinnen und Entscheider, die in ihren Heimatgemeinden und 
-stä dten mit Energie- und Klimaschutzthemen betraut sind. 
Anmeldung: www.bayerisches-energieforum.de
Teilnahmegebühr: Für Kommunalvertreter kostenfrei, Abonnenten 
55,- Euro, Wirtschaftsvertreter 95,- Euro (jeweils zzgl. MwSt.) �

VORSCHAU
Schwierigkeiten mit Personal meistern
1ϵ. September 2023, 14:00 - 16:30 Uhr
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145 ,- €  zzgl. M wSt. �
Social Media für Kommunen
16. November 2023, 10:00 - 12:30 Uhr
Referentin: Gisela Goblirsch, PR-Competence
Anmeldung: www.bayerisches-infrastrukturforum.de
Teilnahmegebühr: 145 ,- €  zzgl. M wSt. �

Au ß erordentl iche D el eg iertenv ers am m l u ng  der Bu ndes - S GK :

Kornblum ist neuer Vorsitzender
Der Oberbürgermeister der Stadt Braunschweig, Dr. Thorsten 
Kornblum, ist auf der außerordentlichen Delegiertenversamm-
lung der Bundes-SGK in Berlin zum neuen Vorsitzenden gewählt 
worden. Sein Vorgänger Michael Ebling, ehemaliger Oberbürger-
meister der Landeshauptstadt Mainz, hatte nach seiner Ernen-
nung zum Innenminister von Rheinland-Pfalz sein Amt bei der 
Bundes-SGK ruhen lassen. Als stellvertretende Vorsitzende wur-
den gewählt: Thomas Beyer, Bürgermeister der Hansestadt Wis-
mar, Dr. Daniela Harsch, Bürgermeisterin für Soziales, Ordnung 
und Kultur der Stadt Tübingen, Frank Meyer, Oberbürgermeister 
der Stadt Krefeld, Mike Schubert, Oberbürgermeister der Stadt 
Potsdam und Andreas Siebert, Landrat des Landkreises Kassel.

Zu seiner Wahl erklä rte der 
neue Bundes-SGK-Vorsitzende:
„Die SGK ist seit jeher die kräf-
tige Stimme für eine sozial-
demokratische Politik in den 
Stä dten, Kreisen und Gemein-
den͙ In einer krisengeschüttel-
ten Zeit wollen wir als Kommu-
nalpolitikerinnen und Kommu-
nalpolitiker unseren Mitbürge-
rinnen und M itbürgern durch 
pragmatische Politik Sicherheit 
und gute Lösungen bieten. Un-
sere Aufgabe wird es besonders 
sein, unsere Stä dte, Kreise und 
Gemeinden zu klimaneutralen 
Standorten zu entwickeln, die 
Transformation unserer Wirt-
schaft zum Erfolg zu führen, die 
D aseinsvorsorge vor O rt zu si-
chern und die Verwaltungsdigi-
talisierung umzusetzen. D abei 
gilt es, Augenmaß  zu bewahren, 
private Haushalte und Unter-
nehmen nicht zu überfordern 
und den sozialen Zusammenhalt 
nicht zu vergessen.“

S chulterschluss  
mit der Parteisp itze

SPD -Vorsitzender Lars Klingbeil 
gratulierte Thorsten Kornblum 
in einer Videobotschaft und be-
tonte, dass er sich auf einen ste-
tigen Austausch mit ihm und der 
SGK freue. D ie Bundes-SGK sor-
ge dafür, dass die kommunalpoli-
tischen Themen auf der Bundese-
bene Gehör finden und wahrge-
nommen werden. SPD -General-
sekretä r Kevin Kühnert zufolge 
„ist unsere kommunale Familie 
die Garantin dafür, dass die Wan-
delprozesse unserer Zeit lebens-
nah und sozial angegangen wer-
den. D as unterscheidet die SPD  
auch von M itbewerbern ohne 
kommunale Basis. Ich bin froh, 
dass sich unsere sozialdemokra-
tischen Kommunalpolitiker inten-
siv mit der Transformation hin zu 
klimaneutralen Stä dten, Gemein-
den und Kreisen befassen und Lö-
sungen erarbeiten, damit wir die 
Zukunft mutig gestalten können.“

D ie D elegiertenversammlung 
hatte zwei inhaltliche Schwer-
punkte: Zum einen wurde ei-
ne Resolution für den Erhalt der 

Stä dtebauförderung gefasst, und
zum anderen ein Antrag zur
Transformation beschlossen. 
Laut Bundes-SGK sind klimaneu-
trale Stä dte, Gemeinden und 
Kreise das Ziel. D azu zä hlten die 
Energie- und Wä rmewende, die 
M obilitä ts- und Verkehrswende 
sowie Klimaanpassungsmaß nah-
men.

K ommunen mü ssen von  
Klimawende profitieren

D abei müssten die M enschen 
vor O rt als auch die Kommu-
nen profitieren, beispielswei-
se durch die Beteiligung an den 
Erträgen von Windkraft und 
Photovoltaik. Zugleich seien die 
M öglichkeiten der Stromerzeu-
gung aus erneuerbaren Quellen 
im Bereich des M ieterstroms 
auszuweiten. Eine kommuna-
le Wä rmeplanung stelle das ef-
fizienteste Mittel dar, die „Wär-

mewende“  voranzutreiben.

Bei Altschulden fordert Amp el 
S olidarität der Länder

Um den besonders finanz-
schwachen Kommunen, die nicht 
allein aus ihrer Altschuldenprob-
lematik herauskommen, zu hel-
fen, hat der Koalitionsvertrag 
der Ampel-Regierung eine Be-
teiligung des Bundes an einer Lö-
sung angekündigt. Hierzu sollten 
laut Bundes-SGK so bald als mög-
lich entsprechende Vorschlä ge 
unterbreitet werden, die noch in 
dieser Legislaturperiode umge-
setzt werden können. Bei der Lö-
sung des Problems der kommu-
nalen Altschulden bedürfe es der 
Zustimmung aller Länder. Bereits 
erfolgte Anstrengungen einzel-
ner Lä nder sollten dementspre-
chend in einem Konzept ange-
messen berücksichtigt werden. 
„Es ist hier an die Solidaritä t un-
ter den Lä ndern zu appellieren.“

Eine wichtige Maßnahme ei-
ner langfristigen und planba-
ren Förderung von Investitio-
nen seien dauerhafte Investiti-
onspauschalen. Diese eröffneten 
den Kommunen vor O rt im Sin-
ne der kommunalen Selbstver-
waltung wichtige Entscheidungs- 
und Handlungsspielrä ume und 
reduzierten den administrativen 
Aufwand. Förderprogramme mit 

spezifischen Einzelaspekten und 
komplexen Einzelnachweisen er-
schwerten insbesondere für klei-
nere und finanzschwache Kom-
munen das Fördermittelmanage-
ment.

Knappe Personalkapazitä ten 
erschwerten die Ausweitung 
kommunaler Investitionen. Ne-
ben den Finanzbedarfen sei-
en die fehlenden Personalkapa-
zitäten (quantitativ und quali-
tativ) ein weiteres besonderes 
Hemmnis. Der Fachkräfte- und 
inzwischen spürbare allgemei-
ne Arbeitskräftemangel stelle 
ein ernstzunehmendes Problem 
für die Handlungsfä higkeit der 
Kommunen dar.

S oziale S p altung verhindern

Fazit: „In den Stä dten, Ge-
meinden und Kreisen müssen 
wir die Entwicklung zu klima-
neutralen Kommunen flächen-
deckend beginnen. D en Ten-
denzen einer zunehmenden so-
zialen Spaltung der Gesellschaft 
muss entgegengewirkt werden. 
Vielerorts wird gefragt, ob die 
Grenzen der Belastbarkeit er-
reicht sind. D ie Kommunen ha-
ben sich mit ihren kommunalen 
Unternehmen und Einrichtun-
gen der D aseinsvorsorge bisher 
als resilient erwiesen.“  D amit 
dieses auch so bleibt, appelliert 
die Bundes-SGK an Bund und 
Lä nder, der kommunalen Ebene 
den Rücken zu stä rken und ihr 
eine bessere Ausstattung zu er-
möglichen. DK

E u rop aau s s chu s s v ors itzender al s  I deeng eber: 

Landtag ermöglicht Netzwerk für 
„EuropaGemeindeRäte“ 

Kostenlose Bildungsangebote – Kultusministerium investiert 250.000 Euro
„Europa wirkt vor Ort“ – ein Satz, der schnell gesagt ist. Tatsäch-
lich aber ist – von Gesetzen bis Förderungen – die Kommune einer 
der zentralen Punkte, an denen man der EU begegnet. Auĩau-
end darauf haben Kultusministerium und Europäische Akademie 
Bayern e.V. nun das Pilotprojekt „EuropaGemeindeRäte Bayern“ 
gestartet. Ideengeber des mit einer Viertelmillion Euro unterfüt-
terten Netzwerks ist der Landtagsabgeordnete und Europaaus-
schussvorsitzende Tobias Gotthardt (Freie Wähler). 

Sein Anliegen: „D ie Europa-
kompetenz unter Bay erns Ge-
meinderä ten so erhöhen, dass 
ein stä rkeres Bewusstsein für 
europä ische Fragen und M ög-
lichkeiten wä chst, die EU sich 
aber gleichzeitig auch auf ein 
fundiertes Feedback aus den 
Kommunalparlamenten heraus 
verlassen kann. D ie Idee dazu 
ist nicht ganz neu: „Ö sterreich 
hat mit seinen Europagemein-
derä ten bereits vor zehn Jah-
ren vorgelegt und verzeichnet 
groß e Erfolge“ . Zusä tzlich seien 
Bay erns Europagemeinderä te 

„Torbogen zu weiteren Angebo-
ten auf europä ischer Ebene“ , so 
Gotthardt.

Überp arteiliches Netzwerk

Bei der gemeinsamen Prä sen-
tation der Aktion mit Kultusmi-
nister M ichael Piazolo und Kul-
tusstaatssekretä rin Anna Stolz 
im Landtag verrä t Birgit Boeser, 
Leiterin der Europä ischen Aka-
demie Bay ern, auch den Ansatz 
des bay erischen Piloten: „Wir 
haben es sehr bewusst als ein 
überparteiliches Netzwerk ge-
wä hlter Gemeinderä te und An-
gebot der Erwachsenenbildung 
angelegt.“  Hohe Hürden habe 
man bewusst vermieden: „Wir 
holen die M enschen dort ab, 
wo sie wirken – und bringen ih-
nen Europa nä her.“  Auch Kul-
tusminister Piazolo ist sich si-
cher: „D ie Europagemeinderä -
te sind ein wichtiger Lücken-
schluss im europapolitischen 
Bildungsangebot des Freistaats. 
Wir bringen damit wertvolle Eu-
ropakompetenz ins Kommunal-
parlament, wir stä rken unsere 
Stä dte und Gemeinden im eu-
ropä ischen Kontext.“  Staatsse-
kretä rin Anna Stolz, einst selbst 
Bürgermeisterin im unterfrä n-
kischen Arnstein ergä nzt: „Eine 
geniale Idee – man kann vor O rt 
nicht genug über Europa wissen, 
um das Beste für die eigene Ge-
meinde zu erreichen.“

Mit der Anmeldung ins Netz-
werk – sie kann durch die Ge-
meinderäte erfolgen – öffnet 
sich den Beteiligten der Zugang 
zu zahlreichen, hochwertigen 
Bildungs- und Informationsan-
geboten. Gleichzeitig ist eine 
parallele Anmeldung zum Pro-
gramm „Europa fä ngt in der Ge-
meinde an“  der Europä ischen 
Kommission sowie dem „Euro-
päischen Netz der regionalen 

und lokalen EU-Beauftragten“ 
des Europä ischen Ausschuss der 
Regionen möglich.

Von bay erischer Seite aus gibt 
es Vernetzungskonferenzen in 
Bayern sowie ein Informations-
seminar in Brüssel – allesamt 
kostenlos für die beteiligten Ge-
meinderä te. M öglich gemacht 
hat das geförderte Angebot ins-
gesamt eine Haushaltsinitiative, 
die Gotthardt über seine Frak-
tion der Freien Wähler und mit 
Mehrheit der Bayernkoalition 
umgesetzt hat. Für ihn als Euro-
paausschussvorsitzender ist da-
mit eine Vision Wirklichkeit ge-
worben, für die er seit 2020 ge-
worben hatte: „Ich bin über-
zeugt, dass es diese Initiative für 
die Reihen der Kommunalpoliti-

ker braucht, um die politischen 
Ebenen besser zu verschrä n-
ken.“  Und der Erfolg gibt ihm 
Recht: Schon kurz nach Start des 
Netzwerks haben sich rund 120 
Kommunalpolitiker angemeldet, 
Tendenz weiter steigend.

Weitere Informationen zum 
Netzwerk der „EuropaGemein-
deRä te Bay ern“  und den kosten-
losen Bildungsangeboten sowie 
ein Anmeldeformular gibt es on-
line unter www.europagemein-
deraete.bay ern. �

R u nder T is ch zu  Bayerns  W as s ers trateg ie:

Schützen, 
sparen, speichern

Der Umgang mit der auch in Bayern immer knapper werden-
den Ressource Wasser stand bei einem Runden Tisch in der 
Staatskanzlei mit Eǆperten, Behörden und Kommunen im 
Mittelpunkt. Laut Ministerpräsident Dr. Markus Söder, Um-
weltminister Thorsten Glauber und Landwirtschaftsministe-
rin Michaela Kaniber reicht Wassersparen allein künftig nicht 
mehr aus. Vielmehr sollen neue Technik und Infrastruktur Ein-
gang in Bayerns Wasserstrategie finden.

„Wasser ist unser blaues Gold 
und wird immer wertvoller“ , er-
klä rte M arkus Söder. Wegen der 
sich verschä rfenden Wasser-
knappheit solle es künftig auch 
ein überregionales Verteilsy stem 
geben. Ziel müsse ein effiziente-
rer Umgang mit Wasser sein.

Verteilungskämp fe

D er M inisterprä sident ver-
wies auf grundlegende Kon-
fliktlinien zwischen den wirt-
schaftlichen Nutzern und regio-
nale Verteilungskä mpfe. Hier 
brauche es einen klugen, aus-
balancierten M ix an Ideen. D a-
zu gehöre unter anderem ein 
Verbot für jegliche Privatisie-
rung von Wasser. In der Land-
wirtschaft sei ein effizienterer 

Einsatz bei der Bewä sserung 
nötig und ein besseres System, 
um Wasser zu speichern. Erneut 
kündigte Söder für das kom-
mende Jahr die Einführung des 
sogenannten Wassercents an. 
D ieser solle für mehr Sensibilitä t 
bei der Wassernutzung sorgen.

Überregionale  
Fernwasserversorgung

Um insbesondere die Regionen 
besser mit Wasser zu versorgen, 
soll nach Angaben von Umwelt-
minister Thorsten Glauber eine 
überregionale Fernwasserver-
sorgung entstehen. D iese „Was-
serspange“  soll ausgehend vom 
Bodensee über die frä nkischen 
Regierungsbezirke bis nach Nie-
derbay ern unter Einbeziehung 

der Trinkwassertalsperren M aut-
haus in O berfranken und Frauen-
au in Niederbayern führen.

Landwirtschaftsministerin Mi-
chaela Kaniber bezeichnete den 
künftigen Umgang mit der Res-
source Wasser in Bay ern als 
„schwierigen Wettlauf mit der 
Zeit“ . Es gelte, dem Klimawan-
del die Stirn zu bieten. Die Mi-
nisterin prognostizierte Nut-
zungskonflikte um die Ressour-
ce Wasser. Um eine Ernä hrungs-
souverä nitä t herzustellen, gelte 
es jetzt die Weichen zu stellen. 
Wer über das Wassersparen 
spreche, dürfe nicht ausblen-
den, dass heute Lebensmittel in 
Bay ern konsumiert würden, die 
aus Lä ndern stammten, in de-
nen die Wasserknappheit be-
reits sehr hoch sei.

Stellvertretend für die kom-
munalen Wasserversorger sieht 
D r. Juliane Thimet, Stellvertre-
terin des Geschäftsführenden 
Prä sidialmitglieds beim Bay e-
rischen Gemeindetag und dort 
zustä ndig für alle wasserrecht-
lichen Fragen, den angedachten 
Wassercent kritisch. Wie sie ge-
genüber dem BR deutlich mach-
te, werden die Gebühren bei 
all den anstehenden Aufgaben 
auch ohne Wassercent steigen. 
D eshalb erwartet sie auch keine 
auß erordentliche Lenkungswir-
kung durch eine Verteuerung 
des Wassers: Sie hoffe, dass die 
Bürger ohnehin darüber nach-
denken, wofür sie wie viel Was-
ser verwenden.

Bislang, so Thimet, sei der 
Wassercent nur an „wasserwirt-
schaftliche Zwecke“ gebunden. 
Im Falle der Einführung des Was-
sercents müssten aus ihrer Sicht 
jedoch die Einnahmen zweckge-
bunden dem Grundwasserschutz 
zugutekommen. Größ ere Schutz-
gebiete würden benötigt, Verein-
barungen mit der Landwirtschaft 
seien auszugleichen. DK

https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
https://www.bayerisches-infrastrukturforum.de/
http://www.europagemeinderaete.bayern
http://www.europagemeinderaete.bayern
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den K om m u nen kom m t in 
der Energiepolitik eine tragen-
de u nd des hal b hö chs t v erant-
wortu ng s v ol l e R ol l e zu .  E iner-
s eits  haben s ie m it al l  ihren I m -
m obil ien u nd M obil ien s el bs t ei-
nen hohen E nerg iebedarf ,  den 
sie nachhaltig, sicher und preis-
wert decken m ü s s en.  Anderer-
s eits  g es tal ten s ie die R ahm en-
beding u ng en f ü r ihre M itbü rg er.  

Bei kom m u nal en E nerg iethe-
m en l as s en s ich drei g roß e T he-
menfelder ausmachen:
• T echnis che L ö s u ng s ans ä tze
• R echtl iche R ahm enbeding u ng en
• Und die ganz konkrete Frage: Wie bezahlen 
wir das  al l es ?  

Au f  dem  Bayeris chen E nerg ie-  u nd W as s er-
kraftForum, das am 20.ϳ.2023 in der Stadthalle 
Gunzenhausen staƪindet, zeigen wir Lösungs-

ans ä tze f ü r al l  dies e F rag en.  D ie E nts cheidu ng en 
kö nnen wir I hnen nicht abnehm en;  s ie werden 
im Rathaus getroīen! 

Eines vorweg: Der Klimawandel kommt nicht. 
Er ist schon da! Das Klima hat sich in den 	o -
nen der E rdg es chichte im m er wieder v erä ndert.  
Au ch E rdteil e kam en u nd g ing en.  W o wir j etzt 
l eben,  war zu  einer anderen Z eit ein M eer u nd 
wä hrend anderer P has en der E rdg es chichte eine 
E is wü s te.  D abei s p iel ten die P rotu beranzen au f  
der Sonne eine wichtige Rolle, und die Neigung 
der E rdachs e;  au ch die P ol e wechs el ten im m er 
wieder. Es gab Meteoriteneinschläge, die ϵ0 Pro -
zent des  L ebens  au f  u ns erem  P l aneten au f  einen 
S chl ag  v ernichteten.  

Aber noch nie,  noch g ar nie,  haben M ens chen 
innerhalb einer Generation diese Erde und ihre 
Atm os p hä re s o v ers chm u tzt,  wie das  g enau  j etzt 
der F al l  is t.  I m m er noch p rodu zieren wir M ü l l  oh-
ne Ende, anstatt ihn zu verhindern. So hinterlas-
sen wir nachfolgenden Generationen Berge von 
Dreck und Gift. Deren KonseƋuenzen vorauszu-
sehen, mühen sich ƋualiĮzierte Fachleute eben-
so wie schräge Vögel, die im Namen des Klimas 
ihren Unfug treiben. Wie auch immer: Wir müs-
sen mit den klimatischen Verhältnissen auf unse-
rer kl einen W el tku g el  zu rechtkom m en.  E ine an-
dere haben wir nä m l ich nicht.  

D as  V iru s ,  das  u ns  ru nd u m  den Gl obu s  in den 
v erg ang enen zweieinhal b J ahren in Atem  hiel t,  

zeig te u ns  –  ebens o wie der 
K rieg  in der U kraine – ,  wie 
anfällig unser Gesellschafts- 
und Wirtschaftssystem ist 
u nd au ch,  wof ü r au f  einm al  
Gel d da is t u nd wof ü r nach 
wie v or nicht.   

Unsere Generation steht 
v or g roß en H erau s f orderu n-
g en.  O b u ns er L eben s o kom -
f ortabel  bl eibt,  wie wir das  
s eit v iel en J ahrzehnten g e-
wohnt s ind,  wird au ch dav on 
abhä ng en,  wie S ie,  l iebe L es e-
rinnen u nd L es er,  die in Bay-
erns  K om m u nen V erantwor-
tung tragen, Vorbildfunktion 

haben u nd g es tal ten kö nnen,  s ich in Bayerns  Ge-
m einden,  S tä dten,  L andkreis en u nd Bezirken in 
die Energiepolitik einbringen und für unsere Mit-
menschen Rahmenbedingungen schaīen, damit 
unser Land endlich wieder funktioniert – so wie 
es  u ns  in der j ü ng s ten Bu ndes tag s wahl  doch v er-
s p rochen war.  

Vor einiger �eit durfte ich einen Bürgermeis-
ter interv iewen,  der m it H erz u nd S eel e daf ü r 
kämpft, seinen Heimatort im Frankenwald wie-
der zu m  L eben zu  erwecken.  Au f  die F rag e,  war-
u m  er s eine g u t bezahl ten,  interes s anten J obs  in 
Politik und Wirtschaft aufgegeben hat, um Bür-
g erm eis ter dies es  kl einen O rtes  zu  s ein,  entg eg -
nete er: „Weil nur hier machst Du den entschei-
denden U nters chied. “  

D ies e E ins tel l u ng ,  l iebe L es erinnen u nd L es er,  
die au ch S ie antreibt,  dies e L iebe zu r H eim at u nd 
den drä ng enden W u ns ch,  es  bes s er zu  m achen 
für alle Beteiligten, das gibt mir Hoīnung und 
ich danke I hnen f ü r I hr E ng ag em ent f ü r u ns ,  u n-
sere Kinder und die kommenden Generationen.

W ä hrend u ns eres  Bayeris chen E nerg ie-  
und WasserkraftForums in Gunzenhausen 
;20.ϳ.2023Ϳ wird Bayerns Wirtschafts- und Ener-
g iem inis ter,  der s tel l v ertretende M inis terp rä s i-
dent u ns eres  F reis taats ,  H u bert Aiwang er,  die 
Bayeris che Gem eindeZ eitu ng  zu r ‚ U nters tü tzerin 
der E nerg iewende‘  ernennen.  W ir s ind au f  dies e 
Anerkennu ng  u ns erer Arbeit s ehr s tol z.  

Unser Bayerisches EnergieForum Įndet be-
reits seit 2008 statt. Partner sind erneut der VKU 
Bayern u nd die Bayeris chen E nerg ieag entu ren.  
Wir laden Sie herzlich ein, dabei zu sein! Infos 
u nd Anm el du ng  u nter www. bayeris ches - ener-
g ief oru m . de

P . S .  D enken S ie daran,  s ich V ers tä rku ng  m itzu -
nehmen, denn die Vorträge werden gleichzeitig 
in vier Räumen gehalten! Der Eintritt für Vertre-
ter v on K om m u nen u nd kom m u nal en U nterneh-
m en is t kos tenf rei.

GZ KOLUMNE
Constanze von Hassel

Herzliche Einladung 
zum Bayerischen Energie-
Forum in Gunzenhausen

L iebe L es erinnen
u nd L es er,

Ihre Constanze von Hassel
C hef redakteu rin 
Bayeris che Gem eindeZ eitu ng

Neue Infoseite www.ganztag.bayern.de:

Chancen für alle in Bayern durch 
bedarfsgerechte Ganztagsbetreuung

son Ulrike Scharf, MdL
Bayerische Staatsministerin für Familie, Arbeit und Soziales

Familie, Erziehung und Bildung prägen fürs Leben. :eden dag wird 
in unseren Familien eine groƘartige Leistung erbracht, die der Staat 
niemals ersetzen kann. Doch durch den gesellschaŌlichen Wandel 
bilden vermehrt Kindergarten, dagespŇege, schulische Ganztagsbe-
treuung, Mittagsbetreuung, Kombimodelle und Horte das Funda-
ment für die weitere Bildungsbiographie. Wer in der Kindheit das 
Sprungbrett ins Leben verpasst, muss sich die Kompetenzen später 
umso mühevoller erarbeiten. Deshalb lohnt jede Investition für un-
sere Kinder, nicht zuletzt als Prävention, um spätere soziale Folgen 
und Lasten gebrochener Bildungswege zu verhindern. Wir wollen al-
len dalenten die düren öffnen zu deilhabe und Wohlstand.

V erä nderte Bedarf e der E l tern,  
die du rch den Z u zu g  nach Bay-
ern heterog enere Bev ö l keru ng s -
struktur, immer vielfältigere Bil-
du ng s v orau s s etzu ng en u nd die 
zahlreichen Kinder mit Migrati-
ons hinterg ru nd –  das  s ind nu r ei-
nig e der Grü nde,  waru m  S tä dte 
u nd Gem einden zu s am m en m it 
dem  F reis taat die f rü hkindl iche 

sätzlich zu den Landesmitteln zur 
Förderung der Investitionskosten 
eing es etzt,  wobei die F AG-  K os -
tenrichtwerte zuletzt um 1ϳ,8 Pro -
zent im  V erg l eich zu m  V orj ahr an-
g ehoben worden s ind.  D abei er-
füllt auch die verlängerte Mittags-
betreu u ng  den R echts ans p ru ch.  
Deshalb wird hier die Investitions-
kos tenf ö rderu ng  m it einem  Au f -
s chl ag  v on 1 5  P rozentp u nkten 
au f  den reg u l ä ren F AG- F ö rders atz 
v erbes s ert.  Z u dem  werden v er-
traglich festgelegt bis zu 200 Mil-
l ionen E u ro zu s ä tzl ich f ü r die Be-
triebs kos tenf ö rderu ng  nach Bay-
ern Ňießen, aufwachsend ab dem 
Jahr 2026. Die Kommunen wer-
den also neben den Investitions- 
au ch bei den Betriebs kos ten zu -
s ä tzl ich u nters tü tzt.  

FachkräŌegewinnung

F ü r den Au s bau  der K inderbe-
treu u ng  brau cht es  m ehr P ers o-
nal .  I n v iel en m einer Ges p rä che 
is t dies  die g rö ß te S org e.  I m  Bü nd-
nis  f ü r F rü hkindl iche Bil du ng  ha-
ben wir des hal b einen F ü nf - P u nk-
te-Plan für mehr Fachkräfte auf 
den W eg  g ebracht.  M it den im  
Juni veröīentlichten Richtlinien 
f ö rdert der F reis taat u nter ande-
rem noch mehr Assistenzkräfte. 
W ir haben die Anzahl  der F ach-

akadem ien f ü r S ozial p ä dag og ik 
in zwölf Jahren um ϱ0 Prozent auf 
jetzt ϳ3 gesteigert. Wachsende 
Abs chl u s s zahl en an den F achaka-
dem ien zeig en,  das s  der E rzieher-
beru f  hoch im  K u rs  s teht.  U ns er 
YualiĮzierungsprogramm für den 
Yuereinstieg ist schon kurz nach 
dem  S tart ein R enner u nd wird 
weiter au s g ebau t.  E s  g ibt P otenzi-
ale für mehr Fachkräfte, wir müs-
sen sie nur noch oīensiver heben. 
D azu  zä hl en der du rchl ä s s ig e Au f -
stieg von der Assistenz- bis zur 
Fachkraft oder der erhöhte Meis-
terbonu s  au ch f ü r E rzieherinnen 
und Erzieher. Wichtig für die Kar-
rierechancen s ind die nochm al  zu -
sätzlichen ϰ00 Studienplätze für 
K indheits p ä dag og ik u nd S ozial e 
Arbeit. Und ganz wichtig ist mir 
au ch ein bes s eres  I m ag e v on s o-
zial en Beru f en ins g es am t,  was  wir 
du rch u ns ere H erzwerker- K am p a-
g ne u nters treichen.  K au m  etwas  
stiftet so viel Sinn und Freude wie 
die Arbeit m it K indern.  I ch beg rü -
ß e es  s ehr,  das s  s ich K om m u nen 
u nd f reie T rä g er noch m ehr an-
s treng en f ü r dies e Beru f e zu  wer-
ben u nd al s  g u te Arbeitg eber at-
traktiv zu sein.

D er Au s bau  der Ganztag s be-
treu u ng  is t die ents cheidende f a-
milien-, sozial- und integrations-
politische �ukunftsaufgabe der 
kom m enden J ahre.  T rotz al l er 
P robl em e v on Bau kos tens teig e-
ru ng en bis  zu m  P ers onal m ang el  
appelliere ich: Leiten Sie die neue 
u m f as s ende I nf os eite www. g anz-
tag . bayern. de weiter.  Gehen wir 
dies e Au f g abe wie in der V erg an-
genheit gemeinsam und kraft-
v ol l  an,  f ü r bes te C hancen in g anz 
Bayern,  f ü r die Gru nds chu l kinder 
und Familien in unseren großarti-
g en bayeris chen Gem einden.  �

Ulrike Scharf. Bild: StMAS/Elias Hassos

Bildung in großen Schritten aus-
g ebau t haben.  D arau f  kö nnen 
wir s tol z s ein in Bayern.  D ies er g e-
meinsame Kraftakt ist nicht zu-
letzt auch volkswirtschaftlich ein 
wichtiger Standorƞaktor gewor-
den. Nun gehen wir mit dem Aus-
bau  der Ganztag s betreu u ng  den 
nächsten ehrgeizigen Schritt, da-
mit es in der Betreuungssituati-
on nicht zu  einem  Abris s  zwis chen 
K inderg artenal ter u nd Gru nd-
s chu l e kom m t.

Der nächste Schritt für 
das Chancenland Bayern

S obal d die K inder zu r S chu l e g e-
hen, wollen viele Mütter und Vä-
ter beruŇich durchstarten. Auch 
volkswirtschaftlich brauchen wir 
dringend die Ganztagsbetreuung: 
Al l e,  die m ehr arbeiten wol l en,  
s ol l en das  kö nnen.  Al s  F am il ien- ,  
Arbeits -  u nd S ozial m inis terin g eht 
es  m ir des hal b u m  weit m ehr al s  
einen f orm al en R echts ans p ru ch 
au f  Ganztag s betreu u ng  au f -
wachsend ab 2026. Mir geht es 
um den nächsten Schritt für das 
C hancenl and Bayern.  S chon heu -
te v erbring t j edes  zweite Gru nd-
schul-Kind in Bayern die Nach-
mittage in einer Ganztagseinrich-
tu ng .  D er Bedarf  wird bis  zu m  E n-
de des  J ahrzehnts  au f  g es chä tzte 
80 Prozent steigen. Deshalb habe 
ich ein Ganztag s v ers p rechen g e-
geben: Der Freistaat fördert je-
den Ganztag s p l atz,  den eine Ge-
meinde bis 202ϵ schaŏ, über die 
F AG- F ö rderu ng  hinau s .  D as  s et-
zen wir um. Das „Landesförder-
p rog ram m  Ganztag s au s bau “  f ü r 
130.000 zusätzliche Betreuungs-
p l ä tze is t in s einen E ckp u nkten 
bes chl os s en u nd s tartet in K ü rze 
nach F reig abe des  Bu ndes .  Bay-
ern g ibt die Bu ndes g el der in H ö he 
von rund ϰ61 Millionen Euro eins 
zu  eins  an die K om m u nen weiter.  

D ie K om m u nen kö nnen ihren 
W eg  indiv idu el l  ents cheiden,  aber 
wir g ehen dav on au s ,  das s  der 
Groß teil  des  Au s bau s  im  Bereich 
der s chu l is chen Ang ebote u nd u n-
ter Ertüchtigung von Bestandsim-
mobilien staƪinden wird. Ich be-
tone: Die Bundesmittel  werden zu -

Ehrenamtskongress in Nürnberg:

Bayern.Gemeinsam.Stark
Die Bedeutung der freiwilligen Arbeit hat Sozialministerin Ulrike 
Scharf beim Bayerischen Ehrenamtskongress in Nürnberg unter-
strichen. Beim Ehrenamt spüre man den Herzschlag unseres So-
zialstaats, so die Ministerin vor ca. 600 Teilnehmern. Das Bayeri-
sche Sozialministerium veranstaltet den Kongress zusammen mit 
der Hochschulkooperation Ehrenamt alle zwei Jahre. Heuer war 
erstmals die Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt als 
neuer Kooperationspartner dabei.

Laut Ministerin Scharf ist  
Bay ern „Ehrenamtsland“ . „Über 
40 Prozent der Menschen en-
gagieren sich – ohne sie wä re 
Bay ern nicht das, was es heu-
te ist. Sie engagieren sich für 
mehr Miteinander, Zusammen-
halt, Menschlichkeit und ma-
chen Bay ern sozial stark und 
lebenswert. D er Ehrenamtskon-
gress ist eine großartige Ver-
anstaltung, die Austausch und 
Wissenstransfer ermöglicht – 
eine wahre Ideenschmiede. Auf 
Ihren Einsatz kommt es gerade 
auch in so unruhigen Zeiten an.
Sie machen das Ehrenamt fit für 
die Zukunft. Bleiben Sie so enga-
giert, damit auch in Zukunft gilt: 
Bay ern.Gemeinsam.Stark.“

In dasselbe Horn stieß Kö-
nigin Silvia von Schweden, die 
mittels einer Videobotschaft die 
Rolle des Ehrenamts in der Ge-
sellschaft hervorhob. Der Eh-
renamtskongress richtete sich 
an Interessierte, die im Ehren-
amt Verantwortung tragen oder 
hauptamtlich mit Ehrenamtli-
chen zusammenarbeiten. Zu-
dem bot er die Chance, innova-
tive Ansätze und strategische 
Überlegungen für das Ehrenamt 
kennenzulernen.

D as Programm reichte von 
den Themen „Sinnsuche und 
Zufriedenheit“  über „D iversi-
tä t in Vereinen“  und den Um-
gang mit Chat GPT im Ehrenamt 
bis hin zu versicherungsrechtli-
chen Fragen. Überdies wurden 

u.a. Chancen und Grenzen von 
Nachbarschaftshilfen beleuch-
tet und die Frage aufgeworfen 
„Wie motivieren und gewinnen 
wir Funktionsträger?“ In Vor-
trä gen und mehr als 40 inter-
aktiven Workshops gab es hier-
zu praxisnahe, wissenschaftlich 
fundierte Informationen.

Bestmögliche 
Rahmenbedingungen

Gerade in Krisenzeiten sei 
man als Gesellschaft auf das Eh-
renamt angewiesen, erklä rte 
Bayerns Ehrenamtsbeauftrag-
te Eva Gottstein. „Egal ob Co-
rona-Pandemie, Ukraine-Krieg 
oder die steigenden Lebens-
haltungskosten: Immer sind es 
auch Ehrenamtliche, die leiden-
schaftlich Hilfe leisten sowie 
neue Ideen und innovative Pro-
jekte entwickeln. Gerade in die-
sen stürmischen Zeiten ist es 
überaus wichtig, dem Engage-
ment hierzulande bestmögliche 
Rahmenbedingungen zu bie-
ten.“  Kostenlose Fort- und Wei-
terbildungen, die das Freiwilli-
gen-Engagement auf professi-
onelle Beine stellen, seien hier 
ein wichtiger Baustein. Und da-
zu leiste der Bay erische Ehren-
amtskongress in Nürnberg sei-
nen wertvollen Beitrag.

Besonders die Nachwuchs-
frage wurde intensiv disku-
tiert. So macht der demographi-
sche Wandel etwa den Freiwil-

ligen Feuerwehren zu schaffen, 
wie eine Studie der TH Nürn-
berg darlegt. Nach Angaben von 
Andrea Fürstberger vom Lan-
desfeuerwehrverband Bay ern 
werden die Einsatzzahlen hö-
her, vor allem wegen der Stark-
regen-Ereignisse, somit würden 
auch mehr Ehrenamtliche be-
nötigt. Potenzial sieht Fürstber-
ger auch beim weiblichen Ge-
schlecht. Gerade in Führungs-
positionen gebe es nach wie 
vor zu wenig Frauen. In Bay ern
existierten gerade mal sieben 
Berufsfeuerwehren, aber 7.5 00 
Freiwillige Feuerwehren.

„Vom Sinn des Glücks“  laute-
te das Thema einer Key note von 
Prof. Dr. Tatjana Schnell, MF Spe-
cialised University , O slo. D ie Wis-
senschaftlerin sieht im Sinn des 
Lebens etwas nicht klar Benenn-
bares und Erklä rbares. Sie spricht 
nicht vom Sinn des Lebens, son-
dern vom Sinn im Leben.

Man könne Glück nicht ma-
chen, es gebe auch kein Recht 
auf Glück, fuhr die Wissen-
schaftlerin fort. Die Forschung 
zeige: Sozial mit anderen ver-
bundene Menschen, die von 
sich selbst absehen können, ent-
deckten Sinn im Leben viel eher 
als andere, die dem eigenen 
Glück und dem Sinn krampĬaft 
nachjagen. Ehrenamtliches En-
gagement sei so für viele Men-
schen eine echte Sinnquelle. 
Auch dass jemand sein Leben in 
ein größ eres Ganzes eingebun-
den erfä hrt, sei eine gute Vor-
aussetzung, sein Leben als sinn-
voll zu erachten. DK

„Gemeinsam für den 
Wald von morgen“

Ministerpräsident Söder und Waldministerin Kaniber 
unterzeichnen Waldpakt

Vor mehreren tausend Waldbesitzern und Vertretern aus der ge-
samten Branche unterzeichneten Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder und Waldministerin Michaela Kaniber zusammen mit den 
forstlichen Verbänden den „Waldpakt für Bayern“.

Der Ministerpräsident wür-
digte den Pakt als einzigarti-
gen Schulterschluss für die Zu-
kunft unserer bayerischen Wäl-
der: „Bay ern ist Waldland: Wald 
ist prä gend für die Seele unse-
res Landes. Mit diesem Wald-
pakt mit den Waldbesitzern ge-
ben wir ein klares Bekenntnis zu 
unserer Lebensart und zum Ei-
gentum. Er schafft die richtige 
Balance aus Schützen und Nüt-
zen unserer Wä lder. Wir wollen 
kein Stilllegen von Flächen und 
kein Verbot von Holzheizungen.
Denn Holz ist unser nachhalti-
ger und natürlicher Rohstoff. 
Es ist wichtig, dass unser Wald 
zum Klimawald umgebaut wird, 
aber mit den Waldbesitzern und 
nicht gegen sie. Sie sind die bes-
ten Klimaschützer und haben 
unsere volle Unterstützung ver-
dient. D anke für die harte Ar-
beit! War heute sehr gern beim 
Groß en Bay erischen Waldtag in 
Kelheim in Niederbay ern dabei.“

Forstministerin Michaela Ka-
niber zufolge ist der Waldpakt 
die partnerschaftliche Richt-
schnur für eine auf D auer erfolg-

reiche Waldpolitik im Interesse 
der gesamten Gesellschaft und 
zudem ein dringend notwendiges 
Signal gegen die eigentumsfeind-
liche Verbotspolitik der Ampel-
regierung: „Statt auf Stilllegung 
und Vorgaben setzen wir in Bay -
ern auf ein aktives Bewirtschaf-
ten und Pflegen unserer Wälder. 
D enn nur so können wir in der Kli-
makrise den Wald für kommen-
de Generationen erhalten. Unse-
re Waldbesitzer leisten mit ihrer 
tä glichen Arbeit und ihrem En-
gagement einen unverzichtbaren 
Beitrag für die Schönheit und die 
Zukunftsfähigkeit unserer Hei-
mat. D eshalb unterstützen wir 
sie in Bayern auch künftig nach 
Kräften: durch eine Waldpolitik, 
die ihnen Vertrauen entgegen-
bringt, ihnen Handlungsspielrä u-
me verschafft und sie nicht durch 
immer neue Verbote und Be-
schrä nkungen gä ngelt.“

Angesichts der ideologischen 
Bestrebungen auf Bundes- und 
Europaebene steht die Staatsre-
gierung laut Ministerin Kaniber 
fest an der Seite der 700.000 
Waldbesitzer in Bay ern. �

https://www.bayerisches-energieforum.de/
https://www.bayerisches-energieforum.de/
http://www.ganztag.bayern.de
http://www.ganztag.bayern.de
http://www.ganztag.bayern.de
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( Fortsetzung von Seite 1)
Haushalte zu senken: Gegen In-
flation und immer höhere Preise 
brauche es wirksame Preisbrem-
sen für Bürgerinnen und Bürger, 
Mittelstand und Industrie. „Wir 
brauchen einen wettbewerbsfä-
higen Industriestrompreis, der 
seinen Namen verdient, und 
speziell für den Mittelstand ei-
nen dauerhaft niedrigen Mittel-
standsstrompreis. Gegen stei-
gende Energiepreise setzen wir 
auf eine Senkung der Strom-
steuer auf breiter Basis. Wir 
wollen die Stromsteuer auf das 
europäische Mindestmaß von 
0,1 Cent pro kWh für Privathaus-
halte bzw. 0,05  Cent pro kWh 
für Unternehmen senken. Wir 
treten zudem für eine Senkung 
der Mehrwertsteuer auf alle Le-
bensmittel und Getränke ein. 
D as ist eine echte Preisbremse 
für jedermann.“

Stichwort Bürokratieabbau: 
„Bürokratie und ein Über-
maß  an Regulierung gä ngelt 
Menschen und Unternehmen, 

( Fortsetzung von Seite 1)
D ieses Gesetz sollte unter an-
derem Regelungen zur Zustä n-
digkeit des Bundes für Abschie-
bung und Rückführung sowie ei-
ne eindeutige Festschreibung 
des Grundsatzes „Fördern und 
Fordern“ für Integrationsmaß-
nahmen enthalten. Notwendig 

( Fortsetzung von Seite 1)
Holetschek fügte hinzu: „Mir 

ist es wichtig, individuelle und 
bedarfsgerechte Angebote in 
Bay ern auszubauen, denn die 
Pflege muss zu den Menschen 
kommen. Im Rahmen unseres 
sehr erfolgreichen Investitions-
kostenförderprogramms ‚Pfle-
ge-soNah‘  unterstützen wir den 
Ausbau der Pflegeinfrastruktur.

Lauterbach muss endlich 
seine Hausaufgaben machen

Der Minister ergänzte: „Ich 
werde beim Megathema Pfle-
ge nicht lockerlassen und da-
bei auch immer wieder Bun-
desgesundheitsminister Lauter-
bach auffordern, endlich sei-
ne Hausaufgaben zu erledigen.
Er muss das Thema Pflege zur 
Chefsache machen. Wir brau-
chen dringend Meilensteine für 
die Pflege – einen schlüssigen 
Plan gegen den Fachkräfteman-
gel, steuerfreie Zuschlä ge sowie 
eine umfassende Finanz- und 
Strukturreform der Pflegeversi-
cherung. O hne zusä tzliche Steu-
ermittel werden wir keine soli-
de Basis hinbekommen.“

Landrat Peter von der Grün, 
Neuburg-Schrobenhausen: „D er 
Anteil der älteren Mitbürgerin-
nen und Mitbürger steigt an. 
Nehmen wir ein Beispiel aus 
dem Landkreis Neuburg-Schro-
benhausen: Bis 2041 wird bei 
uns laut regionalisierter Prog-
nose die Zahl der über 65 -Jä hri-
gen im Vergleich zu 2021 um 40 
Prozent ansteigen. Es ist höchs-

sind aus Sicht des Verbands kla-
re Zustä ndigkeitsregelungen bei 
den Integrationsmaßnahmen, 
Regelungen zum D atenaus-
tausch und Zugriff auf alle not-
wendigen Register durch die be-
teiligten Behörden.

Schließ lich brauche es auch 
die Möglichkeit, Abweichun-
gen von Standards, etwa Grup-
pen- und Klassengröß en in Kita 
und Schule, vorzusehen, um den 
notwendigen Zugang zu Einrich-
tungen zu Integrationszwecken 
zu ermöglichen.

Neustart 
in der Migrationspolitik

„Das Migrationsgesetzbuch 
muss von vorneherein so auf-
gestellt werden, dass die Ver-
fahren digital schnell und un-
bürokratisch abgewickelt wer-
den können. Wir brauchen ei-
nen wirklichen Neustart in der 
Migrationspolitik, ohne die der-
zeit noch bestehenden bürokra-
tischen Hürden und Verzöge-
rungen. D ie Kommunen erwar-
ten von Bund und Ländern, dass 
dieser notwendige Neustart 
schnell eingeleitet wird“ , hob 
die D StGB-Spitze hervor.

„Zeitenwende – Partnerschaft 
zwischen Bundeswehr und Kom-
munen weiter stä rken“ , „Zu-
kunftsaufgabe Ganztagsbetreu-
ung“ , und „ChatGPT und Co. – KI 
in Kommunen und der öffentli-
chen Verwaltung“  lauteten die 
Vortragsthemen ausgewiese-
ner Experten. Mit der Frage, vor 
welchen Herausforderungen der 
Standort D eutschland steht, be-
fasste sich DIHK-Hauptgeschäfts-
führer Dr. Martin Wansleben.

Nach seinen Ausführungen 
blickt die deutsche Wirtschaft 
wieder etwas positiver in die Zu-
kunft als zuletzt. Dies liege vor 
allem daran, dass sich die Ener-
giepreise stabilisiert hätten. Zu-
dem nähmen Lieferengpässe ab. 
Grund für einen überschwä ngli-
chen Optimismus gebe es jedoch 
nicht. D ie Betriebe sä hen sich 
weiterhin immensen Herausfor-
derung gegenüber, die letztlich 
noch nicht gelöst sind: ein wei-
terhin hohes Niveau bei Energie-
preisen, steigende Zinsen infol-
ge der Inflation, eine gebremste 
weltweite Nachfrage, Fachkrä f-
temangel, lange Planungsverfah-
ren – und der Krieg in der Ukrai-
ne sowie darüberhinausgehende 
geopolitische Spannungen.

D er Gestaltungswille sei da, 
aber es fehle vor allem der 
Schwung bei den Investitionen, 
bewertete der Hauptgeschäfts-
führer die Ergebnisse einer Son-
derauswertung der Konjunk-
turumfrage Frühsommer 2023 
unter bundesweit rund 21.000 
Betrieben. „Weiterhin will nur 
etwas mehr als jedes vierte Un-
ternehmen in den nä chsten 
zwölf Monaten seine Investitio-
nen ausweiten.“

Wichtig sei jetzt, dass die für 
die Energieversorgung und die 
Klimapolitik relevanten Geset-
ze zu zusätzlichen Investitionen 
und zu schnelleren Verfahren 

nimmt Luft und ist ein Motiva-
tionshemmer“, stellt die CSU 
fest. „Wir brauchen schnelle-
re Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren, einen Menta-
litä tswechsel in Behörden hin 
zu mehr Ermöglichung und ein 
echtes Belastungsmoratorium.
Wir wollen ein neues Freiheits-
versprechen geben und weitest-
möglich Spielraum für eigene In-
itiativen zurückgeben.“

Bürokratie-dms 
und Paragrafenbremse

Zwar habe man mit Bürokra-
tie-TÜV und Paragrafenbrem-
se bereits viel in Bay ern er-
reicht, jedoch sei eine „regel-
rechte Entfesselung durch Ent-
bürokratisierung“ erforderlich. 
Ziel ist ein zweijähriges Morato-
rium für Verwaltungsvorschrif-
ten – im Bund und in Bay ern.
„Wir brauchen nicht mehr Büro-
kratie, sondern weniger. Außer-
dem wollen wir eine umfassen-
de „Good Governance“  für mehr 
freie Ermessensentscheidun-
gen festlegen, mehr Geschwin-
digkeit durch digitale Verwal-
tungsprozesse, stä rkere Spezia-
lisierung bei Behörden und Ge-
richten sowie ein Bündnis für 
Beschleunigung mit Regierun-
gen, Landkreisen und kreisfrei-
en Stä dten.“  Auch bei „Ehren-
amt, Brauchtums- und Fest-
kultur“  soll es eine echte Büro-
kratieentlastung geben. Hierzu 
sollen das Vereinsrecht und al-
le einschlä gigen Vorgaben kon-
sequent auf Vereinfachung- und 
Entlastungspotenzial hin durch-
forstet werden.

Als „Vorreiter bei den Erneu-
erbaren Energien“  will die CSU 
diese bis 2030 verdoppeln und 
die Kernkraft als Brückentech-
nologie weiter nutzen. Bis 205 0 
sollen rund 25  Prozent des bay -
erischen Wä rmebedarfs im Ge-
bä udesektor aus Geothermie 
gedeckt werden. „Wir treiben 
den Speicher- und Netzausbau 
voran und machen Bay ern zum 
Wasserstoffland Nr. 1.“

Als „Premiumland“  unterstüt-
ze der Freistaat den Klimaschutz 
mit maximalen Investitionen: 
Als einziges Bundesland inves-
tiere Bayern 1 Mrd. Euro pro 
Jahr, insgesamt 22 Mrd. Euro bis 
2040 – für Erneuerbare Energi-
en und Stromversorgung, natür-
liche CO 2-Speicher, Klimabau-
en und Klimaarchitektur, smar-
te und nachhaltige Mobilität so-
wie CleanTech, Klimaforschung 
und Green IT. „Wir wollen einen 
sinn- und maß vollen Umgang 
mit Flä chen. Unser Weg lautet: 
Wir schützen das Klima, erhal-
ten die Landschaft und bewah-
ren die Schöpfung.“

„Wir wollen die digitale Er-

te Zeit, dass wir gemeinsam das 
Thema Pflege neu denken. Die 
Herausforderung der Zukunft 
wird sein, mehr Menschen in 
die Pflegeberufe zu bringen und 
gleichzeitig neue Pflegekonzep-
te zu entwickeln, die schonen-
der mit den Personalressourcen 
umgehen als bislang in der stati-
onä ren Versorgung. Ein Beispiel 
aus unserem Landkreis, das Vor-
bildcharakter hat, ist das Projekt 
„Pflegebauernhof mit zwei am-
bulant betreuten Wohngemein-
schaften“, das in Karlshuld mit fi-
nanzieller Förderung des Bay eri-
schen Gesundheitsministeriums 
umgesetzt wird. Es ist vor allem 
auch hinsichtlich eines respekt-
vollen Umgangs mit den Pflege-
bedürftigen und deren Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben ein 
Leuchtturmprojekt.“

Gastgeber der Veranstal-
tung war der Landkreis Neu-
burg-Schrobenhausen. Beteiligt 
war die Kommunale Altenhil-
fe Bayern, ein genossenschaft-
licher Zusammenschluss der 
Kreispflegeheime von 14 Land-
kreisen. Referiert haben ne-
ben Staatsminister Klaus Holet-
schek, MdL, Prof. Dr. Alexander 
Schraml, Kommunale Altenhil-
fe Bay ern, der Vorstandsvorsit-
zende des Kuratoriums D eut-
sche Altershilfe, Helmut Knep-
pe ( ehem. Sozialdezernent des 
Kreises Siege-Wittgenstein), die 
Vorstandsvorsitzende der AO K 
Bayern, Dr. Irmgard Stippler, 
und Prof. Frank Weidner vom 
Deutschen Institut für ange-
wandte Pflegeforschung. �

Neue Wege in der ...

schließ ung Bay erns vollenden“ , 
heiß t es weiter. „D azu werden 
wir mit der neuen Bay erischen 
Gigabitrichtlinie in Bay ern als 
erster Region in Europa die Be-
schleunigung von Anschlüssen 
in grauen Flecken fördern, also 
an O rten, wo bereits schnelles 
Internet verfügbar ist. Nach Ab-
schluss aller Maßnahmen wer-
den über 99 Prozent der bay e-
rischen Haushalte mit schnel-
lem Internet erschlossen sein.
Gemeinsam mit den Netzanbie-
tern und den Ä mtern für D igi-
talisierung, Breitband und Ver-
messung wollen wir das Mobil-
funknetz weiter verbessern und 
Lücken schließen.“

Bezahlbarer Wohnraum ist 
ein Grundversprechen der 
Sozialen MarktwirtschaŌ

Bezahlbarer Wohnraum ist 
ein Grundversprechen der Sozi-
alen Marktwirtschaft. Die CSU 
setzt weiter auf Planungssicher-
heit und Technologieoffenheit 
beim Heizen und fordert, dass 
man auch in Zukunft mit Holz 
und Biomethan heizen darf. D ie 
Wohnraum-Milliarde für den 
sozialen Wohnungsbau soll ver-
stetigt und der staatliche Woh-
nungsbau gestärkt werden. Mit 
dem Bay ern-D arlehen und ei-
nem Freibetrag bei der Grun-
derwerbsteuer soll auch Nor-
malverdienern Eigentum er-
möglicht werden.

Auch wird darauf verwiesen, 
dass man in Bay ern lä nger und 
gesünder lebt“ . „Wir sorgen für 
beste medizinische Versorgung 
in Stadt und Land und werden 
die Krankenhausinvestitionen 
auf 1 Mrd. Euro im Jahr steigern. 
Wir wollen die wohnortnahe Ge-
burtshilfe stärken. Bis 2028 wer-
den wir 8.000 neue Pflegeplätze 
fördern und mehr qualifizierte 
Fachkräfte für den Pflegeberuf 
gewinnen. Das Bayerische Lan-
despflegegeld setzen wir fort.“

Bayern ist das Land des Ehren-
amts. Fast jeder Zweite im Frei-
staat engagiert sich sozial, für 
Tradition und Brauchtum, Sport, 
Naturschutz, Kultur oder in der 
Kirche. D ie CSU will das Ver-
einsrecht und alle einschlä gigen 
Vorgaben konsequent auf Ver-
einfachung- und Entlastungspo-
tenzial hin durchforsten. „Wir 
wollen eine echte Bürokratieen-
tlastung bei Ehrenamt, Brauch-
tums- und Festkultur.“

Nach den Worten von Gene-
ralsekretä r Huber „stehen wir 
als CSU für die Mitte der Gesell-
schaft, wir sind die Partei der Le-
benswirklichkeit. Mit unserem 
Regierungsprogramm gilt das 
auch in Zukunft.“ DK

In Bayern lebt es sich ...

Kampf gegen Klimawandel: 

Drohnenprojekt in Bamberg 
ist Vorbild für andere Städte

Bayerns Digitalministerin Judith Gerlach informierte sich über Smart City-Projekt „BaKIM“
„Moderne Technologien wie Drohnen und Künstliche Intelligenz kön-
nen wichtige Helfer sein, auch beim Schutz unserer Wälder. Gerade 
der Klimawandel fordert uns hier leider immer intensiver. Digitalisie-
rung nützt dabei unseren Kommunen und unserer Umwelt“, so Bay-
erns Digitalministerin Judith Gerlach, die sich in Bamberg ein Bild von 
„Baum, Künstliche Intelligenz, Mensch – BaKIM“ gemacht hat. 

Das Smart-City-Projekt wird 
vom Bay erischen Staatsminis-
terium für D igitales in der För-
derlinie „Kommunal? Digital!“ 
mit 450.000 Euro bis zum März 
2024 gefördert. Mittels einer 
D rohne und Künstlicher Intelli-
genz werden Bestand und Vita-
litä t von Bä umen in Bambergs 
Wä ldern und Grünanlagen er-
fasst. D ie Stadt Bamberg koope-
riert dazu mit dem Lehrstuhl für 
Kognitive Systeme der Universi-
tä t Bamberg. „D ank der Unter-
stützung durch den Freistaat 
können wir dieses zukunfts-
gerichtete Projekt weiterent-
wickeln, das die Vorteile der 
D igitalisierung beim Kampf 
gegen den Klimawandel ein-
setzt“ , so Bambergs D igitalisie-
rungsreferent D r. Stefan Goller.

Kreative technische Lösungen

Der Klimawandel mit häufi-
geren Extremwetterlagen und 
Dürreperioden stellt den städti-
schen Forstbetrieb und die Ab-
teilung Grünanlagen von Bam-
berg Service vor groß e Heraus-
forderungen. Um die vorhan-
denen personellen Ressourcen 
effizienter einzusetzen, bedarf es 
kreativer technischer Lösungen – 
hier kommt „BaKIM“ ins Spiel.

Bei „BaKIM“ kommen zwei 
verschiedene D rohnen, Satel-
litenaufnahmen und Boden-
feuchtigkeitssensoren zum Ein-
satz. Also ein umfassendes Sy s-
tem, das D aten sammelt und 
diese mithilfe verschiedener 
Verfahren auswertet. „D ie D a-
ten der D rohne könnten helfen, 
Baumarten und Vitalitä t der 
Bäume zu bestimmen und beim 
klimafesten Waldumbau wich-
tige Unterstützung liefern“, er-
klärt Projektleiter und Leiter des 

städtischen Forstamts Johannes 
Hölzel.

Zweieinhalb Meter 
Flügelspannweite

Um die D aten von oben zu 
sammeln, klappt die Trinity  
F90+  die Rotoren an den Flügeln 
nach oben, startet senkrecht in 
die Luft, um dann schnell in den 
Gleitflug über zu gehen. Mit den 
239 Zentimetern Flügelspann-
weite und der speziellen Bau-
weise ist es der D rohne mög-
lich, entsprechend lange in der 
Luft zu bleiben und große Flä-

chen mit einer Kamera und Mul-
tispektralsensorik zu erfassen. 
Voraussetzung ist entsprechend 
gutes Wetter.

Durch die Software können 
Bay erns D igitalministerin Judith Gerlach informierte sich über das 
Smart-City-Projekt „BaKIM“ von Stadt und Uni Bamberg bei Pro-
jektleiter Jonas Troles. Bild: Stadtarchiv Bamberg, Sina Schraudner

vom Lehrstuhl für Kognitive Sys-
teme in enger Zusammenarbeit 
mit den Förstern und Baumpfle-
gern weiter. „Das Projekt BaKIM
 ist eingebettet in die vielfältigen 

Baumschä den entdeckt wer-
den, die sonst nur zufä llig ent-
deckt worden wä ren. Auß er-
dem ist ein zusä tzlicher wich-
tiger Aspekt der Software die 
sogenannte Bauminventarisie-
rung. D abei werden mit den 
trainierten Neuronalen Netzen 
der künstlichen Intelligenz ein-
zelne Bä ume in den georeferen-
zierten D rohnenaufnahmen er-
kannt. So können in zukünfti-
gen Jahren die Verä nderungen 
im Baumbestand gezielt erfasst 
und dargestellt werden.

Die Webapplication entwi-
ckelt der technische Projektlei-
ter Jonas Troles und sein Team 

Forschungsaktivitäten zu men-
schzentrierter Künstlicher Intel-
ligenz an der Universitä t Bam-
berg. Ich freue mich sehr, dass 
wir unsere Methoden zu inter-

aktivem und vertrauenswürdi-
gem Maschinellem Lernen in ei-
nem für nachhaltige Entwick-
lung so relevanten Bereich der 
Baumgesundheit in unserer Re-
gion umsetzen können“ , sagt 
Professorin D r. Ute Schmid, 
Lehrstuhlinhaberin Kognitive 
Sy steme.

Ein erster Prototy p der 
Webapplication wurde beim 
Treffen mit der Digitalministe-
rin vorgestellt und wird mit dem 
Feedback der Nutzer bis März 
2024 stetig verbessert. Bis zum 
Ende der Projektlaufzeit wird 
die Pilotsoftware auch weite-
ren Kommunen vorgestellt.
Das Open-Source-Projekt soll 
schließ lich auch anderen Stä d-
ten zu Gute kommen. �

führten, mahnte Wansleben.
Sie dürften die Wirtschaft nicht 
durch zu hohe Kostenbelastung 
und durch zu bürokratische Re-
gelungen abwürgen. D ies gel-
te für das Energiethema selbst, 
aber auch für vieles andere, was 
die Politik in Berlin und Brüssel 
den Unternehmen auferlege – 
etwa die sogenannten Lieferket-
ten-Sorgfaltspflichten-Gesetze.

Über die „Lesekompetenz 
als Schlüsselqualifikation für 
den Standort D eutschland“  
sprach Dr. Jörg F. Maas, Haupt-
geschäftsführer der Stiftung Le-
sen. Nach seinen Worten ha-
ben Kinder und Jugendliche nur 
mit ausreichender Lesekompe-
tenz Chancen auf einen Schul-
abschluss und beruflichen Er-
folg. Der Nationale Bildungsbe-
richt zeige auf, dass noch immer 
jedes vierte Grundschulkind in 
D eutschland die Grundschule 
verlä sst, ohne ausreichend le-
sen zu können. Ein Defizit, dass 
sich später kaum noch auĬo-
len lä sst und mit gravierenden, 
nachteiligen Folgen für die be-
troffenen Kinder und jungen Er-
wachsenen einhergeht.

Leseförderung sei deshalb ei-
ne gesamtgesellschaftliche Auf-
gabe, stellte Maas fest. Mit dem 
Nationalen Lesepakt als star-
ke Allianz werde die Leseför-
derungslandschaft hierzulande 
verä ndert. Ziel ist es, dass alle 
Kinder lesen können, unabhä n-
gig von ihrer sozialen Herkunft. 
Neben einer gestärkten institu-
tionellen Leseförderung müsse 
auch die Bedeutung des ( Vor-)
Lesens in den Familien, der Ge-
sellschaft und der Politik von 
frühester Kindheit an nachhal-
tig etabliert werden. Der nächs-
te Schritt sei die Entwicklung ei-
nes Nationalen Leseplans. Da-
mit werde die programmatische 
Basis dafür geschaffen, dass je-
des Kind und jeder Jugendliche 
in D eutschland lesen kann.

D ass Zeitenwende auch Ener-
giewende ist, darauf verwies D r.
Robert Habeck, Bundesminister 
für Wirtschaft und Klimaschutz. 
Aus seiner Sicht sind die Kom-
munen jetzt zunehmend Umset-
zungsakteure der von der Ampel-
regierung beschlossenen Gesetze.

Habeck hoŏ auf 
Einverständnis der Bürger

„Die Transformation einer 
Gesellschaft bedeutet, dass die 
Menschen in die Verantwortung 
gehen“ , erklä rte Habeck. So sei-
en Kommunen u.a. wesentli-
che Akteure bei der Frage, „wie 
Mobilität sich in Zukunft um-
setzt“ . D abei denke er an Ver-
teilnetze, an Ladeinfrastruktur 
und die Vergütung für den Aus-
bau der Verteilnetze. Ä hnlich 
verhalte es sich beim Stromthe-
ma. D er Ausbau erneuerbarer 
Energien bedürfe der Planung in 
den kommunalen Rä umen. O h-
ne das Einverstä ndnis der Bür-
ger werde dies freilich nicht ge-
lingen, machte Habeck deutlich.
„D ie vielen Gesetze, die wir aufs 
Gleis gestellt haben, sehen Be-
teiligungsmöglichkeiten der Bür-
ger und Kommunen vor. Mein 
Appell: Nutzen Sie diese Mög-
lichkeiten!“ DK

Zeitenwende nur mit ...
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Verwirrende Zeiten
brauchen klare
Finanzen.
Behalten Sie Ihre
finanziellen Ziele im Blick.
Wir unterstützen Sie dabei.
Mehr auf sparkasse.de/mehr-als-geld

Weil’s ummehr als Geld geht.

D eu ts cher S p arkas s entag  in H annov er:

„Weil‘s um mehr als Geld geht“
Mehr Tempo bei der Bewältigung der großen Zukunftsaufga-
ben hierzulande hat der Präsident des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes (DSGV), Helmut Schleweis, beim Deut-
schen Sparkassentag in Hannover unter dem Motto „Weil͚s um 
mehr als Geld geht“ gefordert. „Entscheidend für eine gute 
Zukunft sind eine sichere und bezahlbare Energieversorgung, 
eine faire Vermögensverteilung, ausreichend bezahlbarer 
Wohraum und die Sicherung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit unserer Wirtschaft. Diese Themen dulden keinen 
Aufschub“, hob Schleweis hervor.

Rund 2.700 Verantwortliche 
aus allen Unternehmen der 
Sparkassen-Finanzgruppe, Ver-
treter der kommunalen Trä ger 
der Sparkassen und der Landes-
regierungen kamen beim Spar-
kassentag zusammen. D avon 
waren über 20 Redner aus Poli-
tik und Gesellschaft zu Gast, dar-
unter Bundeskanzler O laf Scholz,
Wirtschaftsminister Dr. Robert 
Habeck, Finanzminister Christi-
an Lindner und die Präsidentin 
der Europä ischen Zentralbank, 
Christine Lagarde. Sie wies da-
rauf hin, dass die M enschen 
in der Eurozone sich auf wei-
tere Zinserhöhungen einstel-
len müssten. In einer beispiello-
sen Serie hatte die EZB seit Ju-
li 2022 den Leitzins sieben M al 
erhöht. Mittlerweile liegt er bei 
3,75  Prozent. 

M it der „Hannoverschen Er-
klä rung“  hat sich die Sparkas-
sen-Finanzgruppe zu den wich-
tigsten Zukunftsthemen posi-
tioniert. „Vor dem Hintergrund 
der notwendigen Energiewen-
de und aktueller geostrategi-
scher Herausforderungen ist ei-
ne breite soziale Teilhabe der 
wichtigste Erfolgsfaktor. Wir 
werden unseren Beitrag leis-
ten, um D eutschland als größ -
te Volkswirtschaft mitten in Eu-

ropa zukunftsfähig aufzustellen. 
Wir haben die Kraft, unsere Kun-
dinnen und Kunden bei diesem 
Verä nderungsprozess zu beglei-
ten“ , heiß t es.

Besondere geschäftspolitische
Schwerpunkte sollen unter an-
derem in folgenden Bereichen 
gesetzt werden:

Finanzierung der Transforma-
tion in den Unternehmen: „ D rei 
Viertel der deutschen Unter-
nehmen haben eine Geschäfts-
beziehung zu Unternehmen der 
Sparkassen-Finanzgruppe, rund 
43 Prozent der insgesamt ausge-
reichten Kreditmittel kommen 
aus unserer Gruppe. Wir wollen 
nicht nur ‚ grüne‘  Investments 
tätigen, sondern möglichst al-
len Unternehmen den Transfor-
mationsprozess hin zur Klima-
neutralität ermöglichen und fi-
nanzieren. Regulatorische Vor-
gaben, etwa die Taxonomie, die 
Kapitalanforderungen oder an-
dere Regulierungen müssen die-
se Transformation unterstützen 
und zu diesem Zweck dringend 
überprüft werden.“

Finanzierung der Energie-
wende: „Wir bekennen uns zur 
gezielten und kraftvollen Finan-
zierung der Energiewende – in 
der Infrastruktur bei Anlagen 
für Wind-, Bio- und Solarener-

gie und bei Energienetzen, aber 
auch bei individuellen energe-
tischen Maßnahmen unserer 
Kundinnen und Kunden. Infra-
strukturmaß nahmen mit Bür-
gerbeteiligung wollen wir be-
sonders unterstützen und einen 
Schwerpunkt bei der energeti-
schen Sanierung des Wohnungs-
bestands setzen. Unser Ziel ist 
es, den größ ten Beitrag zur not-
wendigen Sanierungsfinanzie-
rung von Wohnimmobilien zu 
leisten – mindestens einen un-
serem heutigen Marktanteil von 
rund 35  Prozent entsprechen-
den Anteil;  entweder aus eige-
nen Mitteln oder durch Kredit-
vergaben auf Grundlage öffent-
licher Fördermittel.“

Mehrwert für alle: „Wir inves-
tieren gezielt in die Attraktivität 
und die Weiterentwicklung un-
serer jeweiligen Geschäftsgebie-
te. D ie regionale Ausrichtung al-
ler Sparkassen stellt sicher, dass 
wir uns auf unser Geschäftsge-
biet auch dann konzentrieren, 
wenn sich jenseits davon at-
traktivere Geschäftsmöglichkei-
ten bieten. Für öffentlich-recht-
lich organisierte kommunale 
Sparkassen ist das Regionalprin-
zip bereits eine zwingende Fol-
ge ihrer kommunalen Trä gerbin-
dung. Wir stellen die Teile un-
seres Jahresüberschusses, die 
wir nicht zum eigenen Wachs-
tum und zur Risikovorsorge be-
nötigen, den Menschen des ei-
genen Geschäftsgebiets durch 
Spenden und Sponsorings der 
Institute sowie Ausschüttungen 
der inzwischen über 75 0 Spar-
kassenstiftungen zur Verfügung. 
D amit ist die Sparkassen-Finanz-
gruppe der größ te nichtstaatli-

che Kultur- und Sportförderer 
und einer der groß en Förderer 
sozialer Belange. Unsere M it-
arbeiterinnen und M itarbeiter 
engagieren sich in besonderer 
Weise bürgerschaftlich für örtli-
che Belange.“

Diversität: „Unsere Grün-
dungsidee ist umfassende Teil-
habe. Wir werden insbesondere 
den Anteil der weiblichen Füh-
rungskräfte, vor allem in den 
Vorstä nden, in den kommenden 
Jahren deutlich steigern. Unser 
Ziel ist eine gleichberechtigte 
Vertretung der Geschlechter in 
allen Führungsebenen.“

Zugang zu Beratung für 
alle: „ D urch ein umfassendes 
und qualifiziertes Beratungs-
angebot in allen Teilen des Lan-
des stellen wir sicher, dass alle 
an den wirtschaftlichen Chancen 
der Transformation durch eigene 
Investments teilhaben können. 
Bereits ab 25  Euro pro M onat 
bieten wir allen die M öglichkeit, 
die Energiewende mitzufinan-
zieren bzw. am volkswirtschaft-
lichen Wertzuwachs teilhaben 
zu können. Auch ein nur parti-
elles Provisionsverbot im bera-
tungsfreien Geschäft lehnen wir 
ab, weil dies eine Gefahr für eine 
breite Wertpapierberatung dar-
stellt. Für die politisch gewünsch-
te breitere Beteiligung der Bevöl-
kerung am volkswirtschaftlichen 
Wertzuwachs und für die M o-
bilisierung privaten Kapitals für 
Zwecke der Energiewende wä re 
dies kontraproduktiv.“

Datensouveränität: „Als ei-
ner der größ ten Anbieter von 
IT-D ienstleistungen in Europa
sind wir bereit, mit unserem 
Know-how gezielt die Wettbe-
werbsfä higkeit und Souverä ni-
tä t Europas im digitalen Bereich 
zu unterstützen. Das betrifft ins-
besondere die Einführung eines 
gemeinsamen elektronischen 

Identitätsnachweises in Euro-
pa sowie mit der European Pay -
ment Initiative (EPI) die Einfüh-
rung eines gemeinsamen euro-
pä ischen Zahlungssy stems.“

Umfassende Einlagensicher-
heit: „Sicherheit ist in unsiche-
ren Zeiten eine wichtige Voraus-
setzung für die Bereitschaft der 
M enschen, den Wandel mitzu-
gestalten. Mit unserem Insti-
tutssicherungssy stem erfüllen 
wir die europä ischen Vorgaben 
für die Einlagensicherung.

Wir stellen zugleich durch prä -
ventives Handeln im Sicherungs-
sy stem sicher, dass Einlagensiche-
rungsfä lle möglichst umfassend 
ausgeschlossen werden. D amit 
bieten Sparkassen ein Höchst-
maß  an Sicherheit und leisten ei-
nen wesentlichen Beitrag zum 
Vertrauen in unser Finanzsy stem. 
Mit einer Vergemeinschaftung 
von Einlagensicherungssy stemen 
in Europa würde dieses Vertrau-
en massiv und unnötig gefähr-
det. Risiko und Haftungsverant-
wortung dürfen nicht getrennt 
werden.“

Flächendeckende Präsenz: „D ie
Kundinnen und Kunden bestim-
men bei uns die Zugangswe-
ge zu den D ienstleistungen der 
Sparkasse und deren Gewich-
tung. Wir bieten alle gewünsch-
ten Zugangskanä le an. Ange-
sichts des erkennbaren Wan-
dels des Kundenbedarfs werden 
die digitalen Zugangskanä le und 
digitale KundenService-Center
weiter ausgebaut. Wir beken-
nen uns gleichzeitig zu einer 
flächendeckenden Präsenz der 
Sparkassen.“  

Zukunft sei nicht ohne finan-
ziellen Aufwand zu haben, bie-
te aber große wirtschaftliche 
Chancen, erlä uterte Sparkas-
senchef Schleweis: „Von diesen 
Chancen muss jeder profitie-
ren können. D as erfordert eine 

gerechte Vermögensverteilung 
und deshalb einen breiten Zu-
gang zu Wertpapiergeschäften. 
D as muss erleichtert, nicht er-
schwert werden.“

„D ie Sparkassen stehen seit 
jeher für die Stabilitä t und Si-
cherheit. Für Vertrauen und Be-
stä ndigkeit. D iese Werte wer-
den weltweit auch mit unserem 
Land verbunden“ , stellte Bun-
deskanzler O laf Scholz fest. Für 
eine nachhaltige Energieversor-
gung und für die D ekarbonisie-
rung der Wirtschaft brauche es 
private Investitionen. Die Spar-
kassen als „Finanzierer unse-
res Mittelstands, als Finanzierer 
auch der Energiewende“  wer-
den gebraucht, um diese Inves-
titionen zu mobilisieren, erklär-
te Scholz.

D ie jüngsten Turbulenzen im 
amerikanischen und Schwei-
zer Bankenmarkt sind aus sei-
ner Sicht nicht mit den Jahren 
2008  und 2009 zu vergleichen. 
Alle Beteiligten hätten aus der 
Finanzkrise gelernt. „D ie Refor-
men waren weitreichend und 
sie sind wirksam“, bekräftigte 
der Kanzler. Ein aktueller Vor-
schlag der Europä ischen Kom-
mission zur Reform des Rah-
mens für Krisenmanagement im 
Bankensektor gehe aber in Tei-
len zu weit.

In D eutschland und in ande-
ren M itgliedstaaten gebe es gut 
funktionierende Sicherungssys-
teme für kleine Banken. „D iese 
sollten wir nicht ohne Not über 
den Haufen werfen.“  D ie Bun-
desregierung setze sich deshalb 
bei den Verhandlungen in Brüs-
sel für den Erhalt der Instituts-
sicherung ein. „D ie Sparkassen 
und Genossenschaftsbanken 
müssen und werden eine stabi-
le Sä ule unseres deutschen Fi-
nanzsy stems bleiben“ , unter-
strich Scholz. DK

Internationaler Tag der Genossenschaften: 

Engagement für die Heimat
Anlässlich des Internationalen Tags der Genossenschaften am 1. 
Juli stellt der Genossenschaftsverband Bayern (GVB) die beson-
dere Bedeutung genossenschaftlicher Unternehmen für die Wirt-
schaft und die Gesellschaft heraus. Besonderen Fokus legt der 
Verband in diesem Jahr auf das Engagement der Genossenschaf-
ten bei den Menschen vor Ort.

Versorgung mit Wä rme und 
Strom, der Erhalt des D orfwirts-
hauses oder der Dorfbäckerei, 
die Wiederbelebung der örtli-
chen Brauerei, die Versorgung 
mit hochwertigen Lebensmit-
teln und Finanzdienstleistungen 
– so bunt wie die Wirtschaft sind 
auch Genossenschaften. Sie 
bringen M enschen zusammen 
und treten dort als Problemlö-
ser auf, wo Staat oder andere 
Akteure weiß e Flecken lassen. 
Als Unternehmensmodell unter-
scheiden sich Genossenschaf-
ten von allen anderen. Sie ha-
ben den Auftrag, ihre Mitglieder 
zu fördern und engagieren sich 
so für die Gesellschaft. „Auch 
Genossenschaften müssen wirt-
schaftlich tragfähig sein. Ihnen 
geht es aber nicht um Gewinn-
maximierung, sondern darum, 
nachhaltig zu agieren, vor Ort 
Nutzen zu stiften und Menschen 
einzubinden“, sagte GVB-Prä-
sident Gregor Scheller in Mün-
chen.

GenossenschaŌen
stiŌen Nutzen

Nachhaltiges Wirtschaften
zeichnet Genossenschaften seit 
jeher aus. Fast drei M illionen 
M enschen in Bay ern sind M it-
glied in einer Genossenschaft 
– mehr als 5 2.000 M itarbeite-
rinnen und M itarbeiter haben 
bei einem genossenschaftlichen 
Unternehmen einen sicheren 
Arbeitsplatz.

Welchen Nutzen Genossen-
schaften stiften, verdeutlich-
te Scheller anhand einiger Bei-
spiele: „Die genossenschaftli-
chen Nahwä rmenetze umfassen 
inzwischen eine Gesamtlänge 

von zirka 1.000 Kilometern – 
das entspricht etwa der Entfer-
nung zwischen M ünchen und 
Rom. Damit bringen Genossen-
schaften umweltfreundliche 
Energie in die Hä user ihrer M it-
glieder – mit inzwischen weit 
mehr als 12.000 angeschlosse-
nen Haushalten. Wä hrend an-
dernorts über die richtige Lö-
sung für deutsche Heizungskel-
ler diskutiert wird, tun sich in 
vielen O rten Bay erns die Bür-
gerinnen und Bürger zusammen 
und schaffen eine Lösung, die 
ganze Ortschaften mit nachhal-
tiger Wärme versorgt.“

Mit der Produktion von Käse, 
Wein und Bier sowie anderen 
regionalen Lebensmitteln tra-
gen Genossenschaften die baye-
rische Genusskultur in die Welt 
hinaus. So gehen jä hrlich 4,2 
M illionen Tonnen M ilch durch 
genossenschaftliche Hände. Das 
ist fast die Hälfte der gesamten 
in Bay ern erzeugten M ilchmen-
ge. Überdies wird ein Viertel der 
in Bayern vermarkteten Getrei-
demenge im Raiffeisen-Waren-
geschäft gehandelt.

solks- und Raiffeisenbanken
als verlässliche Partner

Die Volks- und Raiffeisenban-
ken im Freistaat sind verlä ssli-
che Partner von Wirtschaft, Mit-
telstand und Privatpersonen. 
„Nahezu die Hälfte aller mittel-
stä ndischen Unternehmen steht 
in Verbindung mit einer Volks- 
oder Raiffeisenbank und jeder 
vierte Euro an Kapitalbedarf der 
mittelständischen Wirtschaft 
kommt von einer Volks- und
Raiffeisenbank. Damit tragen 
sie maßgeblich zur wirtschaftli-

chen Entwicklung unseres Lan-
des bei“ , sagte Scheller. Im ver-
gangenen Jahr haben die bay -
erischen Volks- und Raiffei-
senbanken Förderkredite der 
LfA-Förderbank Bay ern in Höhe 
von mehr als 660 M illionen Eu-
ro vergeben. M it über 2.300 Zu-
sagen für Mittelstand und Selb-
stä ndige in Bay ern stehen sie 
für mehr als 47 Prozent der im 
vergangenen Jahr insgesamt zu-
gesagten LfA-Programmkredi-
te. 137 M illiarden Euro an Kre-
diten haben die Banken insge-
samt vergeben und sie verwal-
ten Kundengelder in Höhe von 
fast 160 M illiarden Euro.

D ie Banken setzen sich aber 
auch darüber hinaus für ihre 
Heimatregion ein. Im vergange-
nen Jahr haben allein die Volks- 
und Raiffeisenbanken fast 15 
M illionen Euro gespendet und 
damit Vereine und Initiativen 
vor O rt gefördert.

Anreize statt serbote

Scheller erinnerte zudem dar-
an, dass Genossenschaften da-
rauf ausgelegt sind, Eigenini-
tiative und Unternehmergeist 
zu wecken. „Allerdings braucht 
es dazu einen politischen Rah-
men, der uns dabei unterstützt: 
Anreize statt Verbote, Ermögli-
chen statt immer mehr Bürokra-
tie und Berechenbarkeit statt 
stä ndigem Hin und Her bei po-
litischen Entscheidungen.“ Ein 
Beispiel ist die Nachhaltigkeit. 
Volks- und Raiffeisenbanken 
handeln nachhaltig und wollen 
diese Idee auch weitertragen. 
Allerdings erschweren Regula-
torik und weitere Vorschriften 
Initiativen, anstatt sie zu erleich-
tern. D urch die damit einherge-
hende Bürokratie werden zahl-
reiche Ressourcen gebunden, 
die dann in den regionalen Ge-
nossenschaften fehlen, um kre-
ative Lösungen für nachhaltiges 
Handeln zu entwickeln. �

https://www.sparkasse.de/klp/alp/mehr-als-geld.html
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KfW-Kommunalpanel 2023:

Investitionsrückstand
steigt moderat

Erstaunlich krisenfest zeigen sich die deutschen Kommunen in 
finanzieller Hinsicht, wie das vom Deutschen Institut für Urbanis-
tik (Difu) durchgeführte KfW-Kommunalpanel 2023 zeigt. Trotz 
Mehrfachkrise und negativer Prognosen, die daraus für die kom-
munalen Finanzen abgeleitet wurden, konnten die Städte, Ge-
meinden und Landkreise das Jahr 2022 mit einem Finanzierungs-
überschuss von 2,6 Mrd. Euro abschließen. Auch die Investitionen 
hielten sich robust, der wahrgenommene Investitionsrückstand 
wuchs nur moderat auf 166 Mrd. Euro und die Finanzierungsmög-
lichkeiten blieben trotz Zinswende noch auskömmlich. Gleich-
wohl trüben zahlreiche Haushaltsrisiken wie hohe Preissteige-
rungen und steigende Zinsen die Erwartungen der Kommunen 
hinsichtlich der künftigen Finanzlage und der Finanzierungskon-
ditionen spürbar ein.

Auch wenn die Angaben der 
Kä mmereien in der bundes-
weit repräsentativen KfW-Be-
fragung für 2022 insgesamt von 
Stabilitä t gekennzeichnet sind, 
so schlagen sich auch die gro-
ß en Unsicherheiten des ver-
gangenen Jahres darin nieder: 
Rund die Hälfte der Kommunen 
bewertet die eigene Finanzlage 
als gut oder befriedigend, die 
andere Hälfte hingegen als nur 
ausreichend oder mangelhaft. 
D er Ausblick für die nä chsten 
Jahre fällt deutlich pessimisti-
scher aus, hier erwarten 5 1 Pro-
zent eine eher nachteilige, wei-
tere 22 Prozent sogar eine sehr 
nachteilige Entwicklung.

Getrübte Erwartungen

Erklä ren lassen sich diese 
„eingetrübten Erwartungen“
laut Kreditanstalt für Wieder-
aufbau zum einen mit den ab-
sehbaren M ehrausgaben, die 

als Folge der Inflation sowohl 
bei den Sachkosten als auch in 
Form höherer Tarifabschlüs-
se bei den Personalausgaben 
auf die Kommunen zukommen. 
Zum anderen ist die Finanzie-
rung der Kosten für die Versor-
gung der Geflüchteten weiter-
hin unsicher, so dass über die 
bestehenden konjunkturbe-
dingten Unwä gbarkeiten hin-
aus erhebliche finanzielle Risi-
ken für die Kommunalhaushal-
te fortbestehen.

Bislang haben diese negati-
ven Erwartungen jedoch kaum 
Einfluss auf die Investitionspla-
nungen. Die investiven Ausga-
ben der Kommunen mit mehr 
als 2.000 Einwohnern sollen ge-
mä ß  Hochrechnung in diesem 
Jahr um 1,8  M rd. Euro auf 43,1 
M rd. Euro steigen. D amit setzt 
sich das kontinuierliche Wachs-
tum der Investitionsausgaben 
der vergangenen Jahre fort. Bei 
den geplanten Investitionen 

stellen weiterhin die Schulge-
bä ude mit 12,1 M rd. Euro und 
die Straß en mit 10,8  M rd. Euro 
für die Kommunen in den Kern-
haushalten die größten Investi-
tionsbereiche dar.

GröƘte Rückstände bei
Schulgebäuden und StraƘen

Die gestiegenen Investiti-
onen zeigen sich auch in der 
Entwicklung des Investitions-
rückstands. Zwar nimmt der 
wahrgenommene Investitions-
rückstand in der bundeswei-
ten Hochrechnung um knapp 
7 M rd. Euro auf insgesamt 
rund 166 M rd. Euro zu;  in An-
betracht der Preissteigerungen 
sowie der Nachholbedarfe, die 
im Zuge der vergangenen Kri-
sen deutlich geworden sind, ist 
dieser Anstieg laut KfW aber 
eher als moderat zu bezeich-
nen. D ie größ ten Rückstä nde 
lassen sich bei den Schulgebä u-
den (47,4 Mrd. Euro), Straßen 
(38,6 Mrd. Euro Euro) und Ver-
waltungsgebäuden (19,5 Mrd.
Euro) verorten.

Insgesamt nennen 62 Prozent 
der finanzschwachen Kommu-
nen einen „gravierenden“  oder 
„nennenswerten“ Investitions-
rückstand, gegenüber 46  Pro-
zent unter den finanzstarken 
Kommunen. D ie Erwartungen 
für die Entwicklung des Inves-
titionsrückstands in den nächs-
ten fünf Jahren sind nahezu 
gleich verteilt: 30 Prozent ge-
hen von einem Abbau, 34 Pro-
zent von einer Zunahme aus.

Für die Bereiche Schulen und 
Kitas erwarten 42 bzw. 41 Pro-
zent eine Verbesserung, auch 
weil in den vergangenen Jahren 
etliche Vorhaben lanciert und 
die zusä tzlichen gesetzlichen 
Ansprüche zudem durch För-
derprogramme begleitet wur-
den. Größere Probleme wer-
den demgegenüber bei den 
Straß en gesehen, wo eine re-
lative Mehrheit von 45 Prozent 
einen Anstieg des Investitions-
rückstands erwartet.

Eigenmittel

Im Finanzierungsmix erneut 
abgenommen hat die Bedeu-
tung der Eigenmittel. Auf für die 
Kommunen frei verfügbaren 
Mittel entfallen noch 38 Pro-
zent, hinzukommen 10 Prozent 

aus zweckgebundenen Zuwei-
sungen. Auf Mittel von Dritten, 
nämlich Fördermittel und Kom-
munalkredite, entfallen jetzt 22 
bzw. 25  Prozent.

M it Blick auf das laufen-
de Jahr erwarten die Kommu-
nen tendenziell einen weiteren 
Rückgang des Anteils der Eigen-
mittel im Finanzierungsmix, die 
Kommunalkredite dürften hin-
gegen als Kompensation an Be-
deutung gewinnen. Rund 5 6 
Prozent der Kommunen gehen 
von einer höheren Kreditauf-
nahme in diesem Jahr aus, ob-
wohl die Bedingungen der Kre-
ditaufnahme sich in der Wahr-
nehmung der Kä mmereien be-
reits verschlechtert haben.

Zwar bewerteten zum Jahres-
ende 2022 noch 43 Prozent der 
Kommunen die Bedingungen 
als „sehr“  oder „eher gut“ , dies 
stellt aber einen Rückgang um 
18  Prozentpunkte zum Vorjahr 
dar. D ie Zinswende geht auch 
mit schlechteren Erwartungen 
einher, denn mittlerweile ge-
hen 5 7 Prozent der Kommunen 
(20 Prozent im Vorjahr) von ei-
ner deutlichen Verschlechterung 
der Konditionen in den nächsten 
zwölf M onaten aus. Auf verä n-
derte Rahmenbedingungen stel-
len sich 62 Prozent der Kommu-
nen im Rahmen ihres Zins- und 
Schuldenmanagements mit ver-
schiedenen M aß nahmen ein.

Sonderthema Klimaschutz

Im diesjä hrigen Sonderthe-
ma der Befragung geht das 
KfW-Kommunalpanel auf Ak-
tivitäten zum Klimaschutz und 
zur Anpassung an den Klima-
wandel als die gegenwärtig 
wahrscheinlich größ te trans-
formative Notwendigkeit für 
die Kommunen ein. Nach An-
gaben der Kommunen haben 
sie im Jahr 2022 3,9 M rd. Euro 
und damit 11 Prozent ihrer Ge-
samtinvestitionen für Klimaas-
pekte ausgegeben – eine hohe 
Summe, die Schä tzungen zufol-
ge jedoch in erheblichem Um-
fang auf mindestens das D op-
pelte steigen müsste, um die 
Klimaziele im kommunalen Be-
reich zu erreichen. D ement-
sprechend erwarten auch 8 0 
Prozent der Kä mmereien für 
die Zukunft eine Zunahme der 
Klimainvestitionen. Allerdings 
wird mit Skepsis betrachtet, ob 
die Bemühungen ausreichen 
werden. Knapp 60 Prozent der 
Städte, Gemeinden und Kreise 
erwarten, dass unter den be-
stehenden Rahmenbedingun-
gen bestenfalls ein geringer Teil 
der Bedarfe gedeckt werden 
kann. DK

Niederbayerische Sparkassen:

Erfolgreiche
Gründerkonzepte

In zehn verschiedenen Kategorien wurde im Landshuter Tagungs-
zentrum der Sparkassen-Finanzgruppe Bayern der Niederbayerische 
Gründerpreis 2023 verliehen. Die Auszeichnung würdigt unterneh-
merische Leistungen in unterschiedlichen Unternehmensphasen – 
vom Start-up bis zum Lebenswerk. Ziel der Initiative ist es, erfolgrei-
che Gründer und ihre Unternehmen sichtbar zu machen.

Christoph Helmschrott, Vor-
standsvorsitzender der Sparkas-
se Passau und O bmann der nie-
derbay erischen Sparkassen, be-
tonte in seinem Grußwort die 
Bedeutung der Auszeichnung 
gerade in Zeiten groß er Trans-
formation von Wirtschaft und 
Gesellschaft. Ausrichter der 
Preisverleihung war erstmals 
die Sparkasse Kelheim.

Kategorie „Start-up“

In der Kategorie „Start-up“  
siegte Julias Schneidwerk, O s-
terhofen (Landkreis Deggen-
dorf). Während der Corona-Pan-
demie eröffnete Julia Rauch ei-
nen modernen Salon in exklu-
siver Shabby-Optik. Besonders 
gewürdigt wurden das familien-
freundliche Ambiente mit Spiel-
ecke, das motivierte Team sowie 
der herausragende Service.

„Aufsteiger“

Als „Aufsteiger“  behielt die 
Offgridtec GmbH, Eggenfelden, 
die O berhand. D as von M ar-
tin Krannich gegründete Unter-
nehmen macht Energieversor-
gung durch die Sonne für die 
breite Bevölkerung und für Un-
ternehmer ganz einfach über 
Plug-in-Sy steme nutzbar. 2019 
wurde neu gebaut, mittlerweile 
steht bereits die dritte Betriebs-
erweiterung an.

„Konzept“

D ie Kategorie „Konzept “
spricht Unternehmer an, die mit 
markttauglichen Ideen und ei-
nem fundierten Geschäftsplan 
gründen wollen bzw. bereits 
gegründet haben. Hier sicher-
te sich Pflege Askari in Abens-
berg Platz 1. Askari Qudratul-
lah kam aus Afghanistan nach 
D eutschland, lernte schnell die 
Landessprache, machte nach 
zwei Jahren seinen „Quali“  und 
absolvierte in der Folge zahlrei-
che Ausbildungen und Weiter-
bildungen im Bereich Altenpfle-
ge, ehe er sich mit seinem Pfle-
gedienst selbststä ndig machte.

Platz 2 errang der Berggasthof 
Dreisessel in Waldkirchen (Land-
kreis Freyung-Grafenau). Nach 
namhaften beruflichen Statio-
nen wurde Philipp Schmöller bei 
einer Skitour auf den Berggast-
hof aufmerksam, der neu ver-
pachtet werden sollte. M it ei-
nem Team von neun Personen 
will er regionale altbay erische 
Küche, aber auch einige Geheim-
rezepte seiner Großmütter und 
vegetarische Gerichte anbieten.

Auf Platz 3 rangiert das Team 
von Pieper Bedachungen um 
D achdeckermeister Akis-Liam 
Pieper aus Hauzenberg (Land-
kreis Passau). Gerade im Rah-
men energetischer Sanierungen 
bieten Wä rmedä mmsy steme, 
Photovoltaik, Solarthermie oder 
D achbegrünungen viele M ög-
lichkeiten, Energie zu sparen 
oder zu gewinnen. D ieses Fach-
gebiet beherrscht auch Akis-Li-
am Pieper, der nach seiner Tä -
tigkeit als Dozent am Kompe-
tenzzentrum D achtechnik Wald-
kirchen e.V. Ende 2022 selbst 
den Schritt zum eigenen Hand-
werksunternehmen wagte.

„Nachhaltigkeit“

In der Kategorie „Nachhaltig-
keit“  wurde die Nigl & M ader 
GmbH, Röhrnbach (Landkreis 
Freyung-Grafenau), mit dem 
Gründerpreis bedacht. Gegrün-

det wurde das Unternehmen 
im Jahr 2000 mit den Schwer-
punkten Elektro-, Gebäude- 
und Energietechnik. D er Be-
trieb zeichnet sich durch steti-
ges und nachhaltiges Wachstum 
aus. Nachhaltigkeit ist vielfäl-
tig erlebbar: So werden Elektro-
fahrzeuge genutzt und der Neu-
bau soll ganzjä hrig mit autarker 
Energie versorgt werden.

„Agrar“

Schweinefleisch aus ökologi-
scher Kreislaufwirtschaft – die-
ses Ziel verfolgt die Fischer-
Tischer GbR aus Eholfing (Land-
kreis Passau), die in der Katego-
rie „Agrar“  ausgezeichnet wurde. 
D as Konzept der jungen Landwir-
te Julius Fischer und Andreas Ti-
scher setzt auf Bioschweinemast 
und -zucht und ist damit eine Be-
sonderheit, denn Bio-Schwei-
nefleisch ist immer noch sel-
ten. Ziel der beiden Initiatoren 
war ein geschlossenes Sy stem in 
Bioqualität zu schaffen. Ein of-
fenes Stallkonzept mit Auslauf, 
viel Stroh, offenen Tränkebecken 
und individueller Fütterung sor-
gen für das Tierwohl. D er anfal-
lende M ist wird in der eigenen 
Biogasanlage vergoren. D ie ver-
bleibende Gülle dient als Dünger 
für die eigenen Felder, auf denen 
Biofutter erzeugt wird.

„Unternehmensnachfolge“

In der Kategorie „Unterneh-
mensnachfolge“  gewann die 
Rappl Maschinenbau GmbH, 
Kirchroth (Landkreis Strau-
bing-Bogen). 1986 gründete An-
ton Rappl sein M aschinenbauun-
ternehmen und setzte schon früh 
auf modernste Technik. Bislang 
sind bereits mehr als 75  junge 
M enschen ausgebildet worden. 
Inzwischen hat Sohn Klaus das 
Unternehmen übernommen. Zu 
den Tätigkeitsfeldern zählen un-
ter anderem Medizin, Luftfahrt 
und der Landmaschinenbau.

„Lebenswerk“

Hermann Paintner, Gründer 
und Geschäftsführer der ROPA
Fahrzeug- und M aschinenbau 
GmbH aus Sittelsdorf (Landkreis 
Kelheim), wurde in der Kategorie 
„Lebenswerk“  für seine heraus-
ragenden unternehmerischen 
Leistungen der vergangenen 5 0 
Jahre gewürdigt. Letztlich über-
zeugte die Jury  die Erfolgsge-
schichte eines Landwirts, der 
sein Unternehmen zum bedeu-
tendsten Innovationsstandort 
zur Herstellung von M aschinen 
für die Zuckerrüben- und Kartof-
felerntetechnik entwickelte. D ie 
RO PA-Produkte haben sich mit 
groß em Erfolg am Weltmarkt 
etabliert und sind aus der land-
wirtschaftlichen Branche nicht 
mehr wegzudenken.

„Sonderpreis“

Mit dem Gründerpreis in der 
Kategorie „Sonderpreis“  wurde 
das Kinderkrankenhaus St. M a-
rien in Landshut gewürdigt. Seit 
mehr als hundert Jahren leis-
tet die Klinik Herausragendes 
im Bereich der Kinderheilkun-
de. Von der Geburt bis zum 18. 
Lebensjahr werden Kinder und 
Jugendliche auch überregional 
versorgt. D abei spielen sozia-
le Überlegungen eine wichtige-
re Rolle als wirtschaftliche Inter-
essen. D afür steht exemplarisch 
der Aufbau eines ambulanten 
Palliativdienstes. DK

Gewerbesteuer und Grundsteuer:

Hebesätze im
bundesweiten Vergleich
Rund ϵ5,1 Prozent aller bayerischen Gemeinden haben im 
Jahr 2022 ihre Hebesätze der Gewerbesteuer auf Werte zwi-
schen 300 und 3ϵϵ Prozent festgesetzt. Hebesätze von 200 bis 
2ϵϵ finden sich in 2,4 Prozent, Hebesätze von 400 oder mehr in 
2,5 Prozent der Gemeinden. Nach Mitteilung des Bayerischen 
Landesamts für Statistik finden Gewerbetreibende in Bay-
ern damit niedrigere Hebesätze vor als im deutschlandweiten 
Durchschnitt. Hier weisen ϴ1,1 Prozent der Gemeinden einen 
Hebesatz zwischen 300 und 3ϵϵ Prozent auf, während nahezu 
1ϴ Prozent der Gemeinden darüber liegen. Diese und weitere 
Informationen liefert eine interaktive Karte der Statistischen 
	mter des Bundes und der Länder, die ab sofort für das Jahr 
2022 kostenlos im Internet zur Verfügung steht: www.statistik-
portal.de/de/karte-hebesaetze.

Von den 2.056 Gemein-
den in Bay ern meldeten Kem-
nath, Röttenbach und Wol-
fertschwenden (je 230 Pro-
zent) die geringsten Hebesätze 
der Gewerbesteuer. Am höchs-
ten ist dieser Wert in der Lan-
deshauptstadt M ünchen mit 
490 Prozent. D anach folgen die 
kreisfreien Stä dte Augsburg 
mit 470 Prozent und Nürnberg 
mit 467 Prozent.

Grundsteuer B

Auch bei der Grundsteuer B 
(für sonstige Grundstücke) lie-
gen die Hebesä tze bei bay e-
rischen Gemeinden überwie-
gend (79,0 Prozent) im Bereich 
zwischen 300 und 399 Prozent, 
wä hrend 16,1 Prozent einen 
Hebesatz von 400 oder mehr 
aufweisen. Bundesweit ha-
ben hingegen 5 7,2 Prozent ei-
nen Hebesatz zwischen 300 
und 399 festgesetzt, wä hrend 
er in 39,6 Prozent der Gemein-
den höher liegt. Bay ernweit 
am niedrigsten war der He-
besatz für bebaute und unbe-
baute Grundstücken in Gund-
remmingen (150 Prozent); den 
Höchstwert legen O berickels-
heim, Gnotzheim und Mein-
heim mit jeweils 65 0 Prozent 
zugrunde.

Weniger deutlich stellt sich 
im bundesweiten Vergleich der 
Hebesätze die Situation in den 

bayerischen Gemeinden bei 
der Grundsteuer A (für land- 
und forstwirtschaftlich genutz-
te Flächen) dar. Zwar ist der An-
teil zwischen 300 und 399 Pro-
zent in Bay ern mit 75 ,5  Prozent 
höher als in D eutschland mit 
69,3 Prozent, dafür liegt der 
Anteil der Gemeinden mit He-
besä tzen von unter 300 Pro-
zent in Bay ern mit 5 ,5  Prozent 
unterhalb dem bundesdeut-
schen Wert insgesamt mit 11,8  
Prozent. D en geringsten Wert 
in Bayern meldet Gundrem-
mingen mit 15 0 Prozent, die 
höchsten Hebesä tze werden 
in Gnotzheim und Meinheim 
mit jeweils 65 0 Prozent festge-
setzt.

Hinweise

Regionalisierte Zahlen ent-
hält die Gemeinschaftsveröf-
fentlichung „Hebesä tze der Re-
alsteuern in D eutschland“  der 
Statistischen Ämter des Bundes 
und der Lä nder unter: www.
statis t ikpor tal .de/de/ver-
oeffentlichungen/hebesaet-
ze-der-realsteuern-deutsch-
land. Informationen liefert ei-
ne interaktive Karte der Statis-
tischen Ämter des Bundes und 
der Lä nder, die ab sofort für das 
Jahr 2022 kostenlos im Internet 
zur Verfügung steht: www.sta-
tistikportal.de/de/karte-hebe-
saetze �

Drei Sparkassen gründen 
die S-International 

Bayern Süd
Mit der neuen S-International Bayern Süd bündeln drei große 
Sparkassen in Bayern ihr Produkt- und Dienstleistungsange-
bot für mittelständische Unternehmen im Auslandsgeschäft 
und Zins- und Währungsmanagement. Die Gründungsspar-
kassen sind die Stadtsparkasse München, die Kreisspar-
kasse München Starnberg Ebersberg, sowie die Sparkasse 
Ingolstadt Eichstätt.

ϰϱ Mrd. Euro Bilanzsumme

Die drei Institute weisen zusammen eine Bilanzsumme von 
knapp 45  M illiarden Euro aus. D as neue Unternehmen wird 
voraussichtlich Anfang 2024 seine Arbeit aufnehmen, der 
Sitz wird in München sein. Die neue Gesellschaft stärkt die 
Zusammenarbeit der Sparkassen und schafft neue Perspek-
tiven in der gemeinsamen Marktbearbeitung.

Bündelung der KräŌe

M it dem geplanten Unternehmen wird das Angebot für die 
mittelständische Wirtschaft im Auslandsgeschäft sowie für 
das Zins- und Wä hrungsmanagement ausgebaut. Von den 
Leistungen und dem Service der neuen Gesellschaft wer-
den mehr als 5 0.000 Unternehmen im gemeinsamen Wirt-
schaftsraum profitieren. Durch eine Bündelung der Kräfte 
werden die Sparkassen ihre führende Rolle als Hausbanken 
des Mittelstands ausbauen und stärken. �
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Ihr Partner für gewerbliche 
Immobilienfinanzierungen.
International. Zuverlässig. Langfristig.

¡ Attraktive Konditionen
¡ Große Produktvielfalt
¡  Schnelle und verlässliche Entscheidungen

Die Brüsseler Krake
Wie die EU-Kommission versucht, über Sparkassen und Genossenschaftsbanken zu bestimmen

Ein Gastbeitrag von Dr. :ürgen Gros 

Einigkeit zwischen Bundeskanzler, Bundesminister der Finanzen 
und Wirtschaftsminister. Ganz ohne Streitereien und Machtworte. 
Das hat mittlerweile Seltenheitswert in der Koalitionsregierung von 
SPD, FDP und Grünen. Dass zwischen Olaf Scholz, Christian Linder 
und Robert Habeck zumindest bei einem Thema kein Blatt Papier 
passt, ist von hoher Bedeutung für den Bankenstandort Deutsch-
land. Denn es geht um viel. Nämlich darum, wer künftig in Krisen-
fällen über die Zukunft von mehr als 1.100 Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken bestimmt. 

D ie EU-Kommission hat da-
zu prä zise Vorstellungen. Ent-
sprechend sollen in Zukunft 
nicht nur wie bisher Großban-
ken, sondern ebenso kleine und 
mittelgroße Banken den euro-
pä ischen Regeln zur Bankenab-
wicklung unterliegen. D as trä fe 
dann eben auch Sparkassen und 
Kreditgenossenschaften. So je-
denfalls sehen es die Plä ne vor, 
die im April die EU-Kommissare 
Mairead McGuinness und Vla-
dis D ombrovskis zur Vereinheit-
lichung der Bankenabwicklung 
vorgelegt haben.

D ie europä ischen Regeln zur 
Bankenabwicklung sind bereits 
seit 2014 in Kraft. Kernstück ist 
der „einheitliche Abwicklungs-
ausschuss“ (SRB). Er ist eine 
EU-Institution. Seine Aufgabe
ist es, die ordnungsgemä ß e Ab-
wicklung von insolvenzbedroh-
ten Finanzinstituten zu orga-
nisieren und dabei die Auswir-
kungen auf Realwirtschaft und 
Staatsfinanzen möglichst ge-
ringzuhalten. Ziel ist es, bei Ab-
wicklungen die Banken selbst 
und nicht die Steuerzahler in die 
Pflicht zu nehmen. Die Etablie-
rung des „einheitlichen Abwick-
lungsmechanismus“  war eine 
politische Reaktion auf die Ban-
kenkrise der Jahre 2007/2008 . 
D amals musste der Steuerzahler 
vor allem Großbanken stützen. 

Was für Großbanken also
lä ngst etabliert ist, soll nun
auch für kleine und mittelgro-
ß e Banken geregelt werden. D er 
EU-Kommission ist es mit Blick 

auf nicht ganz so groß e Banken 
ein Dorn im Auge, „dass nati-
onale Behörden Steuergelder 
verwenden, um einen drohen-

ke auf die nationalen Einlagensi-
cherungsstrukturen von Banken 
und damit auch auf die Instituts-
sicherungssy steme der Sparkas-
sen und Kreditgenossen. D enn 
durch die geplanten Neurege-
lungen wä ren die beiden groß en 
Verbundgruppen in D eutsch-
land nicht mehr frei in der Ver-
wendung der Mittel in ihren Si-
cherungssy stemen. Sie würden 
dann den europä ischen Regeln 
zur Sanierung und Abwicklung 
von Banken unterliegen. Beide 
Gruppen nutzen bislang eigen-
verantwortlich ihre Mittel zur 
Krisenprävention oder, wo not-
wendig, zur Stabilisierung und 
Sanierung angeschlagener Ins-
titute. Dass einzelne Häuser mal 
schwä cheln, kommt mitunter 
auch bei Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken vor. Freilich 
wurde daraus noch nie ein Fall 
für den Steuerzahler, denn bei-
de Verbünde haben für solche 
Situationen hinreichend Rück-
lagen in M illiardenhöhe in ihren 
Institutssicherungssystemen.

Unverkennbar und unver-
drossen betreibt die EU-Kom-
mission auf neuem Weg ihr al-
tes Vorhaben, die Einlagensiche-
rungssy steme in Europa zu har-
monisieren. Jetzt eben mit dem 
Argument, die Bankenabwick-
lung stä rken zu wollen. D er Eu-
ropaabgeordnete M arkus Fer-
ber bringt die Konseq uenzen auf 
den Punkt: „Was die Kommission 
vorschlä gt, nagt an der D aseins-
berechtigung der Institutssiche-
rungssy steme. D er Finanzsta-
bilitä t und den Kleinsparern ist 
nicht damit gedient, wenn Ins-
titutssicherungssystemen unnö-
tig das Leben erschwert wird.“

D as hat man auf Ebene der 
Bundespolitik ebenfalls erkannt. 
Finanzminister Lindner teilte der 
EU-Kommission seine Beden-
ken schon mit, bevor die Plä -
ne überhaupt offiziell veröffent-

licht wurden. Ein im Timing eher 
ungewöhnliches Vorgehen, das 
aber zugleich deutlich macht, 
welchen Stellenwert das Thema 
bei ihm hat. „Eine europä ische 
Einlagensicherung bekommt kei-
ne Zustimmung von dieser Bun-
desregierung. D a sind sich der 
Wirtschaftsminister und ich ei-
nig“  unterstrich er seinen Stand-
punkt am 1. Juni auf dem Spar-
kassentag. D abei konnte er an 
Bundeskanzler Scholz anknüp-
fen, der bereits einen Tag zu-
vor, ebenfalls beim Sparkassen-
tag, nicht nur die gut funktionie-
renden Sicherungssy steme der 
kleinen Banken in D eutschland 
gewürdigt, sondern ihnen auch 
die politische Rückendeckung der 
Bundesregierung zugesagt hat-
te. „Die Sparkassen und Genos-
senschaftsbanken müssen und
werden eine stabile Sä ule un-
seres deutschen Finanzsy stems 
blieben. M eine D amen und Her-
ren, die Bundesregierung steht 
an ihrer Seite“ , so der Regie-
rungschef. D ie Unterstützung
des Kanzlers und der Bundesre-
gierung werden beide Verbund-
gruppen gut gebrauchen können. 
D enn wenn es um die Realisie-
rung der europä ischen Einlagen-
sicherung geht, wurde in Brüs-
sel noch immer hart verhandelt 
– mit zumeist knappem Ausgang. 

mber unseren Autor

D er an der Ludwig-M aximili-
ans-Universitä t in M ünchen pro-
movierte Politikwissenschaftler 
Jürgen Gros (53) war zwei Jahr-
zehnte im M anagement ver-
schiedener bay erischer Verbä n-
de tätig, zuletzt als Präsident 
des Genossenschaftsverbands 
Bay ern. Schwerpunktmä ß ig be-
schäftigt er sich mit finanzwirt-
schaftlichen und mittelstands-
politischen Themen. �

Bayerische InŇationsrate:

Anstieg im Juni 2023
auf 6,2 Prozent

In Bayern liegt die Inflation im Juni 2023 bei 6,2 Prozent. Inflationstrei-
ber sind vor allem die stark gestiegenen Nahrungsmittelpreise, die im 
Vergleich zu Juni 2022 um 12,ϴ Prozent deutlich anstiegen. Daher for-
dert Wirtschaftsminister Aiwanger mehr Entlastung der Unternehmen. 

D azu Aiwanger: „D er hohe
Preisauftrieb gerade bei Lebens-
mitteln lässt das Realeinkommen 
der privaten Haushalte schrump-
fen. Wir müssen die Bevölkerung 
jetzt genauso entlasten wie die 
deutsche Wirtschaft. Es müssen 
mehr Anstrengungen unternom-
men werden, um unseren Un-
ternehmen und landwirtschaft-
lichen Betriebe endlich wieder 
Luft zum Durchatmen zu ver-
schaffen, damit die Produktion 
wieder mit der Nachfrage Schritt 
halten kann.“

Bürokratie- und 
BerichtspŇichten abbauen

„Die unzähligen Bürokratiebe-
lastungen und viele praxisfrem-
den Vorschriften haben die Pro-
duktion in der Landwirtschaft in 
den letzten Jahren massiv ver-
teuert“ , so Aiwanger weiter. „Ein 
zentraler Punkt ist der Abbau von 
Bürokratie- und Berichtspflich-
ten, damit sich die Betriebe auf 
ihr Kerngeschäft konzentrieren 
können. Auch muss der Bund die 
Energiepreise einfangen. D iese 
sind zwar im Vergleich zum Vor-
jahr gefallen, aber D eutschland 
hat im europä ischen und inter-
nationalen Vergleich immer noch 
viel zu hohe Energiepreise. D es-
halb fordere ich schon lange die 
Reduktion der staatlichen Preis-
bestandteile auf das europä ische 
M inimum und einen Industrie-

strompreis in Höhe von vier Cent 
die Kilowattstunde. Wir brauchen 
dringend eine Reform der Wirt-
schaftspolitik in Berlin.“

Eine weitere wichtige Stell-
schraube, um die Produktion an-
zukurbeln, sieht Aiwanger in der 
Arbeitskräftemobilisierung. Über 
die Hälfte der bayerischen Unter-
nehmen bewertet den Fachkrä f-
temangel als eines der größ ten 
Risiken für ihre wirtschaftliche 
Entwicklung.

„Neben finanziellen Entlas-
tungen müssen wir zusät zlich 
die Rahmenbedingungen für ei-
ne vernünftige Arbeits- und 
Fachkräftegewinnung der Unter-
nehmen sorgen. D en Fachkrä f-
temangel bekä mpfen wir kurz-
fristig am effektivsten über eine 
lä ngst überfä llige Flexibilisierung 
der Arbeitszeit. Auch hier sperrt 
sich der Bund, den gesetzlichen 
Rahmen an die moderne Arbeits-
welt anzupassen“ , so der Wirt-
schaftsminister. Außerdem müss-
ten die steuerlichen Belastungen 
der Bevölkerung gesenkt werden, 
wenn schon der Staat an der ho-
hen Inflation verdient, so Aiwan-
ger: „Wir brauchen eine Senkung 
der Einkommensteuer, Freibetrag 
2000 Euro/M onat, auch als steu-
erfreier Hinzuverdienst zur Rente. 
D adurch würden viele Arbeitskrä f-
te mobilisiert und die M enschen 
hätten wieder mehr Geld in der 
Tasche, wä ren also nicht so stark 
von der Inflation betroffen.“ �

Dr. Jürgen Gros. ©  Barbara O bermaier

den Zusammenbruch zu bewä l-
tigen, anstatt die internen Res-
sourcen und von der Indust-
rie finanzierte Sicherheitsnetz-
te zu nutzen“, wie McGuinness 
bei der Vorstellung des Vorha-
bens ausführte. Welche nati-
onalen Behörden in welchen 
EU-M itgliedsstaaten das sind, 
konkretisierte die Kommissarin 
jedoch nicht. In D eutschland je-
denfalls gibt es solche Fä lle bis-
lang nicht. 

D ie EU-Plä ne haben es frei-
lich in sich. D em langjä hrigen 
Beobachter der EU-Kommis-
sion erschließ t sich unweiger-
lich, um was es wirklich geht: 
Den Zugriff der Brüsseler Kra-

Versicherungskammer Bayern:

Schadenmanagement im
Digitalen Zeitalter

Künstliche Intelligenz ist eines der am häufigsten verwende-
ten Schlagwörter der letzten Zeit. Gleichzeitig hat sich die Leis-
tungsfähigkeit intelligenter Systeme enorm verbessert – und das 
nicht erst seit ChatGPT. Damit gilt es in der Praǆis umzugehen und 
künstliche Intelligenz zu verstehen und zu erklären.

Mit Hilfe von Data Analytics 
und künstlicher Intelligenz re-
guliert die Versicherungskam-
mer heute schon Schä den. D ies 
geschieht schnell und zuverlä s-
sig, fair und mit verbesserter 
Kundenzufriedenheit. Gleichzei-
tig ergeben sich durch schnelle-
re Ablä ufe auch Vorteile für den 
Versicherer, so dass tä glich ein 
echter M ehrwert und messbarer 
Kundennutzen geschaffen wird.

Schadenfall als
„Moment der Wahrheit“

„Im Schadenfall merkt der 
Kunde, ob er eine gute Versiche-
rung hat. D as ist der M oment 
der Wahrheit“ , unterstreicht 
Christian Krams, Vorstandsmit-
glied BavariaD irekt und Leiter 
Konzern Schaden bei der Versi-
cherungskammer. „D urch unse-
re digital unterstützten Prozes-
se generieren wir bereits heu-
te einen echten M ehrwert für 
unsere Kunden. D enn sie erfah-
ren ‚ live‘  im Kontakt mit unse-
ren Schadenmanagern, wie ihr 
individueller Schadenfall best-
möglich reguliert werden kann 
und werden dabei eingebun-
den. D ie Kundenzufriedenheit 
steigt messbar;  auch für das Un-
ternehmen ergeben sich Vortei-
le. D ie D igitalisierung des gesam-
ten Schadenprozesses, bei dem 

die Mitarbeitenden eine wichtige 
Rolle als ‚ Kümmerer‘  im Schaden-
fall einnehmen, ist deshalb auch 
ein elementarer Bestandteil un-
seres strategischen Zielbilds.“

Einige Teilschritte des Schaden-
prozesses der Versicherungskam-
mer funktionieren bereits heute 
vollautomatisiert, andere mit wert-
voller technischer Unterstützung. 
Ein Beispiel: D ie D igitale Schaden-
steuerung (DSS), die im ersten
Schritt für Kfz-Schäden im pro-
duktiven Einsatz ist, unterstützt 
Schadenmanager im Regulierungs-
ablauf: Unmittelbar nach Eingang 
der Schadenmeldung klassifiziert 
die D SS die Schä den und steuert 
sie in den richtigen Prozess. Auf 
Basis von statistisch überprüften 
Regeln, Data Analytics und KI er-
halten die Schadenmanager in 
Echtzeit Empfehlungen zur „next 
best action“, konkret bezogen auf 
die Gegebenheiten des individu-
ellen Schadenfalls. D ies führt zu 
einer deutlich beschleunigten, ef-
fizienten Schadenregulierung. 

Zudem können durch den Ein-
satz von KI-Algorithmen beispiels-
weise auch übergreifende M us-
ter für mögliche Betrugs- oder 
Regressfälle ermittelt werden, 
die die Schadenmanager auf Ba-
sis von Einzelfä llen nicht aufde-
cken könnten. Dies ist ein wichti-
ger Beitrag zum Schutz des Versi-
chertenkollektivs.

Wie gelingt der Einsatz von D a-
ta Analytics und künstlicher In-
telligenz im Zusammenspiel mit 
den Schadenmanagern? Christi-
an Krams: „D as Zusammenspiel 
zwischen unseren kompetenten 
Schadenmanagern und intelligen-
ter Technik ist kein Widerspruch, 
sondern die Basis für eine ech-
te Win-win-Situation für alle Be-
teiligten: Kunden, M itarbeitende 
und unser Unternehmen.“  D azu 
gehört eine schrittweise Verän-
derung der Aufgaben und Rollen 
der Mitarbeitenden – und konti-
nuierliches Lernen.

Moderne dechnologien 
erfolgreich implementieren

Die Bereitschaft zur Zusam-
menarbeit zwischen M ensch und 
M aschine sieht die Versiche-
rungskammer als eine wesentli-
che Voraussetzung für die erfolg-
reiche Implementierung moder-
ner Technologien in den Scha-
denprozess. D er Einsatz von 
Data Analytics und KI führt teil-
weise zu verä nderten Aufgaben 
und Anforderungen an die M it-
arbeitenden;  dies bedingt um-
fassende Change-Initiativen im 
Hinblick auf verä nderte Prozesse 
und neue M ensch-M aschine-In-
teraktionen. 

Krams resümiert: „D iese Sy m-
biose gilt es immer weiter zu 
verfeinern, um die Chancen mo-
derner Technik optimal zu nut-
zen und gleichzeitig die mensch-
liche Empathie an den entschei-
denden Stellen gezielt einzuset-
zen.“ �

https://www.muenchenerhyp.de/de/gewerbliche-kunden/gewerbliche-immobilienfinanzierung
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D & O - V ers icheru ng  f ü r M itarbeiter,  O rg ane u nd kom m u nal e M andats trä g er:

Ergänzung für persönlichen Schutz im 
kommunalen Vermögensschutz-Konzept

Gas tbeitrag  v on R aim u nd L ichtm anneg g er,  
Leiter der Direktion Kommunen und Pīentliche Einrichtungen, Versicherungskammer Bayern

Rund 39.50 0  Bürgermeister, Stadt- und Gemeinderäte sowie Lan-
dräte in Bayern sind seit 1. Mai 20 20  im Amt. Viele von ihnen 
übernahmen erstmals ein Mandat, und das in Zeiten der weltwei-
ten Corona-Pandemie, die auch die Mandatsträger vor besonde-
re Herausforderungen gestellt hat. Als vertrauensvoller Partner 
steht ihnen die Versicherungskammer bei der Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben an der Seite. Die Versicherungskammer Bayern be-
treut ihre Kunden einzigartig mit persönlichen Ansprechpartnern 
in den Regionen, den sog. Direktionsbevollmächtigten.

D ie Kommunen in Bay ern ha-
ben für mögliche Schadenszena-
rien vorgesorgt und in aller Re-
gel eine Kommunale Haftpflicht-
versicherung und eine Kommu-
nale Kassenversicherung bei der 
Versicherungskammer Bay ern 
abgeschlossen.

K ommunale 
HaŌpŇichtversicherung

Die Kommunale Haftpflicht-
versicherung schützt die Kom-
mune, wenn sie von einem D rit-
ten aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtansprüche auf Schaden-
ersatz in Anspruch genommen 
wird und dies, anders als andere 
Anbieter im M arkt, sogar mit ei-
ner Versicherungssumme in un-
begrenzter Höhe. M itversichert 
sind auch die persönlichen ge-
setzlichen Haftungen der Mitar-
beiter der Kommune sowie der 
kommunalen Wahlbeamten und 
M itglieder der Gremien ( Stadt-/
Gemeinderat). D er besondere 
Wert der Haftpflichtversiche-
rung: Spezialisten prüfen bedin-
gungsgemäß die Haftpflichtfra-
ge; berechtigte Ansprüche wer-
den reguliert, unberechtigte 
(notfalls gerichtlich) abgewehrt.

K ommunale 
Kassenversicherung

D ie Kommunale Kassenver-
sicherung ersetzt Vermögens-
schä den, die der Kommune 
selbst und unmittelbar von ih-
ren Bediensteten oder Inhabern 
von Ehrenä mtern ( z.B. M an-
datsträ gern) durch fahrlä ssi-
ge fehlerhafte Sachbearbeitung 
(schuldhafte Dienstpflichtver-
letzung) verursacht wurden.

D as kommunale Vermögen 
kann zudem durch vorsä tzli-
che kriminelle Handlungen der 
Bediensteten, O rgane und In-
haber von Ehrenä mtern sowie 
außenstehende Dritte geschä-
digt werden. Auch hier ersetzt 

die Kassenversicherung Vermö-
gensschä den aus einer Vielzahl 
strafbarer Handlungen wie z. B. 
Untreue, Unterschlagung, Be-
trug, Raub oder D iebstahl. Auch 
wenn diese strafbaren Handlun-
gen oder Dienstpflichtverlet-
zungen auf digitalem Wege ge-
schehen, werden sie vom Versi-
cherungsschutz erfasst.

D ie M itarbeiter von Kommu-
nen, O rganmitglieder und Inha-
ber von Ehrenä mtern sind durch 
die Kassenversicherung gegen 
Ersatzansprüche wegen Schä-
den aus schuldhafter Dienst-
pflichtverletzung geschützt; sie 
müssen ( auß er bei Vorsatz) kei-
nen Regress seitens des Versi-
cherers befürchten.

Auch der D ienstherr ist durch 
die Kassenversicherung grund-
sä tzlich von einem M itarbei-
ter-Regress entbunden. D ies 
trä gt wesentlich zur Erhaltung 
des Betriebsfriedens bei. 

D ie Versicherungskammer 
Bayern empfiehlt für kreisan-
gehörige Gemeinden eine Ver-
sicherungssumme von mindes-
tens 25 0.000 Euro;  für kreisfreie 
Stä dte und Landkreise mindes-
tens 5 00.000 Euro oder mehr. 
Viele Kommunen haben eine 
Versicherungssumme von min-
destens 1 M illion Euro verein-
bart, das M aximum liegt bei 3 
M illionen Euro. Angesichts ge-
stiegener Investitionsvolumi-
na, Fördermittel und der allge-
meinen Preisentwicklung rä t 
die Versicherungskammer Bay -
ern nachdrücklich, die Versiche-
rungssummen regelmä ß ig zu 
prüfen und anzuheben. 

Die ManagerhaŌpŇicht: 
DΘK-sersicherung

O rganmitglieder und leitende 
M itarbeiter, die auß erhalb der 
Kommune in rechtlich selbst-
ständigen Unternehmen tätig 
sind ( GmbH, AG, Kommunalun-
ternehmen), können als Ergä n-

zung zu den oben genannten 
D eckungen mit einer D &O -Ver-
sicherung ( D irectors and O f-
ficers Liability Insurance) ge-
schützt werden. Auch wenn bei 
einer mehrheitlich kommunalen 
Beteiligung an diesen Unterneh-
men der Schutz der Haftpflicht- 
und Kassenversicherung für die 
O rgane ebenfalls besteht, ist 
nicht ausgeschlossen, dass das 
Organ persönlich in Anspruch 
genommen werden soll.

In solchen Fä llen, oder auch 
wenn die Versicherungssumme 
der Kassenversicherung nicht 
ausreicht, ist eine D &O -Ver-
sicherung sehr sinnvoll. D enn 
dann ist es für den Geschäfts-
führer entscheidend, möglichst 
kurzfristig und objektiv die Be-
rechtigung der geltend gemach-
ten Ansprüche prüfen zu las-
sen und Abwehrschutz über die 
D &O  zu erhalten.

Selbstverstä ndlich ersetzt die 
D &O  auch den Schaden selbst, 
wenn die Ansprüche gegen das 
Organ berechtigt sind. Ein Re-
gress findet nicht statt. Versi-
cherungsschutz besteht auch 
für Pflichtverletzungen vor Ver-
tragsbeginn, sofern diese bei 
Vertragsschluss nicht bekannt 
waren.

Versicherungsnehmer und 
Beitragsschuldner ist das jewei-
lige Unternehmen, das die Ver-
sicherung zugunsten seines Lei-
ters abschließ t. D er Versiche-
rungsschutz umfasst neben 
dem gesetzlichen Vertreter wie 
dem Geschäftsführer und des-
sen Stellvertreter auch weitere 
Personen wie Prokuristen, lei-
tende Angestellte, Complian-
ce-Beauftrage (z.B. Geldwäsch-
ebeauftragter) etc.

Zudem bietet die D &O -Ver-
sicherung die Übernahme der 
Kosten für vorsorgliche Rechts-
beratung bei drohenden Scha-
denersatzansprüchen, die Kos-
tenübernahme externer PR-Be-
ratung im Versicherungsfall 
und weiteres mehr. D er Ab-
schluss einer D &O -Versiche-
rung ist damit eine sinnvol-
le Ergä nzung des kommunalen 
( Vermögens-) Versicherungs-
schutzes, um die persönlichen 
Risiken der Leiter selbststä ndi-
ger kommunaler Unternehmen 
abzusichern. �

Ottobeuren (jm). Keine Bank ist auch keine 
Lösung. Das wissen Geldinstitute nur zu gut, 
die aus Kostengründen immer mehr Filialen 
zumachen müssen und damit ihre Kundinnen 
und Kunden verprellen. Der Ausweg aus dem 
Dilemma kommt jetzt aus dem Allgäu, und 
zwar auf dem Anhänger. „Filiale2go“ heißt 
das innovative Konzept des Allgäuer Spezial-
anbieters Hummel Blockhaus aus Ottobeu-
ren (Unterallgäu). Der packt einen komplet-
ten Bankschalter samt Geldautomat auf den 
Trailer und ermöglicht es Banken so, trotz ge-
schlossener Filialen immer und überall für ih-
re Kundinnen und Kunden da zu sein.   

Das ist dringend nötig, wie eine Analyse 
der Hochschule für nachhaltige Entwicklung 
Eberswalde ergab: „M it Blick auf den demo-
grafischen Wandel, die zu erwartende fortge-
setzte Reduktion der stationären Filialen und 
den hinzukommenden weiteren Verzögerun-
gen beim Ausbau des Breitbandzugangs zum 
Internet könnte sich gerade für die Gruppe äl-
terer, hochbetagter, wenig mobiler Kunden die 
Notwendigkeit für alternative physische Zu-
gä nge zu grundlegenden Finanzdienstleistun-
gen ergeben“, heißt es da klipp und klar.

Diese Alternative will jetzt Josef Hummel, der 
Inhaber von Hummel Blockhaus, ermöglichen: 
„D as kann doch nicht sein, dass der lä ndliche 
Raum immer stä rker ausgedünnt wird. Wenn 
die Banken stationäre Filialen schließen, müs-
sen sie eine mobile Alternative anbieten. Da-

mit liegen sie voll im M egatrend der M obilitä t“ , 
sagt Hummel. D er Allgä uer ist bekannt für sei-
ne handwerklichen Spitzenleistungen und seine 
pfiffigen, kundenfreundlichen Konzepte. Eines 
davon ist nun „Filiale2go“ .

Betreuung vor Krt mit minimalem Aufwand

Das Konzept bietet die ideale Lösung für ein 
aktuelles Problem. D enn der Trend in der Fi-
nanzbranche geht immer mehr dahin, die teu-
re Filialstruktur zu schrumpfen. „Natürlich 
kann man heutzutage auch viel online selbst 
regeln. Aber vor allem ä ltere M enschen be-
vorzugen noch die klassische Beratung vor 
O rt. Viele wollen sich nicht mit TANs und Pins, 
Zweifaktor-Authentifizierung oder Face-ID he-
rumschlagen. Diese Menschen profitieren to-
tal von den M öglichkeiten einer mobilen Bank-
filiale. Und die Banken können ihre Präsenz 
und die Kundenbetreuung vor O rt aufrecht-
erhalten. M it deutlich niedrigeren Kosten und 
minimalem Personaleinsatz. Und natürlich oh-
ne Imageverlust“ , so Hummel.

D ank der ausgeklügelten Abmessungen mit 
einer maximalen Breite von 2,5 5  M etern und 
einem M aximalgewicht, das unter 3,5  Tonnen 
liegt, lässt sich die mobile Bankfiliale mit ei-
nem herkömmlichen Führerschein der euro-
päischen Klasse BE fahren. Klar, dass die mo-
bilie Filiale individuell ausgestattet werden 
kann. Lili Biberthaler

Wenn die Bank aufs Dorf kommt
Mobiles Konzept „Filiale2go“ hilft bei Versorgung mit Finanzdienstleistungen

Urban Gardening als M ethode der Sozialen Arbeit: D r. Juliane Forß mann ( l.), Prof. D r. Simon Goebel ( 2. 
v. l.) und Studierende der Sozialen Arbeit stellten Susanne Stippler (r.) vom HAUS DER STIFTER vor und 
bedankten sich für die Unterstützung. Bild: Technische Hochschule Augsburg / Matthias Leo

Unterstützung durch Stiftergemeinschaft:

Urban-Gardening-Projekt 
der Technischen Hochschule Augsburg

Urbane Gärten werden zunehmend gesellschaftlich relevant. 
Sie leisten einen Beitrag zum Schutz der Biodiversität, tragen 
zur Selbstversorgung mit Lebensmitteln bei und schaffen ein Be-
wusstsein für Nachhaltigkeit und öko-soziale Verantwortung. So 
leisten Urbane Gärten einen Beitrag gegen die gegenwärtig größ-
ten Bedrohungen der Menschheit –  wie Klimawandel und Arten-
sterben –  und für die Klimaresilienz von Mensch und Natur. 

Bis D ezember 2022 war auf 
dem Campus am Brunnenlech 
der Technischen Hochschu-
le Augsburg ( THA) ein D emons-
trationsgarten im Rahmen eines 
Transferprojekts angelegt. Dort 
haben sich Studierende und 
Lehrende regelmä ß ig mit inter-
essierten Bürgerinnen und Bür-
gern getroffen. Der Wissensaus-
tausch über das Gä rtnern in der 
Stadt sowie aktive Pflanzpflege 
standen dabei im Mittelpunkt.

Ganz im Sinne der Nachhaltig-
keit wird nach Projektende der 
Garten weiterverwendet und im 
Studiengang der Sozialen Arbeit 
ein modifiziertes Urban-Garde-
ning-Projekt in einer Wohnein-
richtung für geflüchtete Men-
schen realisiert.

„D ie Idee eines Gartens als 
Begegnungsraum, in dem Stu-

dierende und Bewohner ge-
meinsam gä rtnern und vonein-
ander lernen, ist toll. 

Gerne unterstützt die HAUS 
DER STIFTER – Stiftergemein-
schaft der Stadtsparkasse Augs-
burg deshalb den Umzug des 
Gartens und die Erstanschaf-
fung neuer Pflanzen mit einer 
Spende über 3.000 Euro“, so Su-
sanne Stippler von der Stadt-
sparkasse Augsburg.

Wissensaustausch

Am neuen Standort spielt der 
Wissensaustausch weiterhin ei-
ne zentrale Rolle. „Viele Ge-
flüchtete haben einen großen 
Fundus an gä rtnerischem Know-
how, das in die Gestaltung und 
Entwicklung des Gartens ein-
fließt. Studierende, Dozierende 

und Bewohner werden gleich-
zeitig zu Lernenden und Leh-
renden und so jeweils auch ih-
re Rollen wechseln können. D ie-
se innovative Methode der Bil-
dungsarbeit fördert Teilhabe, 
Verstä ndnis und Vertrauen“ , er-
gä nzt Prof. D r. Simon Goebel, 
Professor im Studiengang Sozia-
le Arbeit an der Fakultä t für An-
gewandte Geistes- und Natur-
wissenschaften der THA, der das 
Garten-Projekt leitet.

D er Garten wird bereits in 
der Lehre der Sozialen Arbeit 
eingebunden. D r. Juliane Forß -
mann hat im Vorfeld ein Kon-
zept entwickelt, das sie der-
zeit mit Studierenden im Rah-
men eines Seminars umsetzt. 
Sie sagt: „Indem wir Urban Gar-
dening als M ethode der Sozia-
len Arbeit anwenden, gelingt es 
uns, Nachhaltigkeit, Lebensqua-
lität und Empowerment für und 
mit M enschen mit Fluchthinter-
grund zu verbinden.“

Weitere Informationen: www.
haus-der-stifter-augsburg.de �

Nachhaltigkeit und Bodenständigkeit
Wirtschaftsstaatssekretär Weigert besucht Sperrer Bank in Freising

Freising. Bayerns Wirtschaftsstaatssekretär Roland Weigert hat 
auf Einladung von Sabine Heimbach, Geschäftsführerin des Bay-
erischen Bankenverbandes, das Bankhaus Ludwig Sperrer in Frei-
sing besucht. Im Gespräch mit Geschäftsführer Christian Sperrer 
informierte sich der Staatssekretär über die aktuellen Herausfor-
derungen und Themen für die Privatbanken und inhabergeführ-
ten Kreditinstitute im Freistaat.

Weigert: „D ie Vielfalt des 
Bankensy stems ist eine Stä r-
ke Deutschlands im internatio-
nalen Standortwettbewerb und 
ein bedeutender Faktor für den 
wirtschaftlichen Erfolg. Gerade 
inhabergeführte und regional 
verwurzelte Privatbanken wie 
die Sperrer Bank sind durch die 
fundierte Beratung und die Kre-
ditversorgung essentielle Part-
ner unseres starken Mittelstan-
des in Bay ern. D ie Erfahrung 
zeigt, dass Größ e allein kein Ga-
rant für einen stabilen Finanz-
sektor ist. Es geht auch um 
Nachhaltigkeit und Bodenstän-
digkeit.“  Unter dem Eindruck 
der vielfältigen Krisen der ver-
gangenen Jahre und im Zuge der 
Transformation werde momen-
tan viel darüber diskutiert, wie 
man den Wirtschaftsstandort 
D eutschland resilient aufstel-
len könne, sagte Weigert: „Um 
die Wettbewerbsfähigkeit und 
den Erfolg der bay erischen Un-
ternehmen im globalen Kontext 
auszubauen, sind regionale Ban-
ken unverzichtbar. EU und Bund 
sind in ihrer Zustä ndigkeit gefor-
dert, die politischen Rahmenbe-
dingungen richtig zu setzen. Mit 
überzogenen Regularien und 
unnötiger Bürokratie muss end-
lich Schluss sein.“

Die Sperrer Bank mit Haupt-
sitz am Freisinger Marienplatz ist 
eine der 65 privaten Banken in 

Bay ern, die M itglieder im Bay e-
rischen Bankenverband sind. Als 
eigentümergeführtes Haus ist 
der Bankier Inhaber, führt die Ge-
schäfte und trägt die gesamte un-
ternehmerische Verantwortung 
und das wirtschaftliche Risiko. 

Die Zahl der kleinen und mitt-
leren Privatbanken und inhaber-
geführten Kreditinstitute sei in 
den vergangenen Jahrzehnten 
deutlich zurückgegangen, rä um-
te Christian Sperrer ein, der in 
dritter Generation das familien-
geführte Bankhaus leitet. D as 
eigentliche Bankgeschäft wer-
de immer weiter befrachtet mit 
zusätzlichen Dokumentations- 
und Nachweispflichten, die vor 
allem die EU anordne. Als ein 
aktuelles Beispiel nannte Sper-

rer das Regelwerk zur Bewer-
tung von Nachhaltigkeit. Das 
nehme Zeit und Kapazität in An-
spruch, die man lieber der indi-
viduellen Betreuung und per-
sönlichen Ansprache der Kun-
den widmen würde. D ie Erfah-
rung zeige, dass Vertrauen und 
die intensive Kenntnis der Kun-
den unverzichtbar seien. D ies 
habe sich in den Krisen der ver-
gangenen Jahre bewä hrt. Vor al-
lem wä hrend der Pandemie sei 
es so gelungen, den Geschäfts-
kunden zur Seite zu stehen, so 
Sperrer. Im täglichen Geschäft 
erlebe er trotz aller D igitalisie-
rung und technologischer Inno-
vation einen Zuwachs an Kun-
den über alle Altersgruppen 
hinweg, die bei wichtigen Fi-
nanzentscheidungen mit jeman-
dem, dem sie vertrauen könn-
ten, am Tisch sitzen und bera-
ten werden wollten. „D er M arkt 
braucht uns, und der Kunde will 
uns“ , resümierte der Chef des 
Freisinger Bankhauses. �

V.l.: Ludwig Sperrer, Roland Weigert und Sabine Heimbach. �

Bild: Sperrer Bank

http://www.haus-der-stifter-augsburg.de
http://www.haus-der-stifter-augsburg.de
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Aktu al is ierte BdS t- Bros chü re „ K om m u nal kom p as s “ :

Tipps zum Sparen in der Kommune
Kapitel 6: Planen, Bauen und Umwelt

Die Politik ist dazu aufgerufen, die öffentlichen Haushalte nach-
haltig zu sichern – nicht nur in Bund und Ländern, sondern auch 
bis hinein in die Kommunen. In diesem Sinne wurden in der 
aktualisierten BdSt-Broschüre „Kommunalkompass – Tipps zum 
Sparen in der Kommune“ Vorschläge, die sich bei der Haushalts-
konsolidierung bewährt haben, grundlegend überarbeitet.

Räumliche Planung
und Entwicklung

Stichwort Räumliche Planung 
und Entwicklung: Die Bauleit-
planung ist eine Kernaufgabe 
der kommunalen Selbstverwal-
tung, mit der wesentliche Impul-
se für die Entwicklung der Ge-
meinde gegeben werden. Bei der 
Bauleitplanung sind verschiede-
ne Behörden als „Träger öffent-
licher Belange“ zu beteiligen. 
„Nach Möglichkeit sollten die 
Planungsdetails vorab mit diesen 
Behörden abgestimmt werden, 
damit es nicht zu überraschen-
den Stellungnahmen kommt, die 
zeit- und kostenintensive Umpla-
nungen erfordern“, rät der Bund 
der Steuerzahler.

Bei der Erschließung von 
Wohn- und Gewerbegebieten 
sollten die Kosten der Bauleit-
planung in die Grundstücksprei-
se einkalkuliert werden. Wenn 
die Vermarktung durch einen Er-
schließungsträger erfolgt, kann 
man diesem auch die Erstellung 
der Unterlagen für die Bauleit-
planung übertragen.

In großen Kommunen mit ei-
genen Planungskapazitäten wer-
den immer wieder „vorsorgli-
che“ Planungen für Maßnahmen 
erstellt, die politisch noch gar 
nicht beschlossen sind. Häufig 
werden diese wieder verworfen 
oder müssen grundlegend über-
arbeitet werden. Auch hauseige-
ne Planungsabteilungen sollten 
deshalb nur an Projekten arbei-
ten, über die es eine politische 
Einigung gibt.

Mit Blick auf die Bewirtschaf-
tung und den Neubau von Ge-
bäuden betont der BdSt: „Grund-
sätzlich gehört die Vorhaltung 
von Immobilien zur Vermietung 
für Gewerbe oder Wohnzwecke 
nicht zum kommunalen Auftrag. 
Diese Aufgabe kann von privaten 
und genossenschaftlichen Unter-

nehmen besser erfüllt werden.“ 
Grundstücke, die für den Eigen-
bedarf der Kommunen nicht be-
nötigt werden, dürfen nur dann 
gehalten werden, wenn sie zur 
Verwirklichung konkreter Pla-
nungsziele unverzichtbar sind. 
Ungenutzte Grundstücke sollten 
nach Möglichkeit veräußert wer-
den. Das dient nicht nur der Mit-
telbeschaffung, sondern auch 
der Gewerbe- und Wohnrau-
mentwicklung.

BewirtschaŌung und 
Neubau von Gebäuden 

Da die effiziente Bewirtschaf-
tung eigener Gebäude ein hohes 
Maß an Kompetenz erfordert, ist 
es ratsam, ein zentrales Immo-
bilienmanagement einzuführen, 
das alle kommunalen Liegen-
schaften zentral verwaltet. Dem 
Immobilienmanagement sollte 
ein auskömmliches Globalbud-
get für die Bewirtschaftung und 
Sanierung der Gebäude zugewie-
sen werden. Für die Berechnung 
gibt es Richtwerte der Bundes-
bauverwaltung in Abhängigkeit 
von Alter, Herstellungskosten 
und Nutzung typischer Gebäu-
dearten.

Für den Neubau kommunaler 
Gebäude gibt es unterschiedli-
che Finanzierungsmodelle. Von 
der Eigenfinanzierung bis zur An-
mietung von einem privaten In-
vestor sind verschiedene Betei-
ligungsformen privater Unter-
nehmen möglich. Bei der Pla-
nung müssen die Funktionalität, 
die Kosten der Gebäudebewirt-
schaftung sowie die Langlebig-
keit der Ausstattung an oberster 
Stelle stehen. Gestalterische Fra-
gen sollten nur nachrangig be-
handelt werden.

In der Mehrzahl der Neubau-
fälle werden die Kommunen auf 
externe Planungsbüros zurück-
greifen. Dennoch gehört es zu 

den ureigenen Aufgaben, die 
Bauherrenfunktion wahrzuneh-
men. Hierzu zählt insbesondere 
die ständige Ausführungs- und 
Budgetkontrolle. Es zahlt sich 
aus, hierfür eigene fachkundige 
Mitarbeiter mit hoher Kompe-
tenz zu beschäftigen.

Verkehrsanlagen und ÖPNV

Stichwort Verkehrsanlagen 
und ÖPNV: „Bei Verkehrsanlagen 
gilt, dass jeder Quadratmeter 
nicht nur gebaut, sondern auch 
dauerhaft unterhalten werden 
muss. Daher dient eine Begren-
zung der Verkehrsflächen nicht 
nur der einmaligen Einsparung 
von Investitionen, sondern auch 
der dauerhaften Haushaltsent-
lastung“, heißt es.

Die Ausgestaltung von Ver-
kehrsanlagen mit Gehwegen, 
Radwegen und Querungshil-
fen sollte laut BdSt kritisch hin-
terfragt werden. So kann es – 
je nach örtlichen Verhältnissen 
– vorteilhaft sein, nur an einer 
Straßenseite Gehwege und Stra-
ßenentwässerung zu errichten. 
Ebenso kann der Fahrradverkehr 
auf einer entsprechend markier-
ten Fahrbahn geführt werden. 
Besonders aufwändig im Bau 
und der Unterhaltung sind Kreu-
zungsanlagen, Ampeln und ins-
besondere Brücken. Kreisver-
kehre sind dauerhaft die kosten-
günstigste Form von Kreuzungs-
bauwerken.

Für die Planung von Verkehrs-
anlagen greifen die meisten 
Kommunen auf externe Inge-
nieurbüros zurück. Gleichwohl 
ist eine fachkundige Begleitung 
durch die Verwaltung von der 
Planung bis zur Abnahme unver-
zichtbar, um die Interessen als 
Bauherr zu vertreten.

Straßenbaumaßnahmen soll-
ten mit den Kanal- und Leitungs-
netzbetreibern abgestimmt wer-
den. Gemeinsame Tiefbauar-
beiten führen zu erheblichen 
Einsparungen. Auch bei von Inge-
nieurbüros durchgeführten Aus-
schreibungen muss darauf ge-
achtet werden, dass diese konse-
quent anbieterneutral erfolgen. 

Von den ausführenden Firmen 
sind Sicherheiten für erst später 
festgestellte Ausführungsmän-
gel zu leisten. Das gleiche gilt für 
eine Insolvenzabsicherung wäh-
rend der Bauphase.

Voraussetzungen für eine sys-
tematische Erhaltungsplanung 
sind aktuelle Straßenkataster, 
eine regelmäßige Zustandskon-
trolle und die laufende Bewer-
tung durch Fachpersonal. Die 
Straßenunterhaltung durch ei-
nen eigenen kommunalen Bau-
hof ist nur dann zu empfehlen, 
wenn dieser über die notwendi-
gen Fachkräfte und Spezialgerä-
te verfügt.

Beim ÖPNV-Angebot sollte 
das Augenmerk darauf gerich-
tet sein, individuelle Fahrten mit 
Kraftfahrzeugen zu verringern. 
Entsprechende Zielvereinba-
rungen sollten Gegenstand von 
Planungen und Ausschreibun-
gen sein. Verkehrsleistungen im 
ÖPNV sollten regelmäßig öffent-
lich ausgeschrieben werden. Bei 
der Vergabe sind Preis und Qua-
litätsmerkmale zu bewerten. 
Eine Sammelbeschaffung von 
Fahrzeugen kann die Kaufprei-
se deutlich senken. Hier lohnt 
sich die Bildung von Beschaf-
fungs- und Werkstattverbün-
den.

Natur- und LandschaŌspŇege

Blickpunkt Natur- und Land-
schaftspflege/Umweltschutz: 
Der Pflegezustand der Grünan-
lagen ist in vielen Kommunen 
ein heißes Diskussionsthema. Ei-
nerseits gelten die Grünflächen
als Aushängeschild, anderer-
seits werden sie in erster Li-
nie als Kostenfaktor betrach-
tet. Der Bund der Steuerzahler 
empfiehlt deshalb abgestufte 
Pflegekonzepte.

Der BdSt rät, aufwändig ge-

pflegte Grünanlagen auf wenige 
herausgehobene Standorte zu 
beschränken, zudem sollte der 
überwiegende Teil der Grünflä-
chen naturnah und pflegeleicht 
gestaltet werden. Für die Grün-
flächenpflege werden festgeleg-
te Arbeitspläne empfohlen. In 
Verbindung mit einer Flächener-
mittlung erlauben sie öffentliche 
Ausschreibungen zum Kosten-
vergleich zwischen eigener Bear-
beitung und der Vergabe an pri-
vate Gartenbaubetriebe.

Eine eigene Waldbewirtschaf-
tung lohnt sich nur bei sehr gro-
ßen kommunalen Forstflächen. 
Bei kleineren Flächen sollten 
die notwendigen Forstarbeiten 
fremdvergeben werden. Land-
wirtschaftliche Flächen im Eigen-
tum der Kommune, die nicht für 
die Baulandentwicklung oder als 
Ausgleichsflächen vorgesehen 
sind, sollten veräußert werden, 
um den Erlös zur Schuldentilgung 
einzusetzen.

Erkennbar zurück geht die 
Nachfrage nach Erdbestattun-
gen, weshalb auch der Bedarf 
an Friedhofsflächen abnimmt. 
Entsprechend kritisch überprüft 
werden sollte die Flächenvor-
haltung von kommunalen Fried-
höfen. Gegebenenfalls sollte 
ein Rückbau zu extensiv bewirt-
schafteten Grünanlagen oder 
ökologischen Ausgleichsflächen 
erfolgen.

Ökologische Belange sind in al-
len kommunalen Aufgabenbe-
reichen zu berücksichtigen. Des-
halb wird empfohlen, diese in 
die Arbeit der Fachämter zu inte-
grieren. Auf ein gesondertes Um-
weltschutzamt kann in der Regel 
verzichtet werden.

Ver- und  
Entsorgungseinrichtungen

Stichwort Ver- und Entsor-

gungseinrichtungen: Hier gibt 
es in aller Regel erhebliche Grö-
ßenvorteile durch die gemeinsa-
me Nutzung von Fachpersonal, 
Spezialgeräten, Notdiensten und 
teuren Infrastrukturanlagen. Für 
kleinere Kommunen ist deshalb 
aus Sicht des BdSt der interkom-
munale Zusammenschluss der 
Einrichtungen dringend zu befür-
worten. Die Notwendigkeit wird 
noch dadurch verstärkt, dass die 
einzuhaltenden Vorschriften im-
mer komplexer und umfangrei-
cher werden.

Insbesondere für die Lieferung 
von Strom, Gas und die Interne-
tanbindung gibt es mittlerwei-
le einen intensiven Wettbewerb. 
Der kommunale Auftrag be-
schränkt sich auf die Daseinsvor-
sorge und damit allenfalls auf die 
Bereitstellung eines Leitungs-
netzes, das unterschiedlichen 
Leistungsanbietern zur Verfü-
gung gestellt werden kann. Beim 
Bezug von Strom, Gas und Öl für 
den Eigenbedarf sollten kleine-
re Gemeinden Einkaufsgemein-
schaften bilden und die Liefer-
verträge öffentlich ausschreiben.

Je nach topographischen Ver-
hältnissen und der Siedlungs-
struktur ist das Leitungsnetz der 
größte Kostenfaktor für die Ka-
nalisation. Deshalb sollte bei auf-
wändigem Leitungsbau zuvor ge-
prüft werden, ob mehrere de-
zentrale Abwasserkläranlagen 
eine wirtschaftliche Alternative 
darstellen.

Zurückhaltung ist bei der Ge-
bührenkalkulation in der Abfall-
entsorgung geboten. Kalkulato-
rische Abschreibungen und Ver-
zinsungen sind auf Basis der sog. 
Anschaffungswerte vorzuneh-
men, sofern Landesvorschriften
dieses zulassen. Damit wird die 
Gebührenbelastung der örtli-
chen Einwohner und Unterneh-
men reduziert. DK

S taats m inis ter F ü racker zu  dig ital em  E u ro u nd Gas tro- U m s atzs teu er:

Schlüssige Konzepte gesucht
Der Nutzen für den Bürger bleibt fraglich: Die EU-Kommission hat 
kurzfristig ihren Legislativvorschlag für eine Einführung des digi-
talen Euro angekündigt. Allerdings bleibt aus Sicht von Bayerns Fi-
nanzminister Albert Füracker der Nutzen für den Bürger fraglich. 
Ob der digitale Euro ein Erfolg wird, hänge in erster Linie davon 
ab, dass er für die Nutzer, sei es Industrie oder privater Verbrau-
cher, einen Mehrwert zum bestehenden System bietet. „Auf die 
entscheidende Frage nach dem konkreten Nutzen des digitalen 
Euro hat die Kommission jedoch bisher keine überzeugende Ant-
wort“, unterstrich Füracker.

Daneben sei zu bedenken, 
dass digitale Zentralbankwäh-
rungen Anonymität nicht in 
gleichem Maße wie Bargeld er-
möglichen. Beim digitalen Eu-
ro müsse daher die Privatsphä-
re der Bürgerinnen und Bürger 
bestmöglich geschützt werden. 
„Bayern lehnt jede Beschrän-
kung der Nutzung von Bargeld 
ab. Bargeld ist geprägte Frei-
heit – es ist einfach, flexibel 
und auch ohne elektronische 
Zahlungssysteme immer nutz-
bar. Sowohl die Kommission 
als auch die Europäische Zent-
ralbank haben bisher stets be-
tont, dass der digitale Euro das 
Bargeld nur ergänzen und nicht 
etwa ersetzen soll. Wir werden 
sie beim Wort nehmen!“, so der 
Minister.

Vereinbarkeit mit bewährtem 
Bankensystem gewährleisten

Nach seinen Ausführungen 
muss der digitale Euro mit 
dem bewährten Bankensystem 

in Deutschland vereinbar sein. 
Kreditinstitute hätten bereits 
etablierte Zahlungsverfahren, 
auch mit Echtzeitüberweisung. 
Ein digitaler Euro sollte keine 
überflüssigen technischen Par-
allelstrukturen erzwingen und 
Banken dadurch einseitig be-
lasten oder wettbewerbsrecht-
lich benachteiligen. Auch dürf-
ten vor allem kleine und mitt-
lere Banken nicht durch den 
möglichen Geldabfluss hin zum 
digitalen Euro in Bedrängnis 
geraten.

Überdies fordert der Frei-
staat dauerhaft eine niedrige 
Umsatzsteuer für Gastrono-
mie. Füracker zufolge plant der 
Bund wohl, die bisher ermäßig-
te Mehrwertsteuer für die Gas-
tronomie wieder auf 19 Pro-
zent anzuheben. Der Umsatz-
steuersatz für Restaurant- und 
Verpflegungsdienstleistungen 
wurde als Corona-Unterstüt-
zungsmaßnahme befristet bis 
zum Jahresende 2023 auf 7 
Prozent gesenkt. Die Gastro-

nomie müsste die 12 Prozent 
höhere Steuer an die Gäste 
weitergeben, die bereits jetzt 
unter der hohen Inflation lei-
den.

Ermäßigte Besteuerung
ist dauerhaŌ notwendig

„Die Gastronomiebranche ist 
aber schon jetzt stark belastet“, 
so der Minister. „Nachträgli-
che Auswirkungen der Corona-
Pandemie, hohe Energiekos-
ten und Arbeitskräftemangel – 
wir müssen die Branche stärken 
und nicht durch höhere Steu-
ern schwächen. Die Bundesre-
gierung muss mal auf einer Li-
nie bleiben: Auf der einen Sei-
te die Menschen entlasten, um 
auf der anderen Seite die Steu-
ern zu erhöhen, ist kein schlüs-
siges Konzept. In den aktuel-
len Krisenzeiten die Mehrwert-
steuer im Gastronomie- und 
Hotelbereich zu erhöhen, hätte 
auch sehr nachteilige Auswir-
kungen für die Tourismuswirt-
schaft in Bayern“, betonte Für-
acker anlässlich der Ablehnung 
des Gesetzentwurfs zur dau-
erhaften Reduzierung des Um-
satzsteuersatzes für die Gas-
tronomiebranche im Finanz-
ausschuss des Bundestags. Der 
Freistaat hoffe, dass der Bund 
endlich einsieht, dass die ermä-
ßigte Besteuerung dauerhaft 
notwendig ist. DK

https://www.bvk-zusatzversorgung.de/Produkte/Freiwillige-Versicherung-PlusPunktRente
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Bezirk S chwaben:

Landkreis Donau-Ries
gewinnt Umweltpreis

Erneut hat der Bezirk Schwaben regionale Projekte ausgezeich-
net, die einen Beitrag zu Nachhaltigkeit, Biodiversität oder Klima-
schutz leisten. Mit dem Umweltpreis wurden in Augsburg her-
ausragende Projekte aus Marktoberdorf, Dillingen, Kempten und 
dem Landkreis Donau-Ries bedacht.

„Das Bewusstsein für Umwelt- 
und Naturschutz ist vom Ries 
bis an den Bodensee tief im Be-
wusstsein vieler Menschen ver-
wurzelt“, erklärte der stellvertre-
tende Bezirkstagspräsident und 
Jurymitglied Edgar Rölz bei der 
Preisverleihung. „Unsere Preis-
trägerinnen und Preisträger be-
weisen, dass Klimaschutz, der 
im Kleinen beginnt, große Wir-
kung entfalten kann.“ In der Ka-
tegorie „Innovationen“ siegte 
das Interkommunale Netzwerk 
Flächensparen des Landkreises 
Donau-Ries. Allein in Bayern wer-
den täglich rund 11 Hektar Bo-
den bebaut, was einer Fläche 
von etwa 16 Fußballfeldern ent-
spricht. Auf die Natur und die 
Entwicklung betroffener Kommu-
nen hat dieser Flächenverbrauch 
enorme Auswirkungen. Im „In-
terkommunalen Netzwerk Flä-
chensparen“ arbeiten deshalb al-
le 44 Gemeinden des Landkreises 
Donau-Ries zusammen, um Orts-
kerne und Siedlungen nachhaltig 

zu beleben. Das Netzwerk setzt 
dabei unter anderem auf Innen-
entwicklung: Bereits erschlosse-
ne Flächen werden verstärkt ge-
nutzt, um unbebaute Böden zu 
bewahren. Durch seinen Einsatz 
hat das Netzwerk bislang zehn 
Hektar freier Fläche eingespart.

Überregionale Wertschätzung

Wie Landrat Stefan Rößle be-
tonte, zeige sich mit dem Preis 
auch „die überregionale Wert-
schätzung und Sicht auf unse-
re wichtige Arbeit im Landkreis 
Donau-Ries“. Laut Projektleiterin 
und Konversionsmanagerin Bar-
bara Wunder „sind wir mit un-
serem Engagement für die In-
nenentwicklung und das Flä-
chensparen Vorreiter in Bayern. 
Der Preis zeigt, dass unsere Ar-
beit heute mehr denn je notwen-
dig ist.“

Der Bund Naturschutz und das 
Bündnis Nachhaltiges Markto-
berdorf behielten in der Katego-

rie „Ehrenamtliches Engagement 
Einzelner oder von Gruppen“ die 
Oberhand. Im Bündnis Nachhal-
tiges Marktoberdorf engagieren 
sich mehr als 100 Menschen in 
acht Arbeitsgruppen für eine Viel-
zahl von Themen. Projekte wie 
das Foodsharing-Angebot „Fair-
teiler“ oder das Reparatur-CafĠ in 
den Räumen der AWO leisten ei-
nen Beitrag für einen nachhalti-
geren Umgang mit Lebensmitteln 
und Alltagsgegenständen. 

Die Krautgarten-Initiative des 
Bündnisses bietet in Marktober-
dorf 55 Familien Flächen, um Ge-
müse und Blumen anzupflanzen. 
Besonderes Engagement zeigt 
auch die Arbeitsgruppe Land-
schaftspflege, die allein in den 
Jahren 2021 und 2022 mehr als 
1.000 Arbeitsstunden investier-
te. Die Arbeitsgruppe setzt sich 
unter anderem für die Renaturie-
rung des Dümpfelmooses ein und 
pflegt die Obstbaumallee entlang 
der alten Verbindungsstraße von 
Marktoberdorf nach Rieder.

In der Kategorie „Engagement 
von Schulklassen oder ähnlichen 
Gruppen“ setzte sich der Arbeits-
kreis Klimaschutz am Johann-Mi-
chael-Sailer-Gymnasium Dillingen
durch. Bestehend aus Schülern 
und einem Lehrer, informiert 
der Arbeitskreis seit dem Schul-
jahr 2021/2022 Mitschüler, Leh-
rer und Eltern anschaulich und 
modern über Themen wie Kli-
mawandel und Klimaschutz – 
zum Beispiel mit dem Instagram-

Account klimaschutzamsailer. Ih-
re Leidenschaft für den Klima-
schutz beweisen die AK-Mitglie-
der zudem bei zahlreichen Pro-
jekten: Die Aktion „Trinkflaschen 
statt Einwegflaschen“ soll dazu 
anregen, künftig nur noch nach-
haltige Trinkflaschen in die Schu-
le zu bringen. Einen weiteren Bei-
trag für Nachhaltigkeit leistet ei-
ne Sammelaktion für alte Han-
dys und Tablets. Der Arbeitskreis 
übt zudem mit offenen Briefen 
an politische Verantwortliche 
positiven Druck aus, damit künf-
tig auf allen geeigneten Flächen 
der Schuldächer Photovoltaikan-
lagen installiert werden.

Für seine Bachelorarbeit „Tech-
nische Auslegung und wirtschaft-
liche Betrachtung einer Photo-
voltaik-Anlage mit angebunde-
nem Speicher zur Versorgung
des öffentlichen Personennah-
verkehrs“ wurde Florian Georg 
Wolf in der Kategorie „Fachar-
beit/Abschlussarbeiten“ mit dem 
Umweltpreis geehrt. In seiner Ar-
beit entwickelte der Student ein 
Energiekonzept für ein regio-
nales Elektrobusnetz der Stadt 
Kempten. Diesem Konzept zufol-
ge könnte eine Freiflächen-Pho-
tovoltaik-Anlage rund 90 Prozent 
des Stroms liefern, der für die 
Versorgung von E-Bussen erfor-
derlich wäre. Die restliche Ener-
gie würden die Fahrzeuge mit-
tels Kraft-Wärmekopplung aus 
regional bezogenen Bio-Kraft-
stoffen erhalten. Das E-Bus-Pro-
jekt der Stadt Kempten befin-
det sich noch in der Planungs-
phase und wird politisch disku-
tiert. Mit seiner Bachelorarbeit 
leistet Florian Georg Wolf nach 
Ansicht der Jury einen wesent-
lichen Beitrag zum Gelingen die-
ses Großprojekts. DK

Übergabe der Urkunde des Umweltpreises in der Kategorie 
„Innovation“. V.l.: Bezirksrat Peter Schiele, stellvertretender Be-
zirkstagspräsident Edgar Rölz, Landrat Stefan Rößle und Bezirksrat 
Albert Riedelsheimer. Bild: Bezirk Schwaben/Fotograf: Tobias Blaser

Bayerischer Industrieverband Baustoīe, Steine und Erden e.V.:

Artenvielfalt in bayerischen
Gewinnungsstätten

Gewinnungsstätten wie Steinbrüche und Gruben dienen in Bayern 
nicht nur der regionalen Versorgung mit Rohstoffen. Sie sind dar-
über hinaus Heimat für zahlreiche Vogelarten und Amphibien. 
Darunter befinden sich auch bedrohte Arten, zu deren Erhalt die 
Gewinnungsstätten sogar beitragen können. Denn in unserer ein-
seitigen und immer dichter besiedelten Kulturlandschaft finden 
vor allem die sogenannten Spezialisten kaum mehr Lebensräume, 
die ihrer Lebensweise entsprechen.

„Tag der Biotonne“
Ende Mai wurde zum ersten Mal der „Tag der Biotonne“ in
Deutschland ausgerufen. Gleichzeitig startete die Aktion Bioton-
ne Deutschland eine Challenge mit dem Ziel, gemeinsam die Bio-
tonne besser zu machen. Ziel ist es, die Menge der getrennt ge-
sammelten Bioabfälle in den Kommunen und Landkreisen zu 
steigern und die Fehlwürfe zu reduzieren. Bundesumweltminis-
terium, Umweltbundesamt sowie zahlreiche Naturschutz- und 
Wirtschaftsverbände, Städte, Landkreise und kommunale Unter-
nehmen unterstützten die bundesweite Challenge.

Zu Beginn der Challenge wur-
den die Fremdstoffanteile in den 
Biotonnen eines ausgewählten 
Sammelgebietes mithilfe der 
Chargenanalyse der Bundesgü-
tegemeinschaft Kompost e.V.
(BGK) ermittelt. Anschließend
starteten verschiedene Aktivi-
täten, durch die die Teilnehmer 
viele Informationen rund um die 
getrennte Sammlung von Bioab-
fällen und deren Verwertung er-
hielten. Etwa ein Jahr nach der 
ersten Bestimmung erfolgt ei-
ne erneute Bestimmung des 
Fremdstoffanteils. Aufgrund der 
beiden Bestimmungen wird die 
Veränderung des Fremdstoffan-
teils im Bioabfall in Prozent er-
mittelt. Am Tag der Biotonne im 
kommenden Jahr werden die 
Teilnehmer der Challenge in ge-
eigneter Form für ihr Engage-
ment gewürdigt.

Erstmals wurden Aufklärungs-
aktivitäten für weniger Plastik, 
Glas oder Metall in der Bioton-
ne mit der konkreten Messung 
des Fremdstoffanteils im Bio-
abfall kombiniert. Dadurch wer-
den die teilnehmenden Land-
kreise und Städte der Challenge 
frühzeitig aktiv bei der Einhal-
tung des ab 1. Mai 2025 gelten-
den Kontrollwertes der Bioab-
fallverordnung unterstützt.

Laut einer Mitteilung des 
Landratsamts Haßberge kann
man aus der Jahresmenge in 
Bayern von rund 820.000 Ton-
nen Bioabfall mehr als 350.000 
Tonnen Kompost für den Gar-
ten- und Ackerbau herstellen 
und somit den Einsatz von teu-
rem Kunstdünger minimieren. 
Verschiedene Studien belegten, 
dass die Acker- und Gartenflä-
chen Bayerns durch die orga-
nische Düngung mit Kompost 
mehr als 10 Millionen Tonnen 

CO2 zusätzlich speichern kön-
nen.

Über die Vergärung in einer 
Biogasanlage könnten aus einer 
Tonne Bioabfall alternativ auch 
mehr als 100 Kubikmeter Biogas 
entstehen. Über ein Blockheiz-
kraftwerk sei es auf diese Wei-
se möglich, mehr als 800 kW/h 
regenerativen Strom zu erzeu-
gen. Mit dieser elektrischen 
Energie aus einer Tonne Bioab-
fall könnten zum Beispiel etwa 
vier bis fünf Haushalte den Stan-
dartstromverbrauch pro Jahr ih-
rer Waschmaschine decken.

Potenziale im  
Landkreis Haßberge

Untersuchungen der Restmüll-
mengen in Bayern belegten je-
doch, dass trotz der guten Ver-
wertungsmöglichkeiten rund ein
Drittel des Biomülls noch immer in 
der schwarzen Tonne und somit in 
der Müllverbrennung landet. Für 
den Landkreis Haßberge bedeu-
te dies, dass trotz der im bayern-
weiten Vergleich sehr hohen Er-
fassungsquote des Biomülls noch 
weiteres Potenzial schlummert. 
Denn der Entsorgungsweg über 
die Restmülltonne sei für kompos-
tierbares Material unnötig.

Leider landeten nicht nur Bio-
abfälle in der Restmülltonne, 
sondern auch in den Biotonnen 
selbst oft noch unerlaubte Be-
standteile. Enthält der Bioabfall 
mehr Störstoffe als die gesetz-
lich erlaubten 1 Prozent, kann 
der Biomüll nicht mehr verwer-
tet werden, sondern muss teu-
er über andere Entsorgungswe-
ge entsorgt werden. Ein weite-
rer unnötiger Preistreiber für 
die fälligen Müllgebühren, die 
jeder Grundstücksbesitzer im 
Landkreis zahlen muss. DK

S taats m inis ter H u bert Aiwang er:

Dekarbonisierung im
Zementwerk Rohrdorf

Bayerns stellvertretender Ministerpräsident und Wirtschaftsminister 
Hubert Aiwanger besuchte das Zementwerk Rohrdorf. Zusammen mit 
Dr. Patricia Callies, Referatsleiterin für regionale Maßnahmen und in-
dustriepolitische Standorƞragen in der Bauwirtschaft und Tobias Mo-
jsetschuk, stellvertretender Referatsleiter für Grundsatzfragen der In-
dustrie, informierte er sich zum Stand der Dekarbonisierung im Werk. 

„Ohne entsprechende Rück-
zugsorte haben einige Amphi-
bien und Vogelarten bei uns in 
Bayern kaum eine Chance zu 
überleben. Aber: Dass es diese 
Überlebensräume noch gibt und 
wir sie gezielt steuern können, 
beweist das einzigartige Arten-
schutzprojekt ‚Natur auf Zeit‘“, 
betont Dr. Andreas von Lindei-
ner, Landesfachbeauftragter für 
Naturschutz des Landesbundes 
für Vogel- und Naturschutz e.V. 
(LBV). „Was auf den ersten Blick 
nicht zueinander passen mag, 
ist auf den zweiten Blick wert-
voll. Der Eingriff in die Land-
schaft ist in unserem Fall eine ab-
solute Win-Win-Situation für Ar-
tenschutz und Industrie. Wir ge-
winnen Rohstoffe und schaffen 
gleichzeitig und auf natürliche 
Weise wertvolle Überlebensräu-
me für bedrohte Arten“, ergänzt 
Dr. Bernhard Kling, Geschäfts-
führer des Bayerischen Indust-
rieverbandes Baustoffe, Steine 
und Erden e.V. (BIV).

Naturparadiese
aus Menschenhand

Untersuchungen im Auftrag des 
BIV und des Bayerischen Landes
amtes für Umwelt ergaben, dass
landesweit 123 Vogelarten in den
Rohstoffgewinnungsstätten zu 
Hause sind. Mehr als 40 Prozent 
davon sind in ihrem Bestand be-
droht und werden in der Roten 
Liste des Freistaats geführt. Es hat 
sich gezeigt, dass nur durch Ar-
tenschutzprogramme, wie dem
gemeinsamen Kooperationspro-
jekt „Natur auf Zeit“ des BIV, des 
LBV, der Arbeitsgemeinschaft 
Bayerischer Bergbau- und Mine-
ralgewinnungsbetriebe e. V. (AB-
BM) und der Naturschutzbehör-
den, bedrohte Arten von ent-
sprechenden Listen genommen 
werden konnten.

Vor allem konkurrenzschwa-
che Arten, die dynamische Fluss-
auenbereiche oder Kleinstge-
wässer einst ihr Zuhause nann-
ten, finden in den mit wasserge-
füllten Senken und Fahrspuren 
der Abbaufahrzeuge wertvol-
le Ersatzlebensräume. Sie sind 
weitgehend frei von Vegetation 
und natürlichen Feinden und bie-
ten aufgrund ihrer flachen Struk-
tur Idealbedingungen. An genau 
diese extremen Lebensräume 
sind viele heimische Pionierarten 
perfekt angepasst. Etwa 30 Pro-
zent der Laubfrösche in Bayern 
laichen in und rund um die Kies-
gruben. Bei den Wechselkröten 
sind es sogar ganze 66 Prozent. 

„Es ist für uns alle ein großes 
Glück, dass in diesem Fall die In-
dustrie und der Naturschutz na-
hezu automatisch Hand in Hand 
arbeiten, ohne dass sich die ei-
ne oder andere Seite einschrän-
ken muss. Im Gegenteil: Der Ar-
tenschutz profitiert von den 
Umständen, die durch die Ge-
winnung von Rohstoffen in Bay-
ern geschaffen werden“, so von 
Lindeiner.

Etwa die Hälfte aller Uhu-Bru-
ten in Bayern sind in Steinbrüchen 
zu finden. Bereits während der Ab-
bauphasen nisten sich die Uhupaa-
re an unzugänglichen Stellen wie 
Felsvorsprüngen oder Gesteins-
podesten ein. Diese Orte sind in 
den Gewinnungsstätten vorhan-
den – auch nach dem aktiven Ab-
bau. Den Tieren kann bereits 
frühzeitig bei der Suche nach 
geeigneten Brutplätzen gehol-
fen werden, weiß Dr. Andreas 
von Lindeiner: „Statt das Mate-
rial glatt abzutragen, graben vie-
le Steinbruchbetreiber Nischen 
in die Felswand. Je mehr solche 
potenziellen Brutplätze vorhan-
den sind, desto leichter finden 
Uhupaare neue Nistmöglich-
keiten.“ �

Im Zentrum des Treffens stand 
der Austausch zu Chancen und Her-
ausforderungen für die erfolgrei-
che Dekarbonisierung der bayeri-
schen Zementindustrie. Die Gäs-
te besichtigten die Pilotanlagen für 
die CO2-Rückgewinnung und Wei-
terverarbeitung zu Ameisensäure 
sowie Europas einziges Abwärme-
kraftwerk in der Zementindustrie.

Rohrdorfer strebt  
Dekarbonisierung bis 2038 an

In der Zementsparte der Rohr-
dorfer Unternehmensgruppe steht 
die Dekarbonisierung schon lan-
ge auf der Agenda. Federführend 
ist das Rohrdorfer Net Zero Emis-
sion-Team, das beispielsweise die 
erste Anlage zur Rückgewinnung 
von CO2 in der deutschen Zement-
industrie und Europas erstes Ab-
wärmekraftwerk baute und be-
treibt. Beide Anlagen wurden 
beim Termin besichtigt. Dr. Hel-
mut Leibinger, Leiter des Rohrdor-
fer Net Zero Emission-Teams, stell-
te aktuelle und geplante Maßnah-
men von Rohrdorfer im Bereich 
Carbon Capture and Usage/Stora-
ge (CCU/S) vor und erläuterte den 
Rohrdorfer Dekarbonisierungs-
fahrplan, der die CO2- neutrale Ze-
mentproduktion bis 2038 vorsieht.

Als besonderes Geschenk er-
hielt der Wirtschaftsminister ei-

nen Druckbehälter mit frisch zu-
rückgewonnenem CO2 aus der 
Rohrdorfer Pilotanlage. Auch ei-
ne Botschaft gaben die Rohrdor-
fer dem Minister mit: Auf dem Be-
triebsgelände des Zementwerks 
stehen alle Weichen auf Dekarbo-
nisierung. Der Staat Bayern müsse 
den Ausbau der zugehörigen Infra-
struktur mit mehr Dynamik voran-
treiben. Konkret brauche man Pi-
pelines für den CO2 -Transport, et-
wa ins bayerische Chemiedreieck 
oder zu den Speichern in der Nord-
see. Wettbewerbsfähiger Indus-
triestrom aus erneuerbaren Ener-
gien, der 365 Tage rund um die Uhr 
verfügbar ist sowie Fördermittel 
für die konventionelle CO2-Minde-
rung und weitere CCU/S-Projekte 
seien ebenfalls notwendig.

Aiwanger zeigte sich von der 
Pionierarbeit beeindruckt. „Die 
Dekarbonisierung eines Zement-
werks ist eine Herkulesaufgabe. 
Umso wichtiger ist es, dass die Fir-
ma Rohrdorfer hier bundeswei-
te Pionierarbeit leistet. Hier steht 
Deutschlands erstes Zement-
werk, in dem CO2 abgeschieden 
wird. Das CO2 kann entweder zu 
Ameisensäure verarbeitet oder 
gespeichert und weitertranspor-
tiert werden. Diese Entwicklung 
begleiten wir als Staatsregierung, 
weil wir solche Industrien in Bay-
ern halten wollen.“ �

Vor allem konkurrenzschwache Arten wie die Gelbbauchunke, die dy-
namische Flussauenbereiche oder Kleinstgewässer einst ihr Zuhause 
nannten, finden in den mit wassergefüllten Senken und Fahrspuren 
der Abbaufahrzeuge wertvolle Ersatzlebensräume. Bild: Rohrbach, BIV 

Mike Edelmann, Geschäftsführer der Rohrdorfer Unternehmens-
gruppe (links) und Helmut Leibinger, Leiter des Rohrdorfer Net 
Zero Emission Teams (rechts) überreichen Staatsminister Aiwan-
ger einen Druckbehälter mit CO2, das in Rohrdorf zurückgewonnen 
wurde. Bild: Rohrdorfer Unternehmensgruppe
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Nachhaltig und sicher
Mit Fernwärme und Niedertemperaturnetzen die Wärmewende schaffen

Ein Gastbeitrag von Britta Schmigotzki, Leitung EU-Programme atene KKM

Für eine sichere und nachhaltige Wärmeversorgung gewinnt Fern-
wärme europaweit zunehmend an Bedeutung. In den Fokus rücken 
moderne Wärmenetze der dritten oder vierten Generation, die eĸ-
zient sind und mit erneuerbaren Ressourcen und Abwärme gespeist 
werden können. Auch die deutsche Bundesregierung wird zukünftig 
mehr in diese Technologien investieren und will mit dem Ausbau der 
Fernwärme die Wärmewende und Klimaschutzziele erreichen. Dies 
betonten Bundeswirtschafts- und Klimaschutzminister Robert Ha-
beck sowie Bundesbauministerin Klara Geywitz zuletzt beim Fern-
wärmegipfel in Berlin am 12. Juni 2023.

Deutschlandweit wurden 2022 
ca. 6,1 Millionen Wohnungen mit 
Fernwärme versorgt. Der Anteil 
erneuerbarer Energien liegt in der 
Fernwärme aktuell bei rund 20 
Prozent. Bis 2030 soll jedoch die 
Hälfte der Wärme in den Nah- und 
Fernwärmenetzen in Deutschland 
klimaneutral erzeugt werden.

Vor allem die Umsetzung soge-
nannter Niedertemperaturnetze, 
insbesondere in urbanen Räumen, 
bietet die Möglichkeit, Wohnge-
bäude und ganze Quartiere zen-
tral und flexibel aus erneuerba-
ren Quellen zu versorgen. Eine 
Grundlage für die Dekarbonisie-
rung der Wärmenetze in Deutsch-
land ist aktuell der Gesetzentwurf 
zur kommunalen Wärmeplanung. 
Demnach sollen Bundesländer 
und Kommunen ihre vorhande-
nen und geplanten Wärmenetze 
analysieren, um Potenziale für ei-
ne kosteneffiziente und klimaneu-
trale Versorgung zu identifizieren. 
Darauf aufbauend sollen Pläne für 
die zukünftige Wärmeversorgung 
erstellt werden. 

Fernwärmeversorgung

Um den Kommunen und ih-
ren jeweiligen Energieversor-
gern mehr Investitionsmöglich-
keiten beim Netzausbau und der 
Nutzung klimaneutraler Wär-
mequellen sowie von Wärme-
speichern zu ermöglichen, hat 
die Bundesregierung im Herbst 
2022 die Bundesförderung effizi-
ente Wärmenetze (BEW) gestar-
tet. Diese unterstützt in erster 
Linie die Umstellung der Fern-
wärme auf erneuerbare Ener-
gien. Gleichzeitig sollen durch 
entsprechende Förderprogram-
me, gekoppelt mit mehr Pla-
nungssicherheit, bis 2050 insge-
samt zwischen 18 und 20 Milli-
onen Wohnungen mit Fernwär-
me versorgt werden.

Auch in Bayern spielt die Fern-
wärmeversorgung eine wichti-
ge Rolle. Es gibt jedoch Entwick-
lungspotenzial, da aktuell nur ei-
nige Großstädte in Teilgebieten 
mit Fernwärme versorgt wer-
den. In der Landeshauptstadt 
München ist ein Drittel der Be-
wohner:innen an das dorti-
ge Wärmenetz angebunden. In 
Nürnberg und Erlangen sind es 
25 Prozent und in Augsburg und 
Würzburg etwa 20 Prozent.

Energieeĸzienz mit 
Niedertemperaturnetzen

Der nachhaltige und zukunfts-
orientierte Ausbau von Fernwär-
menetzen der vierten Genera-
tion beschäftigt aktuell viele eu-
ropäische Städte. Das von atene
KOM initiierte EU-Projekt 
„LowTEMP – Niedertemperatur-
fernwärme für den Ostseeraum“ 
hat sich intensiv mit der Planung, 
Finanzierung und Installation von 
Niedertemperaturfernwärmesys-
temen beschäftigt. Sie zeichnen 
sich durch die Übertragung von 
Wärme mit niedrigem Tempera-
turniveau in optimal isolierten 
Leitungen aus. Erst mit der Um-
rüstung der bestehenden Fern-
wärmesysteme auf niedrige Vor- 
und Rücklauftemperaturen und 
den gleichzeitigen Neubau von 
diesen Systemen der vierten Ge-
neration ist die umfassende Ein-
bindung erneuerbarer Wärme-
quellen möglich. „Dies ist insbe-
sondere für den energetisch sa-
nierten Gebäudebestand oder 
den Neubau von Quartieren die 
passende Lösung.

Mehr Wissen  
durch Knline-Kurs

Wie genau ist ein Fernwärme-
netz aufgebaut und welche eu-
ropäischen Rahmenbedingungen
gibt es im Bereich nachhaltige 
Wärmeversorgung? Basierend auf 
den Erfahrungen und Ergebnissen 
des EU-Projekts LowTEMP wur-
den im Rahmen des Erweiterungs-
projekts LowTEMP 2.0 drei e-Lear-
ning Kurse entwickelt. Mit ihnen 
können sich die für Energiefragen 
zuständigen kommunalen Ver-
treter:innen, Energieversorgungs-
unternehmen, Energieagenturen
und Planer:innen sowie die inter-
essierte Öffentlichkeit kostenlos 
zum Thema Fernwärme und Nie-
dertemperaturnetze weiterbil-
den. Die Lehrinhalte sollen das Be-
wusstsein für die Bedeutung und 
die nachhaltigen Einsatzmöglich-
keiten dieser Wärmeversorgungs-
systeme schärfen. Die e-Lear-
ning Kurse sind in englischer und 
deutscher Sprachversion auf der
LowTEMP-Website verfügbar: 
ht tps://w w w.low temp.eu/
e-learning/. �

Britta Schmigotzki.
Bild: atene KOM GmbH

Perspektivisch planen die bay-
erischen Großstädte, ihre Wär-
menetze auszubauen. Augsburg
und Nürnberg wollen bis 2040 
auf bis zu 40 Prozent Versorgung 
mit Nah- oder Fernwärme kom-
men. In München ist aufgrund 
der dichten Bebauung sogar ei-
ne höhere Versorgungsquote 
möglich. Zudem wird hier das 
Wärmenetz auf die Einbindung 
geothermisch erzeugter Wärme 
umgestellt. Der klimafreundliche 
Ausbau der Nah- und Fernwär-
meinfrastruktur, also der Betrieb 
von Niedertemperaturnetzen,
die aus erneuerbaren Ressour-
cen gespeist werden, ist auch 
Zielstellung weiterer Städte.

Die vier Generationen von 
Fernwärmesystemen

1. Generation (ca. 1ϴϴ0-1ϵ30): Verteilung von Wärme per 
Dampf über Betonrohre (Nähe zum Wärmelieferanten)
2. Generation (ca. 1ϵ30-1ϵϴ0): Heißwassersystem (über 
100 ΣC) mit oberirdischen Druckleitungen
3. Generation (ca. 1ϵϴ0-2020): Gedämmte Rohrleitungen, 
unterirdische Verlegung ermöglicht bessere Energieeffizienz 
und niedrigere Temperaturen
4. Generation (seit ca. 2020): Intelligentes Wärmeversor-
gungssystem, mehr Energieeffizienz, Vorlauftemperaturen 
von 50-70 ΣC (sogenannte Niedertemperatur-Fernwärme) �

2ϱ. Internationaler bvse-Altkunststoŏag in Dresden:

Kunststoffrecycling 
in Bedrängnis

Alles spricht zwar von der Bedeutung der Kreislaufwirtschaft, aber 
wenn es zum Schwur kommt, zählt nur das billigste Angebot. Eine Er-
fahrung, die viele Kunststoffrecycler momentan wieder machen. Bil-
lige Neuware mit großem CO2-Rucksack verdrängt die klimafreund-
lichen Recyclate. Genug Gesprächsstoff für den Internationalen 
bvse-Altkunststoŏag in Dresden, der heuer zum 25. Mal staƪand.

Aus der Perspektive der For-
schung beschrieb Prof. Dr. rer. 
nat. Rainer Dahlmann vom Ins-
titut für Kunststoffverarbeitung 
an der RWTH Aachen Anforde-
rungen an das Kunststoffrecy-
cling. Um Mengen, Märkte und 
Preise ging es auf einer Podi-
umsdiskussion unter Leitung 
von bvse-Experte Dr. habil. Tho-
mas Probst. Im Anschluss spiel-
te die Novellierung der europä-
ischen Verpackungsverordnung 
unter der Moderation von Dr. 
Martin Engelmann, Hauptge-
schäftsführer IK Industrieverei-
nigung Kunststoffverpackungen 
e.V., die Hauptrolle. Am zweiten 
Veranstaltungstag konnten die 
360 Teilnehmer schließlich ent-
weder an der Sitzung der AG In-
ternationale Kunststoffmärkte 
zur „Internationalen Abfallver-
bringung“ teilnehmen oder aber 
den Workshop „Interdisziplinä-
rer Dialog: Produktgestaltung 
Verpackungen“ besuchen.

Eingeschränkte Produktion

In Dresden wurde deutlich: 
„Der Markt für Altkunststof-
fe und Recyclate steckt in ei-
ner tiefen Krise. Die Nachfra-
ge ist niedrig, die Produktion 
wird eingeschränkt oder still-
gelegt und der Lagerbestand 
wächst stetig“, betonte Dr. Dirk 
Textor, Vorsitzender des bv-
se-Fachverband Kunststoffrecy-
cling beim Pressegespräch. Er 
berichtete von einem brutalen 
Preiskampf, der zwischen Neu-
ware und Kunststoffrecyclaten 
tobt. Derzeit verdränge die bil-
lige Neuware die Recyclate auf 
allen Ebenen. Der Absatz von 
Mahlgütern, Regranulaten und 
Compounds stockt. Textor: „Die 
Kunststoffrecycler laufen im In-
put mit Verarbeitungsware voll 
und finden für ihre Produk-
te im Warenausgang keine Ab-
nehmer.“

Eine Besserung dieser fata-
len Situation sei derzeit nicht 
in Sicht. Man befürchtet, dass 
der dauerhafte wirtschaftliche 
Betrieb der Recyclinganlagen 
kaum noch möglich ist. Dabei 
verwies der Fachverbandschef 
auch auf die kürzlich erfolgten 
Werksschließungen, wie zum 
Beispiel der Veolia PET Germany 

in Rostock oder der FVH-Folien-
veredelung in Schwerin. „Wir se-
hen eine bedrohliche Situation, 
die das gesamte Recycling ge-
fährdet.“ 

Preisverfall der Neuware

Textor erklärte, dass Recy-
clinganlagen kontinuierlich be-
trieben werden müssten, um 
die benötigten Mengen in ge-

lich ihrer Verantwortung stellen. 
Hier sind in erster Linie die Kunst-
stoffverarbeiter, Verpacker und 
Inverkehrbringer in der Pflicht.“

Recyclate seien ein integra-
ler Bestandteil der Kunststoff-
herstellung und der Kunststoff-
verarbeitung. Die kunststoff-
verarbeitenden Unternehmen 
sollten aus purem Eigeninter-
esse sehr genau ihr derzeitiges 
Marktverhalten überprüfen und 
sich schleunigst auf den Weg zu 
mehr Kreislaufwirtschaft und 
Klimaschutz machen, forderte 
der Fachverbandsvorsitzende 
eindringlich.

In seiner Eröffnungsrede hat-
te bereits bvse-Hauptgeschäfts-
führer Eric Rehbock deutlich ge-
macht, dass es ein „kapitaler 
Fehler“ sei, wenn die kunststoff-
verarbeitende Industrie billige 
Neuware mit großem CO2-Ruck-
sack einsetze und klimafreundli-
che Recyclate ausliste.

Gemeinsam mit den relevan-
ten Stakeholdern erarbeite das 
Bundesministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz derzeit 
eine Nationale Kreislaufwirt-
schaftsstrategie (kurz NKWS)
mit den Handlungsfeldern Fahr-
zeuge und Batterien, Metalle, 
Gebäude, IKT und Elektrogerä-
te, Zirkuläre Produktionspro-
zesse, Bekleidung und Textilien, 
Öffentliche Beschaffung sowie 
Kunststoffe. Der bvse sei in al-
len Handlungsfeldern aktiv ein-
gebunden, und versuche alles, 
um Hemmnisse in den einzelnen 
Stoffströmen der Kreislaufwirt-
schaft aufzuzeigen und Lösun-
gen zu erarbeiten, die ein Fun-
dament für eine echte Kreislauf-
wirtschaft darstellen können, 
berichtete Rehbock.

Umdenken erforderlich

Es bleibe zu hoffen, „dass die 
Ergebnisse der NKWS dazu füh-
ren, dass unter anderem eine
Situation, wie wir sie jetzt gera-
de wieder erleben, dass die kli-
mafreundlichen Recyclate wie-
der aus dem Markt verdrängt 
werden, endlich der Vergangen-
heit angehören“, erklärte der 
CEO. Es müsse ein Umdenken 
erfolgen und den vielen Wor-
ten in Kampagnen und Sonn-
tagsreden müssten jetzt end-
lich Taten folgen. Rehbock: „Ich 
warne ausdrücklich davor, die-
se Lage nicht ernst zu nehmen. 
Die Unternehmen der Recy-
clingbranche mussten schon ih-
re Kapazitäten herunterfahren. 
Standorte werden geschlos-
sen. Wenn einmal das Licht aus 
ist, wird es fast unmöglich sein, 
diese Recyclingkapazitäten in 
Deutschland wieder zu aktivie-
ren.“ Der Abschluss der Bera-
tungen zur NKWS ist für Mitte 
2024 vorgesehen. DK

Bayeris cher M inis terrat:

Weichenstellung bei
Klima- und Moorschutz

Bayern als moorreiches Land hat sich ambitionierte Ziele im Be-
reich Klimaschutz durch Moorbodenschutz gesetzt. In den ver-
gangenen Jahren konnten bayernweit bereits rund 5.000 Hektar 
Moorböden wiedervernässt und damit wichtige Erfahrungen bei 
der praktischen Umsetzung gewonnen sowie Herausforderungen 
identifiziert werden. Um diese zu bewältigen, hat der Ministerrat 
weitere zentrale Weichenstellungen vorgenommen.

Ziele sind die Erhöhung der 
Akzeptanz und Attraktivität der 
Maßnahmen zum Klimaschutz 
durch Moorbodenschutz bei 
den Zielgruppen, die Verbesse-
rung der rechtlichen Grundla-
gen für den Moorbodenschutz 
und Lösung rechtlicher Zielkon-
flikte, sowie die Beschleunigung 
der notwendigen Verfahren 
und schließlich die schlagkräfti-
ge praktische Organisation und 
Abwicklung.

Um das Ziel der Sanierung und 
Wiedervernässung von Moor-
böden auf 55.000 Hektar bis 
2040 zu erreichen, beschloss 
die Staatsregierung, dass Klima-

schutz durch Moorbodenschutz 
als weit überwiegendes öffentli-
ches Interesse eingestuft wird. 
Damit besteht die Möglichkeit 
der Finanzierung von bis zu 100 
Prozent der Maßnahmenkos-
ten. Dies betrifft die Instrumen-
te der Ländlichen Entwicklung 
sowie die Maßnahmen gemäß 
Landschaftspflege- und Natur-
park-Richtlinien, denn von den 
Maßnahmen zum Klimaschutz 
durch Moorbodenschutz profi-
tiert die gesamte Gesellschaft.

Die Anhebung des Wasser-
stands bedeutet für den Eigen-
tümer der Flächen jedoch ei-
nen beträchtlichen Wertver-

lust und für den Bewirtschafter 
eine erhebliche Reduktion der 
Wertschöpfungsmöglichkeiten. 
Der Beschluss ist laut Staatsre-
gierung daher ein Meilenstein 
für die weitere Umsetzung der 
Maßnahmen. Denn in der klein-
teiligen Eigentumsstruktur in 
Bayern war es bisher eine enor-
me Herausforderung, Grundei-
gentümer für solche Projekte 
zu gewinnen und entsprechen-
de Bodenordnungsmaßnahmen 
samt der Schaffung der notwen-
digen Infrastruktur zum Wasser-
management erfolgreich abzu-
schließen.

Neue Datenbank

Mit einer neuen Moordaten-
bank beim Bayerischen Landes-
amt für Umwelt (LfU) steht künf-
tig ein umfassender Überblick 
über alle Aktivitäten im Moor-
schutz in Bayern, einschließlich 

der erforderlichen Klimabilan-
zierung, zur Verfügung. Zudem 
hat die Naturschutzverwaltung 
mit 28 Moormanagern hoch-
effektive „Kümmerer“ in den 
wichtigsten Moorregionen Bay-
erns geschaffen, die aktuell be-
reits in über 70 Mooren tätig 
sind. Auf diese Weise können 
Maßnahmen zum Klimaschutz 
durch Moorbodenschutz mit 
den Betroffenen vor Ort schnel-
ler im intensiven Dialog entwi-
ckelt und umgesetzt werden.

Für mehr Klimaschutz
durch steuerliche Anreize

Da Klimaschutz und der damit 
verbundene Transformations-
prozess nur mit den Menschen 
gelingen können, ist die Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bür-
ger unerlässlich, um den Ener-
gieverbrauch deutlich zu sen-
ken und den Ausbau erneuer-
barer Energien voranzutreiben. 
Das Steuerrecht kann hier laut 
Ministerrat einen wichtigen Bei-
trag leisten, um private Investi-
tionen in nachhaltige Techno-
logien zu fördern und klima-
freundliches Handeln zu unter-
stützen. Vor diesem Hinter-
grund wurde eine Bundesrats-
initiative beschlossen, um mehr 
Klimaschutz durch steuerliche 
Anreize zu ermöglichen:

1. Ausbau und Verbesserung 
der steuerlichen Förderung der 
energetischen Gebäudesanie-
rung 

2. Verbesserung der steuerli-
chen Rahmenbedingungen bei 
der Sanierung von Vermietungs-
objekten und Betriebsgebäuden

3. Erbschaftsteuerliche Zu-
ordnung von Freiflächen-Pho-
tovoltaikanlagen zum landwirt-
schaftlichen Betrieb

4. Steuerbefreiung für vom 
Netzbetreiber gezahlte Entschä-
digungen 

5. Steuerliche Förderung von 
Aufstockungen bei Gebäuden: 
Bei Aufstockungen werden in 
der Regel alte Dächer durch 
neue ersetzt, die Fassade des 
gesamten Gebäudes neu ge-
dämmt und eine moderne Hei-
zungsanlage eingebaut. Insbe-
sondere für die Aufstockung 
von Mehrfamilienhäusern und 
Gewerbegebäuden sollte des-
halb eine beschleunigte steuer-
liche Abschreibung gelten.

Bayern steht zu seiner Klima-
verantwortung. Allein im Jahr 
2022 wurde rund 1 Mrd. Euro 

zusätzlich für den Klimaschutz 
investiert, bis 2040 werden es 
rund 22 Mrd. Euro sein. Der im 
Bayerischen Klimaschutzgesetz 
vorgesehene jährliche Klimabe-
richt verdeutlicht, dass Bayern 
klarer Vorreiter und Schrittma-
cher beim Klimaschutz ist. Die 
Treibhausgasemissionen je Ein-
wohner im Jahr 2019 waren in 
Bayern um 31,5 Prozent – und 
damit um fast ein Drittel – nied-
riger als im Bundesdurchschnitt 
(Freistaat: 7,3 Tonnen je Ein-
wohner, Bund: 9,6 Tonnen je 
Einwohner). Der Bericht zeigt 
weiterhin, dass im Jahr 2020 ei-
ne Reduktion um weitere 4,3 
Prozent und im Jahr 2021 noch-
mals um 3,5 Prozent erfolgte – 
jeweils im Vergleich zum Jahr 
2019.

Der Klimabericht 2022 wird 
nun in einem nächsten Schritt 
an den Bayerischen Landtag 
weitergeleitet und veröffent-
licht. DK

Dr. Dirk Textor. Bild: bvse

eigneten Qualitäten darstellen 
zu können. Man dürfe nicht an-
nehmen, dass einmal stillgeleg-
te Anlagen innerhalb kurzer Zeit 
wieder hochgefahren werden 
können. Eine ganze Reihe von 
Gründen führe zu der gegen-
wärtig schwierigen Situation. 
Hier nannte Textor insbesonde-
re den Preisverfall der Neuwa-
re. Diesen Preisverfall könnten 
die Recyclathersteller aufgrund 
der höheren Prozesskosten 
nicht mitgehen. Hohe Kosten für 
Energie und Transport, gestiege-
ne Löhne und Nebenkosten, wie 
Versicherungen, Wartung, Er-
satzteile, Maschinen und An-
lagen, seien in dieser Situation 
kaum mehr zu verkraften. 

Hauptverantwortlich für die 
Misere ist jedoch ein ande-
rer Grund. Textor zufolge „set-
zen die Unternehmen der kunst-
stoffverarbeitenden Industrie
auf billige Neuware mit großem 
CO2-Rucksack und pfeifen auf die 
klimafreundlichen Recyclate. Wir 
erwarten daher, dass sich alle Be-
teiligten der Kunststoņette end-
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Gedenkort in Aichach:

Die „vergessenen Frauen“
der Strafanstalt Aichach

„Der Gedenkort soll an eine schlimme Zeit erinnern und damit dem 
Vergessen entgegenwirken“. Diesen Wunsch äußerte Aichachs Ers-
ter Bürgermeister Klaus Habermann bei der Einweihung des neuen 
Gedenkortes für die inhaftierten Frauen der Aichacher Strafanstalt 
zwischen 1933 und 1945. Unter den zahlreichen Besuchern waren 
auch Nachfahren ehemaliger Gefangenen. Sie zeigten sich froh und 
dankbar, dass es jetzt einen Gedenkort gibt, der dauerhaft an die 
Schicksale der 362 Frauen erinnert. 

Nur 199 von ihnen sind be-
kannt. Im Jahr 2021 lobte die 
Stadt Aichach einen zweiphasi-
gen, europaweiten Ideenwett-
bewerb aus, bei dem sich Künst-
lerinnen und Künstler für eine 
Gestaltung und Schaffung eines 
Gedenkorts bewerben konnten. 
Eine zwölfköpfige Jury wähl-
te aus den eingereichten Vor-
schlägen den Entwurf des Duos 
SCHWARZENFELD (Michael Me-
raner aus Eppan in Südtirol und 
Raphaela Aurelia Sauer aus 
Trier) aus. Die Kosten tragen die 
Stadt Aichach und der Landkreis 
Aichach-Friedberg, die Sparkas-
se Aichach-Schrobenhausen 
leistete aus ihrer Förderstiftung 
einen Zuschuss. Das Mahnmal 

besteht aus zwei Erinnerungs-
stelen – ein Marmorblock und 
ein Graphitblock stehen sich ge-
genüber, nur ein Spalt trennt 
sie. Die Außenseiten der schwe-
ren archaischen Steinblöcke zie-
ren fragile Muster, sie erinnern 
an steinzeitliche Frauen-Men-
hire. Diese feinteiligen, laby-
rinthartigen Gravuren bestehen 
aus QR-Codes. So gelangt man 
auf die eigens für diesen Ge-
denkort geschaffene Websei-
te www.vergessenefrauenvon-
aichach.com.

Zitiert aus einem Brief

Eine zentrale Textbotschaft be-
findet sich im spannungsgelade-

nen Zwischenraum der mächti-
gen Steine. Um diese Botschaft 
lesen zu können, müssen die 
Menschen den Ort der Erinne-
rung betreten und genau hinse-
hen. Stellvertretend für das Leid 
der vielen Opfer wird die Italie-
nische Widerstandskämpferin 
Vera Michelin-Salomon zitiert – 
unter anderem mit den Worten 
„… die Welt muss daran arbei-
ten, sich eine bessere Zukunft zu 
schaffen.“ Sie wurde mit 18 Jah-
ren in der Strafanstalt Aichach 
inhaftiert, hat das Nazi-Regime 
überlebt und sich bis zu ihrem 
96. Lebensjahr unermüdlich für 
Friede und Völkerverständigung 
eingesetzt. Eine Passage eines 
Briefes der 21-jährigen Vera an 
ihre Eltern kurz nach ihrer Befrei-
ung wurde in Zusammenarbeit 
mit der Wettbewerbs-Jury aus-
gewählt. 

Dieser Jury gehörte auch Ma-
rion Brülls und Jacoba Zapf vom 
Frauenforum an. Sie hatten 
schon vor Jahren angeregt, einen 
solchen Gedenkort zu schaffen. 

Bei der Einweihung des neuen Gedenkortes (hinten v. r.) Marion Brülls und Jacoba Zapf vom Frauenforum, 
Landrat Dr. Klaus Metzger, Erster Bürgermeister Klaus Habermann, das Künstlerduo Raphaela A. Sauer und 
Michael Meraner sowie Angehörige von in Aichach inhaftierten Frauen. Bild: Erich Echter

Nachdem der favorisierte Stand-
ort an der Justizvollzugsanstalt 
Aichach nicht realisiert werden 
konnte, haben die Verantwortli-
chen mit Stadtarchiv und Stadt-
museum einen ähnlich promi-
nenten Standort gefunden, wie 
Erster Bürgermeister Klaus Ha-
bermann ausführte. Das Gebäu-

de war damals das Krankenhaus, 
in dem über 100 Zwangsterilisa-
tionen an Aichacher Gefangenen 
vorgenommen wurden. 

Geschichte aufgearbeitet

Auf Initiative des Frauenforums 
Aichach-Friedberg war auch der 

Historiker Dr. Franz Josef Merkl 
beauftragt worden, die Geschich-
te der Frauen in der Strafanstalt 
Aichach aufzuarbeiten, denen 
während des nationalsozialisti-
schen Regimes Unrecht wider-
fahren ist. Die von 1905 bis 1908 
errichtete Strafanstalt für Frauen 
wurde im Januar 1909 mit Platz 
für 550 Häftlinge in Betrieb ge-
nommen. Ab 1933 stieg die An-
zahl der Insassinnen erheblich. 
Grund dafür waren verschiede-
ne Gesetze, die es den Behörden 
erleichterte, unliebsame Perso-
nen zu inhaftieren und auch nach 
Verbüßung ihrer Haftstrafe wei-
ter festzuhalten „solange es der 
Zweck erfordert“. Bei Kriegsen-
de waren fast 2000 Frauen in der 
Strafanstalt Aichach eingesperrt. 
Strengstens geahndet wurden 
auch kleinere Delikte wie Dieb-
stahl, Bettelei, Obdachlosigkeit, 
Landstreicherei und Prostitution. 
Für politisch missliebige Perso-
nen konnte eine „Schutzhaft“ er-
lassen werden. Das „Gesetz über 
die Verhütung erbkranken Nach-
wuchses“ lieferte die Grundla-
ge für die zwangsweise Sterilisa-
tion von Gefangenen. Der Jah-
reswechsel 1942/43 brachte 
eine dramatische Wende für jü-
dische, polnische sowie Sinti- und 
Roma-Frauen, Frauen in Siche-
rungsverwahrung und zahlreiche 
Frauen mit längeren Zuchthaus-
strafen. Sie wurden „der Polizei 
übergeben“, eine schreckliche 
Umschreibung für ihre Deporta-
tion und den Mord an fast allen 
von ihnen. Insgesamt wurden in 
sieben Transporten hunderte Ge-
fangene von Aichach nach Aus-
schwitz-Birkenau deportiert und 
dort ermordet. Nur zwei Frauen 
überlebten. 

Spuren in die Stadt tragen

Landrat Dr. Klaus Metzger be-
tonte, der Gedenkort mache 
sicht- und greifbar, was bisher nur 
abstrakt gewesen sei. Die Einwei-
hung sei daher der wohl wichtigs-
te Anlass in diesem Jahr, mach-
te er die Bedeutung für Aichach 
und den Landkreis Aichach-Frie-
dberg deutlich. Greifbar ist im 
Falle des neuen Gedenkortes 
nicht nur sprichwörtlich gemeint. 
Denn durch die Berührung der 
fein glänzenden Oberfläche des 
schwarzen Graphits füllen sich 
die Poren der Haut mit den dunk-
len Pigmenten, die Berührungen 
werden so dokumentiert und im 
Stadtraum verteilt – als Zeichen, 
dass man hier war, dass man ge-
sehen hat. So werden die Besu-
cher ein Teil des Kunstwerkes. 

Die Graphit-Stele wird sich 
durch die ständigen Berührungen 
im Laufe der Zeit auflösen und der 
große Marmorblock wird nach 
Jahrhunderten alleine zurückblei-
ben und die Textbotschaft in die 
Welt tragen und dauerhaft an die 
Frauen erinnern. Denn, wie Bür-
germeister Habermann zu Beginn 
seiner Begrüßung den Schriftstel-
ler Lothar Schmidt zitierte: „Ver-
gessen ist die Entschuldigung der 
Undankbaren und die Ausrede 
der Schuldigen“. �

LEADER-Förderung 
für Heiligenstädter See

Mit Mitteln in Höhe von rd. 255.000 Euro wurde dem Markt Heili-
genstadt i. OFr. eine zentrale Finanzierungshilfe für die Aufwertung 
des Heiligenstädter Sees durch das EU-Förderprogramm LEADER ge-
währt. Darüber freut sich insbesondere Landrat Johann Kalb, Vor-
sitzender der LAG Region Bamberg e. V.: „Mit der Bewilligung des 
Projektes „Aufwertung Heiligenstädter See“ wurden in der Förder-
periode 2014-2022 schon insgesamt über 2,7 Mio. Euro an LEADER- 
Mitteln in ländliche Projekte der Region Bamberg gebunden!“

Der Heiligenstädter See ist ei-
ne ca. 4.000 m² große künstlich 
angelegte Wasserfläche, west-
lich von der Ortschaft Heiligen-
stadt in der Fränkischen Schweiz 
gelegen. Im Sommer wird im See 
am Badestrand gebadet und im 
Winter bei entsprechenden Tem-
peraturen auch Schlittschuh ge-
fahren. Der attraktive Naherho-
lungsbereich wird nicht nur von 
Bürgerinnen und Bürgern aus der 
Ortschaft, sondern auch von Aus-
flüglern und Touristen gerne ge-
nutzt. Die jährlich ansteigenden 
Besucherzahlen haben jedoch 
verschiedene Problematiken auf 
dem Gelände des Sees zur Fol-
ge und bringen verschiedene 
Handlungsbedarfe mit sich. Hier 
möchte der Markt Heiligenstadt 
aktiv werden und hat im Rah-
men eines LEADER-Projektes ver-
schiedene Maßnahmen zur Auf-
wertung des Sees und Lösung der 
Problematiken geplant.

Wildcampen begrenzen

So ist zwischen dem See und 
dem öffentlichen PKW-Stellplatz 
an der vorhandenen Zufahrt zum 
Parkplatz die Erschaffung von ins-
gesamt sechs Wohnmobilstell-
plätze mit ausreichendem Platz 
für Vorzelte geplant. Hierdurch 
soll das Wildcamping von Wohn-
mobilen auf dem vorhandenen 
PKW-Stellplatz sowie die Lärmbe-
lästigung für die Anwohnerschaft 
reduziert werden. Die Stellplät-
ze werden als Schotterrasen an-
gelegt um Flächenversiegelung 
zu verhindern. Eine umfangrei-
che Bepflanzung mit hochstäm-
migen Bäumen wird die angren-
zende Grünfläche aufwerten und 
mittelfristig auf natürliche Weise 
Schatten spenden.

Sani-Station

Ein weiterer zentraler Projekt-
baustein ist die sogenannte Sani-
Station. Diese soll jeweils eine 
Damen-, Herren- und Behinder-
ten-WC sowie zwei Duschen und 
einen Putz- und Abstellraum um-
fassen. Weiterhin wird die Stati-
on eine Ver- und Entsorgungssta-
tion für Wohnmobile beinhalten. 

Diese soll die Umweltverschmut-
zung, welche insbesondere durch 
das unkontrollierte Entleeren von 
Chemie-Toiletten in die freie Na-
tur entsteht, reduzieren. Durch 
das Aufstellen von Hinweisschil-
dern sollen die Besucherinnen 
und Besucher des Seegebietes 
hinsichtlich der Themen Umwelt-
verschmutzung und Müllvermei-
dung sensibilisiert werden. Die 
Sanitär-Station wird sowohl den 
Gästen des Sees als auch den 
Nutzerinnen und Nutzern der 
Wohnmobilstellplätze von Früh-
ling bis Herbst offenstehen.

Familienfreundliche 
Angebote

Ein zentrales Projektziel der 
Marktgemeinde ist es, die An-
zahl an familienfreundlichen Frei-
zeit-, Entspannungs- und Sport-
angeboten in Heiligenstadt zu 

erhöhen. Dies soll unter ande-
rem durch die Errichtung von 
mehreren Erlebnisrutschen am 
Hang des westlichen Seeufers 
erreicht werden. So können die 
ortsansässigen Kinder den Hang 
nicht nur im Winter als Rodel-
bahn, sondern ganzjährig als 
Freizeiteinrichtung nutzen. Da in 
den letzten Jahren die Outdoor 
Sportart „Klettern“ in der Frän-
kischen Schweiz und in der un-
mittelbaren Nähe von Heiligen-
stadt sehr populär geworden ist, 
möchte der Markt Heiligenstadt 
diese Sportart Kindern, Jugendli-
chen und Anfängern mittels Boul-
derfelsen nahebringen. Um die 
Besonderheit des Kletterns am 
Kalkfelsen herauszustellen sol-
len daher westlich des Seeufers 
Kalksteinfindlinge von Steinbrü-
chen aus der unmittelbaren Um-
gebung als Boulderfelsen aufge-
stellt werden. Die Errichtung von 
mehreren Sitzgelegenheiten run-
det das Projekt ab und erhöhen 
die Attraktivität und Verweildau-
er am See.

Was ist LEADER

LEADER ist ein seit 1991 beste-
hendes Förderprogramm der Eu-

Stephan Schwarzmann (Architektur- und Sachverständigenbüro 
Stephan Schwarzmann), Rüdiger Schmidt (Geschäftsleiter Markt Hei-
ligenstadt i. OFr.), Johann Kalb (Landrat, Landkreis Bamberg), Stefan 
Reichold (1. Bürgermeister Markt Heiligenstadt i. OFr.), Kathrin Salm 
(LAG-Managerin, LAG Region Bamberg e.V.), Ekkehard Eisenhut (LEA-
DER-Koordinator, Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Fürth-Uffenheim), Kathrin Salm (LAG-Managerin, LAG Region Bam-
berg e.V.) und Bettina Fritzler (LAG-Managerin, LAG Region Bamberg 
e.V.) freuen sich über den LEADER-Zuwendungsbescheid für das Pro-
jekt „Aufwertung Heiligenstädter See“. Bild: Heinrich Hoffmann

ropäischen Union, angesiedelt im 
Europäischen Landwirtschafts-
fonds für die Entwicklung des 
ländlichen Raums (ELER). Kern-
element des Programms ist ein 
bürgerorientierter Ansatz un-
ter dem Motto: „Bürger gestal-
ten ihre Heimat“. Dieser Ansatz 
soll vor Ort durch die jeweiligen 

Lokalen Aktionsgruppen (LAG) – 
in diesem Fall durch die LAG Re-
gion Bamberg e. V. – umgesetzt 
werden. Die LAG Region Bam-
berg e.V. unterstützt den Ent-
wicklungsprozess, bringt die ver-
schiedenen Akteure in der Regi-
on Bamberg zusammen und ist 
Anlaufstelle für Projektideen. �

Herausragende Leistung im 
bayerisch-tschechischen Dialog

Sozialministerin Ulrike Scharf 
zum Jubiläum der Sudetendeutschen Stiftung

Bayerns Sozialministerin Ulrike Scharf hat an der hundertsten Sit-
zung der Sudetendeutschen Stiftung teilgenommen und deren Ar-
beit gelobt: „Die guten Entwicklungen der bayerisch-tschechischen 
Beziehungen und den verbesserten Dialog in den letzten Jahren ha-
ben wir auch den langjährigen Bemühungen der Sudetendeutschen 
zu verdanken. Als vierter Stamm Bayerns gehören sie zu uns und 
sind eine tragende Säule unseres Freistaats!“

Anfang Mai hat das bayerische 
Kabinett in Regensburg zusam-
men mit dem tschechischen Pre-
mierminister Petr Fiala getagt. 
Kurze Zeit später haben in Selb 
die „Bayerisch- Tschechischen 
Freundschaftswochen 2023“ be-
gonnen. An der Eröffnungsfeier-
lichkeit nahmen der Bayerische 
Ministerpräsident Dr. Markus Sö-
der und der tschechische Staat-
spräsident Petr Pavel teil. 

Leuchtturmprojekt 
bayerischer Kulturpolitik

Das Sudetendeutsche Muse-
um gehört zu den besten Mu-
seen in ganz Europa. Belege, die 
zeigen, wie positiv sich die baye-

risch-tschechische Nachbarschaft 
entwickelt hat.

Die Ministerin betont weiter: 
„Die Stiftung leistet für die Kul-
turpflege der Sudetendeutschen 
Herausragendes. Sie betreibt un-
ter anderem das Sudetendeut-
sche Haus als weltweites Zent-
rum der Sudetendeutschen. Das 
Sudetendeutsche Museum ist 
ein Leuchtturmprojekt bayeri-
scher Kulturpolitik! Ein zentra-
ler Ort für den Dialog mit unse-
ren tschechischen Nachbarn und 
für die Aufarbeitung der gemein-
samen Geschichte. Der Stiftungs-
rat hat die Geschicke der Stiftung 
immer mit größtem Engagement 
gelenkt. Dafür gebührt allen Mit-
gliedern ein großer Dank.“ �

ILE-Netzwerktreffen 
in Oberfranken

Bamberg. Bereits zum 12. Mal kamen die Umsetzungsbeglei-
terinnen und Umsetzungsbegleiter der Integrierten Ländli-
chen Entwicklungen (ILEs) in Oberfranken im Mai zu einem Aus-
tauschtreffen zusammen. Das Amt für Ländliche Entwicklung 
hatte die Frauen und Männer aus 16 ILEs diesmal zunächst direkt 
in die Behörde eingeladen. Dort stellten sie ausgewählte „Best 
Practice“ Beispiele aus den jeweiligen ILE-Regionen vor. Die Pa-
lette reichte von einem Förderprogramm für Stecker-Solaranla-
gen über umfassend konzipierte Mobilitätskampagnen auf dem 
Land bis hin zum Ausbau der Mountainbike-Strecken zu einer Bi-
keschaukel, um nur einige zu nennen. „Besonders wichtig ist bei 
diesen Treffen immer der gegenseitige Erfahrungsaustausch und 
was man voneinander lernen kann. Kopieren ist ausdrücklich er-
wünscht“, so der ILE-Betreuer im Amt für Ländliche Entwicklung 
Oberfranken, Tobias Alt.

Bei einer Führung über das Lagarde-Gelände im Osten Bam-
bergs lernten die Teilnehmer vor Ort das zukunftsweisende Ener-
giekonzept für das Quartier kennen. Außerdem besichtigten sie 
das Zentrum für Digitalisierung und Gründung, Lagarde 1. Die 
ILE-Umsetzungsbegleiterinnen und Umsetzungsbegleiter nah-
men viele Anregungen und innovative Ideen mit, die sich – ange-
passt an den ländlichen Raum – in den Kommunen ebenfalls ver-
wirklichen lassen könnten.

Bei einer Integrierten Ländlichen Entwicklung, kurz ILE, handelt 
es sich um den freiwilligen Zusammenschluss mehrerer Gemein-
den zu einem starken Verbund im ländlichen Raum. Die Ämter für 
Ländliche Entwicklung in Bayern unterstützen, beraten und koor-
dinieren die Umsetzungsbegleitung der ILEs. Stefanie Krapp

http://www.vergessenefrauenvonaichach.com
http://www.vergessenefrauenvonaichach.com
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Bezirk Niederbayern:

Das Smartphone als Motorsäge
Prof. Manfred Spitzer spricht bei Informationsveranstaltung über Auswirkungen digitaler Medien

Regen. Handys sind wie Motorsägen nützliche Werkzeuge, die 
gleichzeitig auch gefährlich sind – vor allem für Kinder und Jugendli-
che, die ohne den richtigen Umgang damit in ihrer Entwicklung ne-
gativ beeinträchtigt werden. Dies war eine der zentralen Aussagen 
von Prof. Manfred Spitzer, einem der renommiertesten Gehirnfor-
scher, der sich vor allem darauf spezialisiert hat, wie sich die Digita-
lisierung auf die Gesundheit und Bildung von Kindern und Jugend-
lichen auswirkt. Deshalb lud ihn der Bezirk Niederbayern zu einer 
Informationsveranstaltung in den Saal der Firma Penzkofer nach Re-
gen ein, um vor rund 230 Pädagogen vom Kindergarten bis zur Hoch-
schule sowie weiterer Interessierter über das Thema zu informieren.

Obwohl der Bezirk Niederbay-
ern in den vergangenen zehn Jah-
ren die stationären Angebote in 
der Kinder- und Jugendpsychia-
trie stark ausgebaut und ambu-
lante Behandlungsplätze neu ein-

geführt hat, übersteigt der Be-
darf nach wie vor die Kapazitä-
ten. „Die Nachfrage steigt stetig 
an und wir müssen uns dringend 
die Frage stellen, wie wir diesem 
Trend entgegensteuern können“, 

begründete Bezirkstagspräsident 
Dr. Olaf Heinrich seine Initiative 
zu dieser Veranstaltung.

Körperliche Folgen  
des Medienkonsums

„Ich bin gerne gekommen, weil 
Sie alle wichtige Multiplikatoren 
sind“, so Manfred Spitzer zu Be-
ginn, bevor er über den aktuellen 
Stand der Wissenschaft referier-
te. Zehn Stunden Nutzung digita-
ler Medien pro Tag seien der Nor-
malfall, bei Kindern sind es am 
Wochenende sogar noch mehr. 
„Das muss Folgen haben.“ Zu-
nächst zeigte er die körperlichen 

Folgen auf, die von Kurzsichtig-
keit über Schlafstörungen bis 
hin zur Fettleibigkeit reichen. Bis 
zum Alter von 25 Jahren wächst 
das Auge, danach nicht mehr. 
„Die Kinderaugen verändern sich 
durch den Konsum. Die Augäpfel 
verbiegen sich, wenn sie ständig 
in die Kürze schauen – das geht 
nicht mehr weg und ist die Haupt-
ursache von Erblindung“, so der 
Experte. Studien prognostizie-
ren, dass 2050 etwa die Hälfte 
der Weltbevölkerung kurzsichtig 
sein und damit auch die Zahl der 
erblindeten Menschen erheblich 
ansteigen wird.

Und seelische Schäden

Neben den körperlichen Schä-
den seien vor allem aber die see-
lischen Schäden dramatisch. 
Zu viel Handykonsum wirke auf 
das Gehirn wie eine Sucht, die 
Glücksempfinden und Lernen 
hemme. Wenn man mehr als 
drei Stunden pro Tag soziale Me-
dien nutzt, erkranke man später 
mit doppelter Wahrscheinlich-
keit an einer Depression. Studien 
aus den USA, nach denen sich die 
Suizidrate unter Jugendlichen in-
nerhalb von zehn Jahren verdop-
pelt hat, zeigen die drastischen 
Auswirkungen. Neben Angst und 
Depression verhindere zu star-
ker Medienkonsum, dass Kinder 
Empathie entwickeln. „Um das 
zu lernen, braucht es echte Men-
schen“, so der ärztliche Direktor 
der Klinik für Psychiatrie und Psy-
chotherapie am Universitätsklini-
kum Ulm.

iPads in Kindergärten:  
„Das ist Körperverletzung“

Die Digitalisierung in der Bil-
dung sei in Deutschland in aller 
Munde – die Kommission, die die 
Kulturministerkonferenz berät, 
empfiehlt aktuell die Einführung 
von iPads in Kindergärten. „Das 

ist Körperverletzung mit Ansa-
ge“, so der Experte. Anhand einer 
Grafik im Rahmen der PISA-Stu-
die, die schulischen Leistungen 
von 15-Jährigen in aller Welt un-
tersucht, wurde klar: Je mehr ein 
Land in die Digitalisierung seiner 
Bildung investiert, desto schlech-
ter werden die Leistungen der 
Schüler.

Nach einem kurzen „Crash-
kurs“ über die Entwicklungspro-
zesse im Gehirn, das nur dann 
wächst, wenn es benutzt wird – 
dafür aber „nie voll“ ist und durch 
Milliarden von Synapsen, die sich 
täglich verändern, ins Unendliche 
wachsen kann, nahm er sich das 
Bildungssystem vor. Am meis-
ten lernen Kinder im Kindergar-
ten und in der Grundschule, da-
nach fällt die Kurve ab. „Eigent-
lich müsste die Politik dort das 
meiste Geld investieren. Doch 
warum wird das nicht gemacht? 
Weil diese Zielgruppe nicht wäh-
len kann“, so der Professor, der 
auch das geringere Gehalt von 
Erziehern und Grundschullehrern 
kritisierte. „Alles, was man bis 25 
Jahren nicht gelernt hat, hindert 
einem daran, weiterzulernen.“ 
Alle Studien zeigen den klaren Zu-
sammenhang zwischen der Nut-
zung digitaler Medien und der 

V. l.: Prof. Manfred Spitzer, Veronika Auer, Dr. Roland Ebner, Bezirks-
tagspräsident Dr. Olaf Heinrich. Bild: Sepp Eder

geistigen Leistung. „Alleine wenn 
das Handy auf dem Tisch liegt, 
senkt im Gegensatz zum Handy 
im Nebenraum den IQ um 7 Pro-
zent, das entspricht dem durch-
schnittlichen IQ-Unterschied zwi-
schen Gymnasiasten und Real-
schülern.“ Interessant dabei: Die 
Leistungen von schwächeren 
Schülern leiden am meisten un-
ter digitalen Medien.

Lernen  
als Demenzprophylaxe

Das Lernen sei nicht nur wich-
tig für die Berufswahl und den 
mittelfristigen Lebensweg junger 
Menschen, sondern auch lang-
fristig für ihr Alter. „Wenn eine 
Demenz mit 70 Jahren einsetzt 
und Sie bauen geistig ab, dann 
dauert es eben länger, wenn Sie 
mehr im Kopf haben“, so Spitzer 
anschaulich, der diesen Prozess 
wie den Abstieg von einem Berg 
betrachtet. „Je höher sie oben 
sind, desto länger dauert der 
Weg nach unten.“ Schule sei also 
Demenzprophylaxe.

Nach dem Vortrag berichteten 
in einer Gesprächsrunde Veroni-
ka Auer, Kinder- und Jugendpsy-
chotherapeutin an der psychiatri-
schen Institutsambulanz in Zwie-
sel, sowie Dr. Roland Ebner, Lei-
ter der Institutsambulanz und 
der Tagesklinik für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie Deggendorf, von 
ihren Erfahrungen aus der Praxis, 
die die Aussagen von Prof. Spitzer 
bestätigten.

„Wir wissen gar nicht,  
was da alles abgeht“

„Wir Erwachsenen wissen gar 
nicht, was da alles abgeht“, so 
Ebner, der von Fällen berichtete, 
in denen junge Mädchen Nackt-
fotos von sich posten oder von 
Suiziden oder Suizidversuchen, 
weil man dem Vergleich in sozi-
alen Medien nicht standhalten 
kann. „Ich habe den Eindruck, 
dass viele Eltern von den Proble-
men wissen, aber sich am Ende 
die Bequemlichkeit durchsetzt“, 
berichtete Auer von ihrem Alltag.

„Vor 100 Jahren haben die Leu-
te ihre Kinder mit Baumwolltü-
chern ruhiggestellt, die sie vor-
her mit Alkohol und Opium ge-
tränkt haben, weil sie es nicht 
besser wussten. Womöglich sa-
gen die Leute in 50 Jahren auch 
über uns, ob wir wahnsinnig wa-
ren, weil wir so leichtfertig unse-
re Kinder mit Smartphones ruhig-
gestellt haben“, kommentierte 
Spitzer. Das Argument, dass „al-
le anderen auch eins haben“, sei 
kein Grund. „Wir haben alle Ver-
antwortung für unsere Kinder – 
wenn es die Politik schon nicht 
vorgibt, dann müssen sich Lehrer 
und Eltern zusammenschließen 
und gemeinsam das Handy zu-
mindest aus der Schule verban-
nen. „Es macht süchtig und be-
einflusst die Gehirnentwicklung – 
im Grunde müsste man es wie Al-
kohol und Zigaretten bis 14 Jahre 
verbieten.“ Dafür und für seinen 
fesselnden Vortrag bekam Man-
fred Spitzer viel Applaus von den 
Gästen, die im Anschluss noch 
lange diskutierten und sich aus-
tauschten.Und womöglich erfüllt 
sich damit auch das Ziel der Ver-
anstaltung, dass „die ein oder an-
dere Weiche nun anders gestellt 
wird“, wie es Olaf Heinrich in sei-
nem Schlusswort formulierte. ml

Bei der Unterzeichnung v.l. Taufkirchens Bürgermeister Ullrich Sander, 
Wirtschaftsstaatssekretär Weigert, Ministerpräsident Dr. Markus Sö-
der, Wissenschaftsminister Markus Blume und Landrat Christoph Gö-
bel, Landkreis München. Bild: StMWK/Axel König

Größter Luft- und Raumfahrtcampus Europas in Taufkirchen/Ottobrunn: 

Freistaat und Kommunen unterzeichnen 
Erklärung zu Weiterentwicklung 

Standort bringt Wissenschaft, Start-ups und Industrie zusammen

Europas künftig größter Luft- und Raumfahrtcampus entsteht in 
Taufkirchen und Ottobrunn im Münchner Süden. Der Freistaat und 
die beteiligten Kommunen haben eine Gemeinsame Erklärung zur 
Entwicklung des neuen Campus unterzeichnet und setzen so den 
Grundstein für ein wissenschaftliches und wirtschaftliches Mega-
Projekt. Das Herzstück des Campus wird das Departement of 
Aerospace and Geodesy der Technischen Universität München 
(TUM) bilden. Bayerns Ministerpräsident Dr. Markus Söder erklärte 
bei der Unterzeichnung: „Das bayerische Space-Valley wächst! Mit 
der Unterzeichnung beschleunigt der Freistaat den Ausbau des Luft- 
und Raumfahrtcampus Taufkirchen/Ottobrunn der TU München ge-
meinsam mit Landkreis und Kommunen. Wir entwickeln in Bayern 
Europas größte Fakultät für Luftfahrt, Raumfahrt und Geodäsie mit 
rund 50 Professuren und über 4000 Studenten. Bereits heute freu-
en wir uns über das große Interesse! Bayern ist weltweit einer der 
modernsten Standorte im Bereich Zukunftstechnologien. Alleine in 
Luft- und Raumfahrt investiert der Freistaat rund 700 Mio. Euro. 

Weltraumforschung ist zent-
ral für die Menschheit: Der Blick 
ins All sucht nach Antworten auf 
die großen Fragen – und ermög-
licht konkrete Lösungen für aktu-
elle Herausforderungen hier auf 
der Erde, etwa bei der Klimafor-
schung. 

Wissenschaftsminister Markus 
Blume betonte vor Ort: „Boar-
ding completed: Mit dem Frei-
staat, den Gemeinden Taufkir-
chen und Ottobrunn, dem Land-
kreis München und der TUM ist 
eine starke Crew an Bord. Ge-
meinsam heben wir hier und 
heute die bayerische Tradition 
der Luft- und Raumfahrt auf ein 
neues Level – ein historischer 
Moment. Der Standort Taufkir-
chen und Ottobrunn ist durch 
sein unternehmerisches Um-
feld prädestiniert für den größ-
ten Luft- und Raumfahrtcampus 
Europas. Hier bringen wir Wis-
senschaft, Start-ups und Indust-
rie zusammen. Das bringt Wachs-
tum und steigert Wettbewerbs-
chancen für ganz Bayern. Vielen 
Dank allen Beteiligten, besonders 
den Gemeinden und dem Land-
kreis, die dem Campus ein Zuhau-
se geben.“

Mit der Standortentscheidung 
und der Gemeinsamen Erklä-
rung knüpfen der Freistaat und 
die beiden Gemeinden an eine 
Traditionslinie an: Die Region ist 
seit langem etablierter Stand-
ort für Luft- und Raumfahrt. Un-
ternehmen wie Airbus, die Ari-
ane-Group oder IABG sind hier 
ansässig. Sie ermöglichen Part-
nerschaften und bieten ein ein-
zigartiges Umfeld. In einem kon-
struktiven Dialog konnten die In-
teressen von Freistaat, TUM und 
Kommunen passend austariert 
werden. Aktuell werden geeig-
nete Flächen für die weitere Ent-
wicklung identifiziert. Alle Betei-
ligten streben die Verlängerung 
der U-Bahn-Linie U5 von Neuper-
lach Süd über Ottobrunn ins Ent-
wicklungsgebiet an.

Rasanter Ausbau dank  
Hightech Agenda Bayern 

Luft- und Raumfahrttechnik ist 
ein industrieller Schlüsselbereich 
für den Wirtschaftsstandort Bay-

ern. Sie ist Grundlagentechnolo-
gie für zahlreiche Branchen wie 
Luftfahrt, Automotive oder Me-
dizintechnik und leistet wichtige 
Beiträge zur nachhaltigen Lösung 
gesellschaftlicher Herausforde-
rungen wie Energiewende, Klima- 
und Umweltschutz, Mobilität und 
Sicherheit. Forschung und die 
Ausbildung neuer Fachkräfte sind 
dabei die entscheidende Basis. 
Der Ausbau der 2019 gegründe-
ten Fakultät für Luftfahrt, Raum-
fahrt und Geodäsie (seit 2021 De-
partment of Aerospace and Geo-
desy) der TUM schreitet rasant 
voran. Mit aktuell 27 Professuren 
und circa 1.500 Studierenden ge-
hört die Fakultät schon heute zum 
internationalen Spitzenfeld. Im 
Endausbau sollen rund 50 Profes-
sorinnen und Professoren, rund 
1.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter und bis zu 4.000 Studie-
rende die größte Luft- und Raum-
fahrtfakultät Europas bilden. 
Die Innovationsoffensive High-
tech Agenda Bayern beschleu-
nigt die Entwicklung: Insgesamt 
werden aus der Hightech Agen-
da Bayern über 43 Millionen Euro 
und 16 zusätzliche Professuren in 
den Aufbau investiert.

Weitere Stimmen  
zur gemeinsamen Erklärung:

Bauminister Christian Bernrei-
ter: „Die Gemeinsame Erklärung 
ist ein wichtiger Meilenstein für 
die Entwicklung des Universitäts-
campus. Dieser wird unter Nach-
haltigkeitsgesichtspunkten ent-
wickelt werden, wobei ein beson-
deres Augenmerk auf der Mini-
mierung der Flächenversiegelung 
liegt. Der Freistaat bekennt sich 
zur Verlängerung der U5. Der 
Landkreis München als Projekt-
träger macht hier einen wirklich 
guten Job.“

Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger: „Der TUM-Campus 
ist ein weiterer entscheidender 
Standortvorteil für Bayern im 
Wettbewerb mit anderen Luft- 
und Raumfahrtregionen in Eu-
ropa und weltweit. Der Campus 
verfügt über ein herausragendes 
Ökosystem, das wir in den kom-
menden Jahren weiter ausbauen 
wollen. Die TU München liefert 

Exzellenz in der Wissenschaft, 
mit dem TUM Venture Lab Aero-
space haben wir ein kreatives Mi-
lieu für erfolgreiche Start-ups, 
die ansässigen Hightech-Unter-
nehmen aus der Branche sind 
Technologietreiber. Und mit dem 
Munich Aerospace und dem Bau-
haus Luftfahrt, die beide vom Bay-
erischen Wirtschaftsministerium 
gefördert werden, gelingt der so 
wichtige Wissenstransfer von der 
Forschung in die Praxis. Wir set-
zen uns nachhaltig dafür ein, dass 
diese Unternehmen sowie Neu-
ansiedlungen beste Standortbe-
dingungen vorfinden.“

Landrat des Landkreises Mün-
chen Christoph Göbel: „Mit der 
Unterzeichnung der Gemeinsa-
men Erklärung haben wir heu-
te auch eine wichtige Weiche für 
die Zukunft des Landkreises Mün-
chen gestellt. Der Ausbau des 
Luft- und Raumfahrtcampus‘ zum 
größten seiner Art in ganz Euro-
pa unterstreicht nicht nur die Be-
deutung des Landkreises als Wis-
senschaftsstandort, er wird mit 
der Ansiedlung forschungsnaher 
Unternehmen auch einen star-
ken Beitrag zur wirtschaftlichen 
Prosperität des Landkreises leis-
ten. Mit dem Bekenntnis des 
Freistaats, den Campus langfris-
tig durch die Verlängerung der 
U-Bahn-Linie 5 verkehrlich zu er-
schließen, ist gleichzeitig ein be-
deutsames Infrastrukturvorha-
ben auf den Weg gebracht, von 
dem auch die Bevölkerung im ge-
samten Landkreissüden profitie-
ren wird.“

Taufkirchens Bürgermeister
Ullrich Sander: „‚Abheben/Lift off‘ 
heißt es zukünftig für Bayern. Mit 
der gemeinsamen Erklärung schaf-
fen wir das Fundament für die 
Standortentwicklung. Ich bin mir 
sicher, dass wir mit dem Campus 
einen Spitzenplatz in der techno-

Nach über 15 Jahre Pause trafen sich die Umweltbeauftragten des Landkreises München auf Initiative 
des Leiters des Umweltamtes Planegg Dr. Richard Richter (Mitte vor Methusalem Eiche) wieder zum Aus-
tausch. Insgesamt hatten sich über 40 Fachleute aus Umweltämtern, Bauämtern und der Kreisfachbera-
tung Grünordnung des Landratsamtes angemeldet. Bild: Gemeinde Planegg

logischen Innovation und für die 
Lebensqualität in unserer Region 
schaffen.“

Ottobrunns Bürgermeister Tho-
mas Loderer: „Ottobrunn steht 
ganz am Beginn der Geschichte 
der bayerischen Luft- und Raum-
fahrt. Jetzt richten wir den Blick 
hoffnungsvoll in die Zukunft und 
freuen uns, gemeinsam mit un-
serer Nachbargemeinde Taufkir-
chen an der Verwirklichung eines 
verkehrsmäßig optimal erschlos-
senen Luft- und Raumfahrtcam-
pus mitwirken zu dürfen.“

TUM-Präsident Prof. Dr. Tho-
mas Hofmann: „Mit der Grün-
dung des neuen Departments 
für Luftfahrt, Raumfahrt und 
Geodäsie hat sich die TUM vor 
vier Jahren auf dem Weg ge-
macht, sich zur stärksten eu-
ropäischen Referenz zu entwi-
ckeln. Dazu müssen wir den visi-
onären Ideen, Perspektiven und 
Innovationen unserer steigen-
den Anzahl an Studierenden, 
Mitarbeitenden und Professu-
ren die notwendigen Entwick-
lungsräume geben.“ �
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GZ ZU GAST BEI ...
Welche Kommune und wie 
viele Einwohner vertreten Sie?

Stadt Dinkelsbühl, 12.800 Ein-
wohner.
Wann haben Sie Ihr Amt ange-
treten und sind Sie hauptamt-
lich oder ehrenamtlich tätig?

06.11.2003, seitdem haupt-
amtlich als Oberbürgermeister 
tätig.
Welchem Beruf sind Sie vor 
Amtsantritt nachgegangen 
bzw. üben Sie diesen nach wie 
vor aus?

Ich war vorher Jurist in der 
Bayerischen Staatsverwaltung.
Was war Ihr persönlicher An-
reiz in die Kommunalpolitik zu 

wicklung und eine ausreichen-
de medizinische und soziale 
Versorgung sind momentan un-
sere Schwerpunkte.
Womit werden Sie sich noch 
auseinandersetzen müssen/
wollen? 

Ich glaube, dass uns die 
Energiewende auch auf länge-
re Sicht gesehen beschäftigen 
wird, gerade in einer Altstadt 
wie Dinkelsbühl, in der die Ener-
gieversorgung nicht einfach 
durch Photovoltaikanlagen auf 
den Dächern abzuhaken ist.
Haben Sie einen wichtigen 
Ratschlag für junge Kollegin-
nen und Kollegen?

Dr. Christoph Hammer
Oberbürgermeister der Stadt Dinkelsbühl

gehen?
Durch die Erfolge am Landratsamt bin ich „auf 

den Geschmack“ gekommen. Ich habe gemerkt, 

dass man in der Kommunalpolitik wirklich etwas 
bewegen kann und nicht nur ein kleines „Räd-
chen im System“ ist.
Wie haben Sie sich vorbereitet? 

Die Arbeit am Landratsamt war die beste Vor-
bereitung auf meinen jetzigen Job.
Wo lagen bei Ihrem Amtsantritt die Heraus-
forderungen? 

Ich hatte am Anfang ein mulmiges Gefühl, als 
„Neigschmeckter“ nach Franken zu kommen. Ei-
gentlich stamme ich nämlich aus der Oberpfalz 
und musste mich erst einmal an das fränkische 
Gemüt gewöhnen.
Welche Themen beschäftigen Sie momentan? 

Die Themen Energiewende, Wirtschaftsent-

Jeder Tag bietet eine neue Chance – habt Mut! 
Die wahre Entwicklung des Landes bzw. für eure 
Bürgerinnen und Bürger liegt in euren Händen.
Wie beziehen Sie Kolleginnen und Kollegen / 
Bürgerinnen und Bürger / Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in Ihre Arbeit und in Ihre Ent-
scheidungsfindung ein?

Durch unsere Bürgersprechstunde und den 
täglichen Austausch unter den Mitarbeitern im 
Rathaus, sowie in den Sozialen Medien, hole ich 
mir ein allgemeines Stimmungsbild ab und ent-
decke immer wieder spannende neue Ideen und 
Anregungen aus der Bürgerschaft. 
Wieviel Einfluss wird die Digitalisierung auf 
die künftige Kommunalpolitik haben?

Sicherlich beachtlich – allerdings sehe ich den 
Politiker und sein Handeln immer in der persönli-
chen Nähe am Bürger.
Gibt es ein Lebensmotto, das Sie begleitet?

Es geht immer weiter.
Wie wollen Sie in Erinnerung bleiben?

Durch meine Taten und all die Projekte, bei 
denen ich mitwirken konnte. Am wichtigsten ist 
mir allerdings, dass ich als Mensch in Erinnerung 
bleibe. �
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Oberpfalz und Mittelfranken:

Landrätetagungen 
der Bezirksverbände

Die Zahl der neu ankommenden Asylbewerber steigt weiter rapide
an. Problem: Für die zahlreichen Flüchtlinge fehlen Unterkünfte. 
Bei der Tagung der Oberpfälzer Landräte in Neumarkt schlugen 
die Landkreischefs deshalb erneut Alarm: Sie gelangen nun end-
gültig an ihre Kapazitätsgrenze. 

800 Flüchtlinge in die Ober-
pfalz waren es im Mai dieses Jah-
res. Die Zahl der Flüchtlinge aus 
der Ukraine ist zurückgegangen, 
überwiegend sind es Menschen 
aus Drittstaaten wie beispiels-
weise Syrien, dem Irak oder Af-
ghanistan, die Schutz suchen. 
Für diese Flüchtlinge wird Wohn-
raum benötigt. Die Kapazitäts-
planung der Regierung der Ober-
pfalz sieht vor, in jedem der sie-
ben Landkreise hundert neue 
Unterbringungsmöglichkeiten zu 
schaffen. Bei der Akquise neuer 
Unterkünfte tun sich die Landrä-
te jedoch schwer.

„Es brennt, wir finden nichts 
mehr, wir haben keine frei-
en Industriehallen oder Flä-
chen mehr“, brachte es der Am-
berg-Sulzbacher Landrat Richard 
Reisinger, zugleich Sprecher der 
Oberpfälzer Landräte, auf den 
Punkt. „Und die Belegung von 
Turnhallen wollen wir unbedingt 
vermeiden, um den Schulsport 
nicht zu beeinträchtigen.“ 

Fehlbeleger  
finden keine Wohnung

Zur Sprache kam auch das The-
ma Fehlbeleger: Ende Mai wa-
ren 3.345 Menschen in Flücht-
lingsunterkünften untergebracht, 
obwohl sie als Flüchtlinge aner-
kannt sind, einen Aufenthalts-
titel in Deutschland haben und ih-
re Flüchtlingsunterkunft somit ei-
gentlich verlassen müssten. Pro-
blem: Sie finden keine Wohnung.

Die Situation ist angespannt, 
die Landkreise immer mehr am 
Limit. Und die Oberpfälzer Land-
räte fühlen sich zum Teil auch al-
lein gelassen. Wie der Bezirks-
tagspräsident und Chamer Land-
rat Franz Löffler ausführte, „sind 
die Aufnahme- und Integrations-
kapazitäten in den Landkreisen 
weitgehend erschöpft. Die pro-
gnostizierten Zahlen des Bundes 
gehen auch nicht von einer Ent-
spannung der Unterbringungssi-
tuation aus. Die kommunale Ebe-
ne trägt vor Ort die Hauptverant-
wortung für die Umsetzung der 
Asylpolitik des Bundes.“

Flüchtlingsschiff MS Rossini

In diesem Zusammenhang 
wies Regensburgs Landrätin Tan-
ja Schweiger darauf hin, aufgrund 
der weiterhin sehr angespann-
ten Situation, das Flüchtlingsschiff 
MS Rossini weiter zu nutzen. Da-
zu soll das Hotelschiff Anfang 
August von Bach nach Donau-
stauf verlegt werden. Der bisheri-
ge Mietvertrag läuft Ende Juli aus. 
Den Bürgerinnen und Bürgern von 
Bach a. d. Donau, wo das Schiff 
seit Anfang Februar anliegt, hat-
te die Landkreischefin die Zusage 
gegeben, dass dieses nach sechs 
Monaten wieder ablegen wird. 

„Die Weiternutzung des Schif-
fes“, so Schweiger, „stellt sicher, 
dass wir wie bisher keine Turn-
hallen belegen müssen“. Denn 
der Unterbringungsdruck für 
die Kommunen sei unverändert 
hoch. Dem Landkreis würden 
monatlich im Schnitt 30 Perso-
nen zugewiesen. Dies bedeute, 
dass pro Monat etwa zwei Ein- 
oder Mehrfamilienhäuser ange-
mietet werden müssten, um kei-
ne zusätzlichen Notunterkünf-
te in Betrieb nehmen zu müssen. 
Seit 1.3.2023 konnten so zahlrei-
che Unterkünfte mit insgesamt 
345 Plätzen in verschiedenen Ge-
meinden angemietet werden, je-
doch seien auch diese schon wie-
der verplant.

Die bisherigen Erfahrungswer-
te mit der Nutzung des Schif-
fes als Notunterkunft haben sich 
Schweiger zufolge als gut erwie-
sen. Bisher habe es dort keine 
nennenswerten Probleme gege-
ben. Die Belegung des Schiffes in 
Bach wuchs sukzessive an, der-
zeit sind etwa 140 Asylsuchende 
untergebracht. Vereinbart war, 
generell nicht mehr als 150 Per-
sonen unterzubringen, die Maxi-
malkapazität von 200 also nicht 
auszuschöpfen. Diese Regelung 
gilt jetzt auch für Donaustauf. 

Insgesamt machten die Ober-
pfälzer Landräte deutlich, dass 
sie das Asylrecht nicht in Frage 
stellten und ihren Aufgaben bei 
der Unterbringung von Flücht-
lingen und Asylbewerbern best-
möglich nachkämen. Allerdings 
wünschen sie sich zugleich mehr 
Unterstützung vom Bund, zum 
Beispiel mehr Tempo bei der 
Rückführung von abgelehnten 
Asylbewerbern. Menschen, de-
ren Asylantrag bereits abgelehnt 
wurde, sollten das Land schnel-
ler verlassen, da ansonsten kein 
Platz mehr für andere Flüchtlinge 
vorhanden sei. 

Einer qualifizierten und geord-
neten Zuwanderung stehen die 
Landkreischefs positiv gegen-
über. Denn auch in der Oberpfalz 
fehlen gut ausgebildete Fach-
kräfte. Hier wäre es hilfreich, bü-
rokratische Hürden, zum Bei-
spiel bei der Anerkennung von 
Berufsabschlüssen, abzubauen, 
hieß es. 

Mittelfranken

Die Landrätinnen und Landräte 
im Bezirksverband Mittelfranken 
tauschten sich bei ihrer jüngsten 
Sitzung in Cadolzburg unter an-
derem mit dem Beauftragten der 
Bayerischen Staatsregierung für 
jüdisches Leben und gegen An-
tisemitismus, für Erinnerungsar-
beit und geschichtliches Erbe, Dr. 
Ludwig Spaenle, aus. Im Zentrum 
standen dabei Wege und Möglich-
keiten, sich gemeinsam gegen An-
tisemitismus zur Wehr zu setzen.

Instrumente  
und Handlungskonzepte

Dazu wurden im Freistaat nach 
Spaenles Angaben in den vergan-
genen fünf Jahren mehrere In-
strumente und Handlungskon-
zepte entwickelt und erprobt:

1. Die Funktion als Ombuds-
mann für die jüdische Commu-
nity und als deren politischer An-
walt gegen Politik und Gesell-
schaft ist notwendig.

2. Auf der Grundlage der An-
tisemitismusdefinition der IHRA 
muss die gesellschaftliche und 
politische Widerstandskraft ge-
gen Judenhass ausgebaut wer-
den.

3. Das Gesamtkonzept des Frei-
staats Bayern, der als erstes Bun-

desland ein koordiniertes Vorge-
hen von Politik und Verwaltung 
initiiert hat, wird weiter umge-
setzt.

4. Ein umfassendes Wissen ge-
gen Judenhass ist die Basis für ei-
ne erfolgreiche Präventionsar-
beit und zur Förderung jüdischen 
Lebens.

5. Die strategische Vernetzung 
aller Einrichtungen und Organisa-
tionen, die mit jüdischem Leben, 
Geschichte und Kultur zu tun ha-
ben, wird auf Dauer die Resilienz 
fördern, Kompetenzen bündeln 
und die Kräfte der Gesellschaft 
mit der jüdischen Community 
verbinden.

6. Antisemitismus erfordert ei-
ne grenzübergreifende enge Zu-
sammenarbeit auf nationaler 
und internationaler Ebene.

7. Die Aufnahme der Unter-
stützung jüdischen Lebens und 
des Kampfes gegen Antisemitis-
mus als Staatsziele in die Bayeri-
sche Verfassung bleibt ein wich-
tiges Ziel.

Knapp 20.000 Jüdinnen und 
Juden leben heute in Bayern. „Ei-
ne Bedrohung jüdischen Lebens 
ist unerträglich, nicht hinnehm-
bar und gegen das gesamte Ge-
meinwesen gerichtet. Wir müs-
sen uns immer und überall ver-
eint gegen Antisemitismus stel-
len“, betonte Spaenle, der damit 
allen Anwesenden aus dem Her-
zen sprach. DK

Die Oberpfälzer Landräte um ihren Sprecher Landrat Richard Reisinger trafen sich zum Austausch mit 
Andrea Degl, geschäftsführendes Präsidialmitglied des Bayerischen Landkreistags, und Regierungsprä-
sident Walter Jonas im Landratsamt Neumarkt. V.li.: Roland Grillmeier (Landrat Tirschenreuth), Tanja 
Schweiger (Landrätin Regensburg), Richard Reisinger (Landrat Amberg-Sulzbach), Andrea Degl (Bayeri-
scher Landkreistag), Willibald Gailler (Landrat Neumarkt), Walter Jonas (Regierungspräsident Oberpfalz), 
Franz Löffler (Landrat Cham). Bild: Christine Hollederer

Die Mitarbeiter der von Bernd Geisler (im Vordergrund) ausgezeichneten Verwaltungen. Bild: realrgb

Landkreis Regensburg:

LSI vergibt Siegel 
„Kommunale IT-Sicherheit“

Im Juni wurde bei einem gemeinsamen Termin im Sitzungssaal des 
Marktes Nittendorf 15 Mitgliedsverwaltungen des Zweckverbands 
Realsteuerstelle Regensburg das Siegel „Kommunale IT-Sicherheit“ 
des Landesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (LSI) durch 
Bernd Geisler, den Präsidenten des LSI, übergeben.

In einem von der Realsteuer-
stelle initiierten Projekt wurde 
seit 2022 an der Umsetzung und 
Dokumentation der vom LSI ge-
forderten technischen und orga-
nisatorischen Maßnahmen ge-
arbeitet. Unterstützung erhiel-
ten die Gemeinden dabei von 
Ralf Turban und Adrian Karmann 
von Mein-Datenschutzberater. 
„Überaus hilfreich und zeitspa-
rend war dabei auch das Soft-
ware-Tool M24S der Saarbrücke-
ner Firma M24S GmbH,“ sagte 
Robert Hirschberger von der Re-
alsteuerstelle, der das Verfahren 
angestoßen hat und jetzt als In-
formationssicherheitsbeauftrag-
ter (ISB) für alle beteiligten Kom-
munen fungiert. Aufgrund der 
einheitlichen Betreuung der IT 
der Verwaltungen durch die Re-
alsteuerstelle Regensburg konn-
ten viele Maßnahmen zentral 
umgesetzt werden und mussten 
nicht von jeder Verwaltung ein-
zeln betrachtet werden. 

Folgenden Verwaltungen wur-
de das LSI-Siegel übergeben: Ver-
waltungsgemeinschaft Alteglofs-
heim, Gemeinde Bernhardswald, 

Verwaltungsgemeinschaft Donau-
stauf, Verwaltungsgemeinschaft 
Kallmünz, Gemeinde Köfering, Ge-
meinde Mintraching, Markt Nit-
tendorf, Gemeinde Pfatter, Ver-
waltungsgemeinschaft Sünching, 
Gemeinde Tegernheim, Gemeinde 
Thalmassing, Gemeinde Wenzen-
bach, Gemeinde Wiesent, Verwal-

tungsgemeinschaft Wörth a.d. Do-
nau, Gemeinde Zeitlarn.

Der Zweckverband zur Was-
serversorgung Wenzenbacher 
Gruppe, dessen IT von der Real-
steuerstelle betreut wird, wur-
de von Geisler lobend erwähnt. 
Auch hier wurden die geforder-
ten Maßnahmen umgesetzt – als 
einem von wenigen Wasserver-
sorgern in Bayern. Nachdem das 
LSI-Siegel nur an Kommunen ver-
geben wird, erfolgte jedoch kei-
ne offizielle Übergabe eines Sie-
gels den Zweckverband. �
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Bayern ist bekanntlich in 
sehr vielen Bereichen abso-
luter Spitzenreiter unter den 
deutschen Ländern und oft 
auch im gesamteuropäischen 
Vergleich. Erst kürzlich wurde 
wieder festgestellt, dass Bay-
ern auch deutscher Champi-
on in direkter Demokratie ist: 
40 Prozent aller Bürgerbegeh-
ren in Deutschland finden in 
unserem Freistaat statt. Stol-
ze 3.500 seit 1956. Im Durchschnitt der letz-
ten Jahre wurden rund 125 Bürgerbegehren pro 
Jahr angestoßen. Dazu kommen natürlich noch 
die Volksbegehren auf Landesebene, die bei uns 
Verfassungsrang haben.

Ein einsamer deutscher Rekord, denn das für 
seine demokratiebewussten Bürgerinnen und 
Bürger bekannte Baden-Württemberg steht nur 
für 12 Prozent aller Bürgerbegehren. Zusam-
men aber entfallen auf die beiden Südländer 
über die Hälfte der Akte der direkten Bürger-

beteiligung in kommunalen Angelegenheiten 
in ganz Deutschland. Das sollten sich diejenigen 
mal vor Augen führen, die bei uns die Demokra-
tie koppheister gehen sehen, bloß weil nicht je-
der Politiker das große Wörterbuch der achtsa-
men Sprache unterm Arm mit sich trägt.

Ein Schielen nach Bayern dürfte auch vor dem 
Hintergrund einer kürzlich veröffentlichten Un-
tersuchung des Meinungsforschungsinstituts 
Allensbach sinnvoll sein, nach der 52 Prozent 
der Deutschen die Ansicht vertreten, sie hät-
ten keinen Einfluss darauf, was an ihrem Wohn-
ort geschieht. Nur 29 Prozent sind der Überzeu-
gung, sie hätten Einfluss. Das sind die schlech-
testen Werte seit Anfang der 90er Jahre.

Man fragt sich natürlich, warum das so ist 
und vor allem, warum sich das Meinungsbild so 
schnell so heftig gedreht hat. 2021 waren näm-
lich noch 47 Prozent der Befragten der Mei-
nung, der Bürger habe Einfluss und nur 30 Pro-
zent gingen von ihrer Machtlosigkeit aus.

In der Analyse des sozialwissenschaftlichen 
Instituts finden sich dazu bemerkenswerte Sät-
ze. Etwa, dass über die Medien Diskussionen ge-
führt würden, die an der Mehrheit der Bevölke-

rung vorbeiliefen. Oder Partei-
en Ziele verfolgten oder Ent-
scheidungen mittrügen, die 
zwar Intellektuellen oder Jour-
nalisten gefielen, die die Mehr-
heit der Menschen aber be-
fremdeten oder dieser sogar 
existentielle Sorgen bereite-
ten. Kurz: Im Elfenbeinturm 
Berlin-Mitte werden Konzep-
te erarbeitet, von denen die im 
Bund Regierenden annehmen, 

sie würden auf Zustimmung stoßen, die aber in 
Wahrheit nicht verstanden werden oder, wenn 
verständlich gemacht, auf massive Ablehnung 
stoßen.

Dann kommen noch die Verstärker in den 
Medien, die das Ganze als Heilbringung und 
Weltenrettung feiern und alles niedermachen, 
was die Weisheit der Regierung in Zweifel zu 
ziehen versucht. So wie eine öffentlich-recht-
liche Jugendsendung, die für einen Beitrag ge-
gen „rechts“ die Namen Höcke, Weidel, Merz 
und Söder in einem Atemzug nannte und in der 
Hintergrundcollage CSU und CDU bunt mit AfD, 
NPD und der kaiserlichen Fahne von vor 1918 
in einen Topf warf. Oder eine Kabarettistin, die 
nicht mehr in der „heute-show“ auftreten will, 
weil ihr diese frühere Satiresendung zu viel Mei-
nungsmache für eine Seite und zu viel Verach-
tung für politische Wettbewerber enthält. Wer 
„extra3“ oder „Bosetti will reden“ konsumiert, 
wird auch in diesen öffentlich-rechtlichen For-
maten ähnliches finden.

Wir haben derzeit die Tendenz des unbeding-
ten Schwarz-Weiß-Diskurses. Das betrifft die 
Querdenker mit den Verschwörungstheorien, 
das betrifft die Klimaaktivisten, die sich vor lau-
ter hysterischer Weltendestimmung gar nicht 
mehr einkriegen, aber ebenso einen gehörigen-
Teil der medialen Begleitung politischer Prozes-
se, die oft nur noch (regierungsamtliche) Wahr-
heiten verbreiten will und keine fairen Kontro-
versen mehr kennt. Wenn aber dem Bürger vor-
geschrieben wird, was er zu denken hat, dann 
wird ein vielleicht latent vorhandenes Gefühl 
der Machtlosigkeit nur befeuert.

Dass sich Demokratie und absolute Wahrheit 
nicht vertragen, wusste schon der Staatsmann 
und Historiker Winston Churchill: „In der Demo-
kratie ist es notwendig, sich gelegentlich den 
Ansichten anderer Menschen zu beugen.“

Ihr Pino

GZ PINOS WELT

Der unbedingte 
Schwarz-Weiß-Diskurs

Regensburg/Altötting:

Leseförderung 
als Herzensangelegenheit

Bayernwerk verleiht Kinderbibliothekspreis und Lesezeichen

Zum 17. Mal hat die Bayernwerk Netz GmbH (Bayernwerk) im Juni 
bayerische Büchereien mit dem Kinderbibliothekspreis ausgezeich-
net. Die Preisverleihung fand im Rahmen einer feierlichen Veranstal-
tung im Kultur+Kongress Forum in Altötting statt. Unter dem Motto 
„Spielraum für Fantasie und Inspiration“ führte Moderator Thomas 
Ohrner durch den Abend mit hochkarätigen Gästen aus Kultur und 
Politik. Der in der Buchbranche geschätzte Speaker Rob Brujinzeels 
ging in seinem Vortrag auf die sich zunehmend wandelnde Rolle von 
Bibliotheken ein. Der Kinderbibliothekspreis ist mit jeweils 5.000 Eu-
ro dotiert und zeichnet das Engagement der Einrichtungen für die 
Leseförderung im Kinder- und Jugendbereich aus.

2023 geht der Kinderbib-
liothekspreis an: die Büche-
rei Bernbeuren (Landkreis Weil-
heim-Schongau), die Gemeinde-
bücherei Dörfles-Esbach (Land-
kreis Coburg), die Gemeindebib-
liothek Krailling (Landkreis Starn-
berg) und die Gemeindebüche-
rei Lalling (Landkreis Deggen-
dorf). Über den Sonderpreis darf 
sich die Stadtbibliothek Alzenau 
(Landkreis Aschaffenburg) freu-
en. Darüber hinaus erhalten 50 
Kommunen im Freistaat eines der 
begehrten Lesezeichen, die mit 
jeweils 1.000 Euro dotiert sind. 
Das Bayernwerk engagiert sich 
jährlich mit insgesamt 75.000 Eu-
ro für die Förderung von Büche-
reien und Bibliotheken.

Feierliche Preisverleihung

Zum ersten Mal seit 2019 fand 
die Verleihung aller Preise wieder 
im Rahmen einer Vor-Ort-Veran-
staltung statt. „Büchereien eröff-
nen neue Welten, bilden, näh-
ren Fantasie, schaffen Raum für 
Inspiration und Austausch – und 
das generationenübergreifend“, 
unterstrich Dr. Egon Leo West-
phal, Vorstandsvorsitzender des 
Bayernwerks, und ergänzte: „Die 
wertvolle Arbeit der haupt- und 
ehrenamtlichen Bücherei-Teams 
zu unterstützen, ist und war für 
uns beim Bayernwerk immer eine 
Herzensangelegenheit, die uns 
gerade jetzt, nach der Pandemie, 
umso wichtiger erscheint.“ Als öf-
fentliche Treffpunkte leisten Bib-
liotheken einen entscheidenden 
Beitrag für das gesellschaftliche 
Miteinander und die Förderung 
junger Menschen. Auch Staats-
minister Markus Blume sprach in 
seiner Videobotschaft anlässlich 
der Verleihung über den gesell-
schaftlichen Stellenwert von Bü-
chereien: „Bibliotheken sind Le-
se- und Lebeorte: Es sind Orte, 
die man gerne besucht, wo man 
eintaucht in die Welt des Buches 
und sich inspirieren lässt. Das 
trifft in ganz besonderer Weise 
auf die ausgezeichneten Büche-
reien zu: Man spürt sofort, für sie 
ist Leseförderung Herzensangele-
genheit! Unsere Preisträger sind 
absolut auf der Höhe der Zeit. Sie 
wissen, unsere kleinen Leser für 
das Buch zu begeistern und ma-
chen vor, wie moderne Biblio-
theken aussehen. Allen Engagier-
ten – ob vor Ort in den Bücherei-
en, bei den Verbänden oder dem 
Bayernwerk – gilt mein herzli-
cher Dank!“. Wie wichtig dieses 
Engagement der Preisträger ge-
rade jetzt sei, betonte Ministeri-

alrätin Dr. Elisabeth Donoughue, 
Referentin für Literaturförderung 
und Kulturelle Bildung des Bay-
erischen Staatsministeriums für 
Wissenschaft und Kunst, die die 
Preise zusammen mit Dr. Egon 
Leo Westphal an die Preisträger 
übergab. Speaker Rob Bruijnzeels 
gab in seinem Vortrag Denkan-
stöße für die Büchereikultur von 
morgen. In Form von eigens für 
den Anlass produzierten Kurz-
filmen wurden die geehrten Bü-
chereien im Anschluss dem Pub-
likum vorgestellt.

Den Kinderbibliothekspreis ver-
leiht das Bayernwerk seit 2007 
in Zusammenarbeit mit der Bay-
erischen Staatsbibliothek / Lan-
desfachstelle für das öffentliche 
Bibliothekswesen und dem Sankt 
Michaelsbund. Eine Fachjury 
wählt die Preisträger aus.

Korbinian – Paul Maar-Preis

Um jungen Schriftstellerin-
nen und Schriftstellern den Weg 
in die Literaturszene zu erleich-
tern, unterstützt das Bayernwerk 
den Nachwuchspreis der Deut-
schen Akademie für Kinder- und 
Jugendliteratur. Gemeinsam mit 
Sams-Erfinder Paul Maar stiftet 
das Bayernwerk den mit 2.500 
Euro dotierten Preis. Den Paul-
Maar-Preis „Korbinian“ für neue 

Talente erhielt in diesem Jahr Ju-
lia Willmann für das Werk „Ganz 
oben fliegt Lili“ (Peter Ham-
mer). Nominiert waren außer-
dem David Blum mit „Kollektor-
gang“ (Beltz & Gelberg), Hen-
rik Hitzbleck und Kerstin Wacker 
mit „Das Mädchen in unserem 
Badezimmer“ (Wacker & Freun-
de), Marie Hüttner mit „Ist Oma 
noch zu retten?“ (Thienemann), 
Sarah Knausenberger mit „Die 
Wildmohnfrau“ (kunstanstifter) 
und Josephine Mark mit „Trip mit 
Tropf“ (Kibitz).

Leseförderung  
in ganz Bayern

Seit vielen Jahren setzt sich 
das Bayernwerk mit zahlreichen 
Aktionen für die Leseförderung 
bei Kindern und Jugendlichen im 
Freistaat ein: Neben dem Kinder-
bibliothekspreis unterstützt das 
Energieunternehmen jährlich 50 
Büchereien und Bibliotheken mit 
dem sogenannten Lesezeichen. 
Dieses ist mit jeweils 1.000 Eu-
ro dotiert. Seitdem die Auszeich-
nung im Jahr 2007 erstmals ver-
liehen wurde, konnten bis heute 
über 800 Lesezeichen an Büche-
reien und Bibliotheken vergeben 
werden. Junge Schriftsteller und 
Schriftstellerinnen unterstützt 
das Energieunternehmen ge-
meinsam mit der Deutschen Aka-
demie für Kinder- und Jugendlite-
ratur über den Paul-Maar-Preis 
„Korbinian“. Jährlich zeichnet 
der Preis, der nach einer eigens 
für diesen entworfenen Bären-
figur „Korbinian“ benannt ist, ei-
nen Nachwuchsautor oder eine 
Nachwuchsautorin aus. Mehr In-
formationen finden Interessierte 
unter www.bayernwerk.de/lese-
förderung. �

Alle Preisträger des Kinderbibliothekspreises 2023. Bild: altrofoto/ Bayernwerk AG

CSU-Mittelfranken:

„Lust auf Zukunft“
Joachim Herrmann erneut Bezirksvorsitzender CSU-Mittelfranken

Ansbach. Als „schlechteste Regierung, die Deutschland je hatte“, be-
urteilte CSU-Vorsitzender Dr. Markus Söder die ‚Ampel‘ in Berlin. 
Beim Bezirksparteitag der CSU-Mittelfranken zeigte der Bayerische 
Ministerpräsident an zahlreichen Beispielen auf, dass „es sich in Bay-
ern besser lebt als anderswo“ und dass „die CSU und nur die CSU die 
Stimme Bayerns in Deutschland und Europa“ sei.

Zum traditionell mitgliederof-
fenen Bezirksparteitag der „ein-
zig echten Volkspartei“ CSU hat-
te Bezirksvorsitzender Joachim 
Herrmann, „der mit Abstand bes-
te Innenminister Deutschlands“ – 
so Dr. Markus Söder – nach Ans-
bach eingeladen. Dabei wurde er 
mit 100 Prozent der Stimmen für 
weitere zwei Jahre als Bezirksvor-
sitzender gewählt.

Gezielte Förderung  
des ländlichen Raumes

Für Söder gehöre das Agie-
ren der derzeitigen Bundesregie-
rung mit „ideologischem Verbie-
ten und Zwangsernährungsphi-
losophie“ nicht zum Lebensstil 
der CSU, auch nicht die ständigen 

Eingriffe in das Privatleben und 
Eigentum. Demgegenüber inves-
tiere der Freistaat Bayern in die 
Zukunft junger Menschen, mit 
kostenloser Meisterausbildung 
als erstem und einzigem Bun-
desland, mit Investitionen in For-
schung, Hochschulen und Tech-
nologie.

Dabei flössen die finanziel-
len Mittel nicht nur in die Bal-
lungsräume, auch nicht innerhalb 
Frankens, sondern gezielt zum 
Beispiel nach West-Mittelfran-
ken. Söder versprach zudem, die 
Förderung für kommunale Kran-
kenhäuser ausweiten zu wollen. 
„Spitzenmedizin für alle“, so sein 
Motto. 

„Wir sind zwar nicht unfehl-
bar, aber wir sind besser für Bay-

ern“, meinte Joachim Herrmann 
bei seinem Rechenschaftsbe-
richt. „Wir wollen Bayern weiter 
voranbringen, unsere Heimat be-
wahren, die Umwelt schützen, 
neue Chancen schaffen und die 
Zukunft gewinnen“. Dazu gehö-
re, mit entsprechenden Rahmen-
bedingungen dafür zu sorgen, 
dass es „Arbeit für möglichst vie-
le und Armut für möglichst weni-
ge gibt“.

Gut angelegt seien deshalb 
auch die Investitionen in mittel-
fränkische staatliche Hochschu-
len, „am Ende dieses Jahrzehnts 
werden es sensationelle vier Mil-
liarden sein“, so Herrmann. Zur 
Zukunft gehöre aber auch eine 
starke Landwirtschaft und es sei 
ökonomisch und ökologisch wich-
tig, von Lebensmitteln aus der ei-
genen Region leben zu können, 
und das ginge nur mit einer leis-
tungsfähigen, bodengebundenen 
bäuerlichen Landwirtschaft.

Der Bayerische Staatsminister 
des Innern, für Sport und Integra-
tion meinte, CSU und Bayerische 
Staatregierung könnten stolz da-
rauf sein, dass Bayern nicht nur 
das Bundesland mit dem ge-
ringsten Armutsrisiko sei, son-
dern auch mit gelingender Inte-
gration, was im Ländervergleich 
die deutlich niedrigsten Arbeits-
losenquoten von Ausländern und 
auch ausländischer Frauen bele-
gen würden. Aber: „Wir wollen 
keine Zuwanderungen in die So-
zialsysteme sondern in den Ar-
beitsmarkt“.

Bayern in Sachen Sicherheit 
Nr. 1 in Deutschland

Für Joachim Herrmann ist es 
vor allem der professionellen Ar-
beit motivierter Polizeibeamtin-
nen und Polizeibeamten zu ver-
danken, dass man in Bayern si-

cherer als anderswo leben kön-
ne. Das politische Konzept, wofür 
er als Innenminister gemein-
sam mit Markus Söder Verant-
wortung trage, stünde unter der 
Überschrift „Sicherheit durch 
Stärke“, was er mit 8.000 zusätz-
lichen Stellen in den letzten 15 
Jahren belegte. Und: „Auch Mit-
telfranken hat mit 723 zusätzli-
chen Stellen davon profitiert“.

„Partei der Freiheit“

Herrmann erinnerte auch an 
den 17. Juni 1953, wo in der da-
maligen DDR tausende Men-
schen auf die Straßen gingen, 
mehr Freiheit wollten, gegen 
Misswirtschaft und SED-Diktatur 
demonstrierten, und diese Mas-
senkundgebungen dann mit mas-
sivem Einsatz von Militär, Volks-
polizei, Staatssicherheit und auch 
von sowjetischen Panzern brutal 

niedergeschlagen wurden.
„Die CSU ist nicht die Partei der 

Angstmacher und Vorschriften, 
wir sind die Partei der Freiheit 
mit Mut zur Zukunft und mit Lust 
zur Zukunft“. Mit Kompetenz und 
Leidenschaft wolle man gemein-
sam für ein starkes Ergebnis bei 
der Landtags- und Bezirkstags-
wahl am 8. Oktober kämpfen.

Von den fast 9.000 CSU-Mit-
gliedern im Bezirksverband Mit-
telfranken haben lt. Rechen-
schaftsbericht 834 ein öffent-
liches Mandat inne. Die Dele-
gierten der acht Kreisverbände 
wählten am 17. Juni 2023 ihre 
Vorstandschaft neu:

Bezirksvorsitzender ist wie-
der Joachim Herrmann. Ihm ste-
hen Cornelia Griesbeck, Her-
bert Lindörfer, Thomas Ritter 
(neu), Andreas Schalk und Sophia
Schenkel als Stellvertreter zur 
Seite. pwm

Das Landratsamt Donau-Ries wurde im Juni in Berlin im Rahmen der 
25. Zertifikatsverleihung der berufundfamilie für seine familien- und 
lebensphasenbewusste Personalpolitik geehrt. Das Zertifikat zum au-
dit berufundfamilie nahm Ursula Leinfelder (4.v.l.), Familienbeauftrag-
te des Landkreis Donau-Ries und Koordinatorin des audit berufund-
familie von Bundesfamilienministerin Lisa Paus, MdB (r.) und Oliver 
Schmitz, Geschäftsführer der berufundfamilie Service GmbH (l.), ent-
gegen. Die Kreisbehörde zählt zu insgesamt 323 Organisationen – 140 
Unternehmen, 148 Institutionen und 35 Hochschulen –, die in diesem 
Jahr ausgezeichnet wurden.   Bild: berufundfamilie Service GmbH

http://www.bayernwerk.de/leseförderung
http://www.bayernwerk.de/leseförderung
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Vorschau auf GZ 14/2023
In unserer Ausgabe Nr. 14, die am 20. Juli 2023 erscheint, 
behandeln wir folgende Fachthemen:
• Energie: Erzeugung, Beschaffung, Speicherung
• Öffentliche Beleuchtung z Straßenbeleuchtung
• Kommunales Verkehrswesen z ÖPNV 
• Kommunalfahrzeuge z Fuhrpark
• Fachliteratur für Kommunalverwaltungen

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt der Kalender der LGA Landesgewerbe-
anstalt Bayern bei. Wir bitten um freundliche Beachtung. �

 Energiedienstleistung

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    
Kommunale IT

www. .de

Etschel Brunnenservice GmbH  - Rudolfstr. 112  -  82152 Planegg
Tel.: +49 (0) 89 420 496-51  -  Fax: +49 (0) 89 420 496-55  -  info@etbs.de

Brunnensanierung /
Brunnenregenerierung 

Kommunale 
Immobilienentwicklung

L I E F E R A N T E N N A C H W E I S GZGZ

 Kommunalfi nanzierung

Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

 Ihre Ansprechpartnerin für Anzeigen: 

MONIKA STEER
Telefon 08171.9307-12

steer.monika@gemeindezeitung.de

Ihre Ansprechpartnerin für Veranstaltungen:

THERESA VON HASSEL
Telefon 08171.9307-10

hassel.theresa@gemeindezeitung.de

Fahnenmasten / Fahnen

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

KFB Leasfinanz GmbH

Kommunaler    Mietkauf 
Kommunales    Leasing 

für Mobilien und Immobilien 

    www.kfb-reuth.de 

Informati onssicherheit und 
Datenschutz

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

NN_Lieferantennachweis_67x80.indd   1 27.04.16   13:18

Kommunalfahrzeuge

Altersversorgung

www.pluspunktrente.dewww.pluspunktrente.de
www.pluspunktrente.de

Eine komplette  
Produktpalette für  
effektive Räumarbeiten

Tel. +49 (0) 8732 - 92 15 0
www.unterholzner-photovoltaik.de

• Photovoltaik
• Batteriespeicher
• Ladeinfrastruktur
• Lastmanagement
• und mehr

Photovoltaik

Glasfaser / Glasfaserausbau

www.telekom.de/glasfaser

Kommunale Fachmedien

Aber wir bieten komplette Lösungen 
für öffentliche Verwaltungen:

Zum Beschaffen, Verwalten und Nutzen von 
digitalen und gedruckten Medien.

Flamingos haben wir nicht!

www.schweitzer-online.de

Wir vereinfachen deinen Alltag mit der passenden So
ware.
m71-service.de

Soft warelösungen

Jetzt UGG-Glasfaser-Ausbaukapazitäten 
sichern unter: 0800 410 1 410 111

Unsere Grüne Glasfaser 
Adalperostraße 82-86 
85737 Ismaning

VERNETZEN SIE
IHRE GEMEINDE MIT 
DER ZUKUNFT.

Glasfaser / Glasfaserausbau

L E O N E T. D E

GLASFASER-INTERNET
AUS BAYERN.

Aus der Region. Für die Region.

Firmensitz Schwerin
0385/30 31-251
info@kubus-mv.de

Standort München
089/44 235 40-00 
bayern@kubus-mv.de www.kubus-mv.de

Kommunalberatung

Der leichte Weg hin  
zu mehr Digitalisierung. kommune-aktiv.de

Weihnachtsbeleuchtung

bahnhofstraße 8
91233 neunkirchen a. sand
telefon: 09123/99 812 99
telefax: 09123/99 812 98
deko-jochum@t-online.de

www.deko-jochum.de

Franz Sedlmeier GmbH 
Wolfratshauser Straße 9a 
82049 Pullach im Isartal
Telefon:  (089) 74 44 24 98 
Fax:  (089) 74 44 24 99 
eMail:  info@l-r-service.de 
Internet: www.l-r-service.de

Wartung und Reinigung von: 
• 
• 
• 

„Wenn wir gehen 

Wartung und Reinigung von
Lüft ungs- und Klimaanlagen

Abonnieren Sie unseren 
KOSTENFREIEN NEWSLETTER: 

www.gemeindezeitung.de/newslett er
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Ohne die MIG? Unvorstellbar!
Würzburger Inklusionsbetrieb erledigt Aufträge für den Landkreis Main-Spessart

Bis sitzt, was zu wissen und zu können ist, dauert manchmal eine 
ganze Weile. Aber das ist okay. „Bei uns arbeiten Menschen mit an-
erkannter Lernbehinderung“, sagt Stefan Schön, der im Würzburger 
Inklusionsbetrieb MIG die Abteilung „Grüne Dienstleistungen“ lei-
tet. Die MIG ist einer von 13 Inklusionsbetrieben in Unterfranken.

Dass die Arbeitsleistung plötz-
lich einbricht, weil es zu seeli-
schen Turbulenzen kam, ist eine 
potentielle Gefahr bei Menschen 
mit kognitiver Einschränkung. 
„Das kann zum Beispiel passieren, 
weil sich irgendetwas im Lebens-
umfeld ändert“, erläutert Schön, 
in dessen Abteilung 70 Männer 
und Frauen mit Lernbehinderung 
tätig sind. Anleiter in Inklusions-
betrieben müssen eine Ahnung 
haben, was die Diagnose „Lern-
behinderung“ bedeutet, um Kri-
sen verstehen und Mitarbeiter in 
Krisen auffangen zu können.

Da hat vielleicht jemand schon 
seit Tagen dunkle Ringe un-
ter den Augen, weil er vor kur-
zem von daheim ausgezogen 
ist. „Plötzlich alleine zu wohnen, 
kann für einen Menschen mit 
Lernbehinderung einen gravie-
renden Einschnitt bedeuten“, so 
Schön. Sich selbst zu disziplinie-
ren, fällt schwer, und so wird, zu-
mindest anfangs, nicht selten die 
ganze Nacht am Computer ge-
zockt. Obwohl man weiß, dass 
man am nächsten Tag fit sein soll-
te: „Bei unseren Beschäftigten 
kann es sein, dass sie dann un-

ausgeschlafen oder unpünktlich 
kommen.“ Woanders wäre Ärger 
programmiert. Im Inklusionsbe-
trieb bewältigt man solche Prob-
leme verständnisvoll.

Weil ein regulärer Betrieb 
nicht mal eben kurz die Produk-
tion stoppen kann, weil es meh-
reren Beschäftigten gerade nicht 
gut geht, ist es auf dem ersten 
Arbeitsmarkt schwierig, allzu vie-
le Menschen mit Leistungsdefizi-
ten zu integrieren. „Inklusionsbe-
triebe bieten eine Alternative zur 
freien Wirtschaft“, sagt Susanne 
Niederhammer von der „Modell 
Integrationsgesellschaft mbH“, 
wie das Tochterunternehmen 
der Mainfränkischen Werkstät-
ten ausgeschrieben heißt. Gleich-
zeitig stellen Inklusionsunterneh-
men nach ihren Worten aber 
auch eine Alternative zur Werk-
stätte dar: „Damit verwirklichen 
wir das Wunsch- und Wahlrecht 
im Arbeitsleben.“

Gärtner, Forstwirte  
und Winzer dringend gesucht

Unter dem Stichwort „Inklu-
sion“ wird seit genau 15 Jahren 

versucht, Schritt für Schritt eine 
völlige Gleichberechtigung von 
Menschen mit und ohne Behin-
derung zu realisieren. Ein weiter 
Weg, teilweise mit Rückschritten. 
Inklusionsbetrieben zum Beispiel 
macht laut Schön ein massiver 
Fachkräftemangel zu schaffen: 
„An unserem Standort in Lohr 
müssen wir dringend zwei Fachar-
beiterstellen besetzen.“ Seit fünf 
Jahren schon sucht das „grüne“ 
MIG-Team nach Gärtnern aller 
Fachrichtungen, Forstwirten oder 
Winzern. Sollte sich nicht bald je-
mand finden, muss der Lohrer 
Standort möglicherweise verklei-
nert werden. Die entsprechen-
den Jobs würden dann verlagert.

Was ein Inklusionsbetrieb ganz 
genau ist, lässt sich laut Nieder-
hammer nicht schnell erklären. 
„Bei uns kann man sehr viel erle-
ben, was in einem eng getakteten 
Wirtschaftsunternehmen nicht 
möglich ist“, erklärt sie. Wer sich 
als Facharbeiter darauf einlässt, 
in der MIG mit behinderten Men-
schen zu arbeiten, beginne außer-
dem bald, noch etwas anderes zu 
schätzen: „Nämlich, dass wir ei-
nen völlig anderen Umgang mit 
Fehlern haben.“ Anleiter in einem 
Inklusionsunternehmen zu sein, 
ist nicht unbedingt ein lukrativer 
Job. Doch Geld sei ja nicht alles: 

„Wir bieten spannende, sehr ei-
genverantwortliche Arbeitsplät-
ze.“ Dass dem so ist, bestätigt An-
leiter Lukas Breitenbach.

Lange, berichtet er, sei er als 
Garten- und Landschaftsbauer in 
der freien Wirtschaft tätig gewe-
sen: „Da hat man sich manchmal 
kaputt gebuckelt.“ Auf die Stel-
le bei der MIG sei er zufällig an-
gesprochen worden. Und habe 
erst mal geschluckt: „Ich war da-
mals nicht sicher, ob ich mit Men-
schen mit Behinderung arbeiten 
kann.“ Heute schmunzelt Breiten-
bach über seine Bedenken: „Mei-
ne Mitarbeiter mit Lernbehinde-
rung sind für mich ganz norma-
le Kollegen, die einfach nur ein 
wenig mehr Unterstützung brau-
chen.“ 2017 stieg Breitenbach bei 
der MIG ein. Derzeit ist er Anleiter 
des Teams am Standort Lohr. Hier 
sind zehn Menschen mit Lernbe-
hinderung beschäftigt. Viele Auf-
träge werden für den Landkreis 
Main-Spessart erledigt.

Gerade ist Breitenbach mit Se-
bastian Rack und Andreas Sobo-

la dabei, die Grünflächen eines 
vom Marktheidenfelder Gymna-
sium genutzten Sportplatzes zu 
pflegen. „Wir haben heute schon 
die Wiese gemäht, Hecken ge-
schnitten und Unkraut auf dem 
Platz entfernt“, erzählt der Anlei-
ter. Solche Arbeiten machen dem 
26-jährigen Rack aus Weyers-
feld bei Gemünden großen Spaß. 
Schon in der Förderschule habe 
er Sport über alles geliebt, erzählt 
er: „Ich bewege mich sehr gern.“ 
Das gilt auch für seinen Kollegen 
Sobola. Der 38-Jährige ist bereits 
seit 15 Jahren im Inklusionsbe-
trieb MIG tätig. 

Sobola könnte sich ein Leben 
ohne die MIG nicht mehr vorstel-
len. Arbeitslos zu Hause auf der 
Couch zu hocken und den gan-
zen Tag fern zu sehen, wäre über-
haupt nichts für ihn. Sobola packt 
gern an. Und er freut sich jeden 
Tag darauf, seine Kollegen zu tref-
fen. Mit Rack ist er inzwischen be-
freundet: „Wir treffen uns auch 
privat.“ Zum Kaffeetrinken. Oder 
zum Ausgehen. Pat Christ
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Fr13

Mo9 KW 37

Di10

Mi11

Mi4

Do5

Fr6

Mo2 KW 36

Di3

10

Sa26

So27

So20

Sa19

Sa12

So13

Sa5

So6

Mo28 KW 44

Di29

Mi30

Do31

Do24

Fr25

Mo21 KW 43

Di22

Mi23

Mi16

Do17

Fr18

Mo14 KW 42

Di15

Di8

Mi9

Do10

Fr11

Fr4

Mo7 KW 41

Di1

Mi2

Do3

11
Sa30

So24

Sa23

Sa16

So17

Sa9

So10

Sa2

So3

Do28

Fr29

Mo25 KW 48

Di26

Mi27

Mi20

Do21

Fr22

Mo18 KW 47

Di19

Di12

Mi13

Do14

Fr15

Fr8

Mo11 KW 46

Mo4 KW 45

Di5

Mi6

Do7

Fr1

Tag d. Dt. Einheit

12
Sa28

So29

Sa21

So22

Sa14

So15

So8

Sa7

So1

Mo30 KW 1

Di24 Heiligabend

Mi25 Weihnachten

Do26 Weihnachten

Fr27

Fr20

Mo23 KW 52

Mo16 KW 51

Di17

Mi18

Do19

Do12

Fr13

Mo9 KW 50

Di10

Mi11

Mi4

Do5

Fr6

Mo2 KW 49

Di3

Di31 Silvester

Mi1 Neujahr

Do2

So5

Sa25

So26

Sa18

So19

So12

Sa11

Sa4

Di28

Mi29

Do30

Fr31

Fr24

Mo27 KW 5

Mo20 KW 4

Di21

Mi22

Do23

Do16

Fr17

MoMo1313 KW 3KW 3

Di14

Mi15

Mi8

Do9

Fr10

Mo6

KW 2KW 2Di7

Fr3

Heiligabend

Weihnachten

Weihnachten

Neujahr

Hl. Drei Könige

Karfreitag

Ostermontag

Himmelfahrt

KW 21

Pfingstmontag

Pfingstsonntag

Fronleichnam

Allerheiligen

Hl. Drei KönigeHl. Drei Könige



LGA LANDESGEWERBEANSTALT BAYERN
KÖRPERSCHAFT DES ÖFFENTLICHEN RECHTS

LGA BAUTECHNIK
GMBH

Ein Unternehmen der
LGA Landesgewerbeanstalt Bayern

Körperschaft des öff entlichen Rechts

ERWEITERTE GESCHÄFTSLEITUNG/PROKURISTEN

TECHNISCHER  BEREICH

Kst. 1108 LGABE

Züleyha Vural
 0911 81771-232

Beschaff ung

Kst. 1322 LGARW

Victor Camacho
 0911 81771-231

Rechnungswesen

Kst. 1161 LGACON

Christian Weißmantel
 0911 81771-228

Controlling

KAUFMÄNNISCHER  BEREICH

Kst. 10 S-A3

Jürgen Hilfi nger
 0731 97437-11

Außenstelle 
Neu-Ulm

Kst. 9 S-A2

Helge Nikesch
 0831 52148-13

Außenstelle 
Kempten

Kst. 29 S-BT2

Heiko Krämer
 09561 8333-11

Außenstelle 
Coburg

Kst. 286 S-HO

Ltg. Dr. Ulrich Leißner
 09281 7375-23

Stv. Dr. M. Achenbach
 09281 7375-20

Prüfamt für 
Standsicherheit

Hof

Kst. 325 S-LA3

Christian Liebl
 0851 9881731-1

Außenstelle 
Passau

Kst. 172 S-LA2

Bernhard Obermaier
 0991 3831970-11

Außenstelle 
Deggendorf

Kst. 206 S-M4

Dr. Jörg Schaff rath
 0881 927909-31

Außenstelle 
Weilheim

Kst. 208 S-M3

Stefan Eder
 0861 98654-11

Außenstelle 
Traunstein

Kst. 207 S-M2

Simon Kröniger
 0841 37062-15

Außenstelle 
Ingolstadt

Kst. 217 S-N2

Günther Neumeier
 0981 96908-17

Außenstelle 
Ansbach

Kst. 1115 LGAFLB

Jürgen Lehnert
 0911 81771-330

Fliegende Bauten

Kst. 228 S-R2

Thomas Müller
 0941 3831-102

Außenstelle 
Weiden

Kst. 246 S-WUE3

Thomas Karg
 09721 7841-12

Außenstelle 
Schweinfurt

Kst. 244 S-WUE2

Günter Peters
 06021 4145-17

Außenstelle 
Aschaff enburg

Kst. 7113 BTGB

Barbara Koch
 0911 81771-404

Grundbauinstitut

Kst. 7112 BTVW

Dieter Straußberger
 0911 81771-400

Verkehrswegebau

Kst. 7111 BTIN

Ltg. Dieter Straußberger
 0911 81771-400

Stv. Barbara Koch
 0911 81771-404

Infrastruktur

BAUTECHNIK

Kst. 7121 BTB

Ltg. Sven Dotzauer
 0911 81771-445

Stv. Stefan Baumann
 0911 81771-443

Beton. Baustoff e. 
Bauwerke.

Kst. 7141 BTBD

Ltg. Sven Homburg
 0911 81771-298

Stv. N. N.


Bauwerks-
diagnose

Kst. 6130 BV

Frank Vogel
 0911 81771-299

Kaufmännische 
Leitung Bautechnik

Kst. 2 S-A1

Ltg. Michael Hanrieder
 0821 50205-25

Stv. Ralph Bußler
 0821 50205-36

Prüfamt für 
Standsicherheit

Augsburg
Kst. 284 S-BT1

Ltg. Alexander Krauß
 0921 75913-13

Stv.. Stefan Lenhart
 0921 75913-25

Prüfamt für 
Standsicherheit

Bayreuth
Kst. 293 S-LA1

Ltg. Manfred Steinicke
 0871 608-13

Stv. Nikolas Nissen
 0871 608-25

Prüfamt für 
Standsicherheit

Landshut
Kst. 296 S-M1

Ltg. Rolf Plechatz
 089 126602-60

Stv. Simon Kröniger
 089 126602-22

Prüfamt für 
Standsicherheit

München
Kst. 280 S-N1

Ltg. Peter Hofmann
 0911 81771-300

Stv. Edgar Görl
 0911 81771-354

Prüfamt für 
Standsicherheit

Nürnberg
Kst. 300 S-R1

Ltg. Martin Koller
 0941 3831-100

Stv. Thomas Müller
 0941 3831-102

Prüfamt für 
Standsicherheit

Regensburg

STABSTELLEN

Kst. 234 S-WUE1

Ltg. Andreas Klug
 0931 4196-134

Stv. Martin Folchert
 0931 4196-138

Prüfamt für 
Standsicherheit

Würzburg

Kst. 6140 BZERT

Günther Jost
 0911 81771-490

Zertifi zierungs-
stelle

PRÜFSTATIK

Kst. 1156 LGABS

Ltg. Dr. Michael Cyllok
 089 5897706-10

Stv. N. N.


Institut für
Brandschutz
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LGA Landesgewerbeanstalt Bayern
Körperschaft des öff entlichen Rechts

Prüfamt Augsburg
 0821 50205-0

 0821 50205-60
 augsburg@lga.de

Prüfamt Bayreuth
 0921 75913-0

 0921 75913-10
 bayreuth@lga.de

Prüfamt Hof
 09281 7375-0

 09281 7375-90
 hof@lga.de

Prüfamt Landshut
 0871 608-0

 0871 608-19
 landshut@lga.de

Prüfamt München
 089 126602-0

 089 126602-99
 muenchen@lga.de

Prüfamt Nürnberg
 0911 81771-300

 0911 81771-399
 nuernberg@lga.de

Prüfamt Regensburg
 0941 3831-0

 0941 3831-103
 regensburg@lga.de

Prüfamt Würzburg
 0931 4196-0

 0931 4196-200
 wuerzburg@lga.de 

LGA Bautechnik GmbH
Tillystraße 2
90431 Nürnberg

 0911 81771-492
 0911 81771-489
 bautechnik@lga.de

www.lga.de

Kst. 1105 LGAPR

Kühn/Mocsnek
 0911 81771-218

Personal-
vertretung

Sicherheit und Qualität seit 1869

Tillystraße 2
90431 Nürnberg

 0911 81771-0 (Zentrale)
 0911 81771-209

 lga@lga.de
 www.lga.de

Stand: 01.06.2023

Kst. 1106 LGAIR

N. N.


Innenrevision mit  
Risikomanagement

Kst. 1158 LGADIG

Elmar Bauernfeind
 0911 81771-290

Digitalisierung und 
Systeme

Kst. 1104 LGARECHT

Oliver Thumann
 0911 81771-211

Recht

Kst. 1170 LGADS

Jochen Galsterer
 0911 81771-283

Datenschutz

Kst. 1168 LGAM

Michael Schäfer
 0911 81771-225

Marketing und 
Kommunikation

Kst. 1321 LGAFIN

Ltg. C. Weißmantel
 0911 81771-228

Stv. Kfm. Leitung
  0911 81771-248

Finanzen und 
Beschaff ung

Kst. 1162 LGAP

Ltg. Wencke Adler
 0911 81771-255

Stv. Maite Glaser 
 0911 81771-257

Personal

Kst. 1347 LGAIT

Ltg. Peter Greulich
 0911 81771-260

Stv. Ayhan Fettahlar
 0911 81771-263

Informations-
technologie

BRANDSCHUTZ

     B

Hans-Peter Trinkl
 0911 81771-200

GESCHÄFTSFÜHRUNG
Kst. 1070       LGAV

Hans-Peter Trinkl
 0911 81771-200

VORSTAND

Ltg. Viola Lindner
 0911 81771-248

Stv. Sigrun Belzer
 0911 81771-229

BRANDSCHUTZ

STABSTELLEN

Kst. 7102 BTV

Nico Hartlep
 03643 49340-11

Vertrieb

Kst. 316 SEDV

Thomas Bachlehner
 0821 50205-27

Prüfstatik EDV

STABSTELLEN

Kst. 1318 S-1

Christoph Port
 0911 81771-323

Sonder-
konstruktionen

Ltg. Kai-Uwe Richter
 0911 81771-270

Stv. N. N.


Kst. 7123 BTBW

Andreas Stumpp
 0911 81771-327

Bauwerke

Kst. 7122 BTBE

Sven Dotzauer
 0911 81771-445

Beton und 
Baustoff e

Bautechnisches Prüfl abor

Kst. 1169 LGAMS

Mark Schüßler
 0911 81771-213

Management-
systeme

Kst. 1120 LGAMPA

Ltg. Mark Schüßler
 0911 81771-213

Techn.-Ltg.  Dr. M. Cyllok
  089 5897706-10

Material-
prüfungsamt




